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in ls Deputation hinſendet, an deren Spitze ich mich zu ſtellen 
Gemeinderath. — 5. 2.2. 


—— Die Herren werden wohl einverſtanden ſein, wenn ich ſage, 
: : 160 es mögen ſich jene Herren, welche theilzunehmen wünſchen, melden 
Sitzungen des Hemeinderathes. und es möge dem Präſidium überlaſſen werden, unter den ſich 
Dienstag, den 26. September 1893, ½5 Uhr nachmittags. Meldenden die Auswahl zu treffen. (Zuſtimmung.) 
Freitag, den 29. September 1893, ½5 Uhr nachmittags. 4. Das ſtädtiſche Pädagogium feiert am 23. September d. J. 
um 6 Uhr abends das 25jährige Jubiläum ſeines Beſtandes. Ich 
a oo. lade hiezu den verehrten Gemeinderath ein und bitte, die be— 
Stenographiſcher Bericht treffenden Karten im Präſidinm in Empfang zu nehmen. 
| 5. In der letzten Sitzung wurde die Commiſſion zur Prüfung 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. der Rechnungsabſchlüſſe pro 1892 gewählt. Abgegeben wurden 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 19. September 84 Stimmen. Es entfielen auf 


1893 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. Herrn Gem.⸗Rath Adam.... 83 Stimmen 
Nep. Prix. 65 hi Boſchan e 83 1 
| : 1 Dr. Friedjung . 82 N 
Vürgermeiſter Dr. Prix: Die Verſammlung iſt beſchluſs— g 5 Grünbeck Seb. . 81 
fähig, die Sitzung iſt eröffnet. „ . 82 „ 
1. Herr Gem.⸗Rath Gauguſch hat einen Urlaub bis Ende f 6 Dr. Klotzberg 82 „ 
September erhalten. Herr Gem.-Rath Mareſch erſucht vom 1 N Dr. Kupka . .. 83 : 
19. September an um einen einmonatlichen Urlaub. N R UNO: en 81 N 
Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) Der Urlaub iſt 1 R h 88 
bewilligt. 7 U Mayer K. M. . 83 fi 
2. Seine k. u. k. apoſtoliſche Majeſtät hat den allerunter— ö f Dr. Nechausky . 83 „ 
thäuigſten Dank der Stadtgemeinde Wien für die Anlage des 1 a Dr. Prockſch . . 88 „ 
Schönbrunner Vorparkes und für die Überlaffung desselben zur 5 N MONTE 5. wu 589 f 
allgemeinen Benützung huldvollſt zur Allerhöchſten Kenntnis zu 1 5 Steiner 82 1 
nehmen geruht. N 5 D Sern 2 4 
Hievon iſt die Verſtändigung erfolgt, welche zur Kenntnis n A Strobach . . . 82 N 
genommen wird. 1 1 Trambauer . . 82 1 
3. Das Comité des Andreas Hofer-Denkmales am Berg N h Wefjely Vincenz 82 N 
Iſel ladet den Gemeinderath zur Enthüllungsfeier ein. „ N Winter . .. 83 5 
Dieſer Einladung wird wohl der Gemeinderath mit Rückſicht . N Wünſch . .. 83 5 
darauf, dass es ſich hier um ein öſterreichiſch-patriotiſches Feſt „ 1 S 82 „ 


handelt, in der Weiſe entſprechen, daßs er vielleicht fünf Mitglieder | Dieſe Herren erſcheinen daher in die Commiſſion gewählt. 
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6. Ich habe die Ehre, eine Interpellation des Herrn Gem. 
Rathes Djörup in Angelegenheit der Herſtellung einer Com⸗ 
munication zwiſchen der Kaiſer Franz Joſefs⸗Brücke und der Kaiſer 


Franz Joſefs⸗Jubiläums⸗Brücke im II. Bezirke zu beantworten. 


Derzeit beſteht als directe Verbindung zwiſchen den genannten 
Brücken nur die Forſthausgaſſe, welche nur ein privater Feld— 
weg und deshalb auch nicht beleuchtet iſt. 

Es wird daher ſeit längerer Zeit die Herſtellung neuer 
Communicationen angeſtrebt, welche aber bisher an den hohen 
Forderungen der Grundeigenthümer für benöthigte Gründe ſcheiterte. 
Anlässlich eines neuerlichen Offertes der Allgemeinen öſterreichiſchen 
Baugeſellſchaft hat das Stadtbauamt Alternativ-Projecte für dieſe 
Straßenanlage vorgelegt, welche im Laufe der nächſten Woche 
der commiſſionellen Behandlung unterzogen werden. 

7. Über die Interpellation des Herrn Gem.-Rathes Jedlicka, 
betreffend die Vergebung der Canal- und Senkgrubenräumung im 
XVIII. Bezirke, habe ich die Ehre, Folgendes mitzutheilen: 

Bei der am 28. Auguſt 1893 wegen Vergebung der Canal— 
und Senkgrubenräumung im XVIII. Bezirke abgehaltenen Offert⸗ 
verhandlung kamen folgende vier als die günſtigſten in Betracht: 

1. Joſef Schmatera, für die Räumung der Canäle des 
ganzen Bezir fes . . 12.800 fl. 
Einheitspreis für die Räumung der Senkgruben in der J. und 
II. Section des Bezirkeetrssseͤsnseesess 3 fl. 

2. Schürr und Hoffinger, für die Räumung der Cauäle 
der I, bis I Sein ee ea 10.500 fl. 
für die Räumung der Senkgruben in dieſen Sectionen ein Einheits— 
Preis onen: ᷑ĩẽĩVa 2 fl. 

3. Anton Sederer, für die Räumung der Canäle in der 
I. bis III. Sectiußnn i RE RE EN 10.690 fl. 
für die Räumung der Senkgruben in dieſen Sectionen ein Einheits— 


preis von 2 fl. 20 kr. 

4. Johann Pfeiffer, für die Räumung der Canäle in der 
I Seeing Eee 1850 fl. 
in der V. Section 1000 „ 


für die Räumung der Senkgruben, Einheitspreiſe für die 


Irn ee 1 fl. 50 kr. 
%%% /// ᷣ TTA 2 „ 20 „ 
„ er 2 „60 „ 


Das Offert des Beſtbieters Joſef Schmatera enthielt ſomit 
keine Einheitspreiſe für die Senkgrubenräumung in der III. bis 
VI. Section und konnte aus dieſem Grunde als unvollſtändig 
nicht berückſichtigt werden. 

Das Offert der Unternehmer Schürr und Hoffinger, 
welches ſich nur durch eine geringe Preisdifferenz von dem Offerte 
des bisherigen Contrahenten für Währing, Anton Sederer, 
unterſcheidet, wurde übergangen, weil dieſe Offerenten noch nicht 
Contrahenten der Gemeinde waren und über ihre für einen ſo 
großen Bezirkstheil nothwendige Leiſtungsfähigkeit nichts bekannt war. 

Der Stadtrath hat daher mit Beſchluſs vom 29. Auguſt 1893, 
8. 6210, für die I. bis III. Section des XVIII. Bezirkes das 
Offert des bisherigen Contrahenten Anton Sederer angenommen, 
gemäß dem Antrage, welcher von der Offertverhandlungs-Commiſſion 
und dem Magiſtrate geſtellt wurde. Darüber, dass, wie der Herr 
Interpellant behauptet, gegen Anton Sederer während der Dauer 
des bisherigen Vertrages Beſchwerden eingelaufen ſeien, iſt weder 
dem Magiſtrate noch dem Stadtbauamte etwas bekannt. 
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Für die IV. bis VI. Section wurde das Offert des Johann 
Pfeiffer genehmigt. 

Aus dieſer Darſtellung geht hervor, dafs ſich nach den an⸗ 
genommenen Anboten die Koſten der Canalräumung im XVIII. Be⸗ 
zirke auf jährlich 13.540 fl. ſtellen werden. Wenn man daher 
von der Unvollſtändigkeit des günſtigſten Offertes absieht, fo beträgt 
die Preisdifferenz zwiſchen dem Beſtbote von 12.200 fl. und den 
angenommenen Offerten nicht, wie in der Interpellation behauptet 
wird, 1290 fl., ſondern nur 740 fl.; dem ſteht aber gegenüber, 
dafs die Einheitspreiſe für Senkgrubenräumung in den 
Sectionen J und II, in welchen Schmatera ſolche angegeben hat, 
um 80 kr. (per Cubikmeter) höher ſind als die des Anton Sederer, 
ein Erſparnis, welches die Mehrkoſten für die Räumung der 
Canäle weitaus aufwiegen wird. 


Endlich hat Schmatera bisher nur die Räumung der 
Hauptcanäle in Gerſthof beſorgt, jo dass über ſeine Leiſtungsfähigkeit 
für größere Arbeiten keine Erfahrungen vorliegen. 

Ich erſuche, die Einläufe zu verleſen. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm (liest): 

8. Anfrage des Gem. -Nathes Tomola: 


In der Stadtraths⸗Sitzung vom 27. Juli d. J. wurden nach Anhörung 
des Referenten Herrn St.-R. Dr. Vogler die Bürgerſchullehrer⸗, beziehungs- 
weiſe Bürgerſchullehrerinnenſtellen beſetzt. In dem darauf bezüglichen Sitzungs— 
berichte heißt es zum Schluſſe: „Rückſcchtlich der Bürgerſchullehrerſtelle, XVII., 
Kirchengaſſe 37, beantragt Referent, es ſei mangels eines geeigneten Competenten 
eine neue Concursausſchreibung vorzunehmen.“ 

Es liegt mir vollſtändig fern, au der Richtigkeit dieſer Behauptung zu 
zweifeln; da aber unter der Lehrerſchaft bekannt iſt, daſs um die genaunte 
Stelle 11 Bewerber eingeſchritten find, von denen mehrere mit „ſehr gut“ 
qualificiert ſind und auf eine ſechs— bis ſiebenjährige Dienſtzeit zurückblicken, 


ſo bitte ich den Herrn Bürgermeiſter zur Beruhigung der 


Lehrerſchaft, welche doch nicht glauben ſoll, daſs aus hinfälligen 


oder gar nichtigen Gründen eine Anſtellung nicht vorgenommen 
worden iſt, in dieſer Sache um Aufklärung. 

Zürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der nächſten 
Sitzung beantworten. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Dehm (liest): 

9. Interpellation des Gem. Nathes Bild: 

Jufolge des neuen Zubaues zu dem Schulgebäude im XII. Bezirke, 
Gaudenzdorf, Schönbrunner Hauptſtraße 41, und den daraus erfolgten Adap⸗ 
tierungsarbeiten in den alten Schulgebäuden Nr. 39 und 41 find gegenwärtig 
noch Schloſſer, Tiſchler, Anſtreicher, Waſſer⸗ und Gas⸗Inſtallateure bei Tag 
und Nacht vollauf beſchäftigt; die Maurer arbeiten noch an Verputzungen und 
am Weißen der ganzen Schulgebäude; Thüren und Fenſter, ſowie mehrere 
Schulzimmer ſind vom beſpritzten Kalk und Staub noch nicht vollkommen 
gereinigt, und die neuen Schulbänke ſind in mehreren Claſſen noch ausſtändig. 
Es herrſcht hier noch ein lebhaftes Baugetümmel, in welches die Kinder, die 
zum Schulbeſuche hinkommen, ſich mengen. 


In Anbetracht, dafs bei einem ſolchen Baugetümmel ein Unglücksſall ein 
die Schule beſuchendes Kind ſehr leicht treffen köunte, ohne jemanden hiefür 
verantwortlich machen zu können, die Schulkinder in einem geſundheitsſchädlichen, 
ſtaubgeſchwängerten Schulzimmer ſitzen müſsten, und in Anbetracht, dass in 
den vier neu erbauten Schulzimmern und in dem Turnſaale, deren Wände 
erſt vor Tagen angemaltert wurden, ein jetzt abzuhaltender Schulunterricht der 
Geſundheit der Kinder — hier der Mädchen — durchaus nicht zuträglich ſein 
kann, erlaube ich mir an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu richten, 


ob es demſelben nicht dringend nothwendig ſcheint, zu ver— 
anlaſſen, dafs der Schulunterricht in dieſem Gebäude bis zur 
Vollendung aller noch ausſtehenden Arbeiten ſiſtiert werde? 
ferner dass 

in dem neu erbauten Schultracte der Unterricht erſt dann 
ertheilt werde, wenn durch fleißiges Heizen die Räumlichkeiten 
ausgetrocknet ſein werden? 

Vürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der nächſten 
Sitzung beantworten. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſtdenzſtadt Wien. — Nr. 76, 22. September 1893. 


. e e e. e 


Schriftführer Hem. Rath Dehm (liest): 

10. Interpellation des Gem.-Nathes Eigner: 

Indem der Vertrag der Straßenreinigung des XVII. Bezirkes mit dem 
Gemeindefuhrwerksbeſitzer Herrn Johann Rouſſeau bis Ende October 1893 
abläuft und dann die Commune Wien die Straßenreinigung im XVII. Be— 
zirke in eigene Regie übernimmt und die projectierten Magazinsgebäude auf 
den Bauplätzen in der Rötzergaſſe, Roſenſteingaſſe, Gſchwandnergaſſe und Ecke 
der Karlsgaſſe für die Unterbringung der Schneepflüge, Kehrmaſchinen, Werk— 
zeuge ꝛc. zu erbauen ſind, aber bis heute damit noch nicht begonnen wurde, 
jo erlaube ich mir an den Herrn Vürgermeiſter die Anfrage zu richten: 

wann eigentlich mit dem Baue begonnen werden ſoll, indem 
nur mehr 40 Tage Zeit iſt, die Magazinsgebäude fertigzuſtellen? 

Vürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der nächſten 
Sitzung beantworten. 

Schriftführer Gem.-Nath Dehm (liest): 

11. Antrag des Gem.-⸗Nathes Nuſchan: 

Obwohl bei den gelegentlich der Ausführung von Canalbauten ſowie bei 
Legung von Gas- und Waſſerleitungsrohren ꝛc. erforderlichen Erdaushebungen 
bei Eintritt der Dunkelheit zum Schutze der Paſſanten Ollämpchen angebracht 
ſind, erweiſen ſich dieſelben infolge ihrer geringen Leuchtkraft, die nur zu häufig 
durch die meiſt ſchmutzigen Gläſer noch bedeutend vermindert wird, als in 
hohem Grade unzureichend. 

So lange in den Straßen ſämmtliche Gasflammen brennen, geht es noch 
an. Wenn aber nach Mitternacht die halbnächtigen Flammen ausgelöſcht werden, 
wird es oft gefahrvoll, ſolche Stellen zu paſſieren und gilt dies beſonders von 
den Vororten, wo die Zahl der ganzuächtigen Gasflammen ohnehin eine unzu— 
reichende genannt werden muſs. 

Um nun jenen Theil der Bevölkerung, welcher gezwungen iſt, nach 
Mitternacht ſolche Straßen zu paſſieren, vor eventuellen Unglücksfällen in dieſer 
Hinſicht zu bewahren, ſtellt der Gefertigte den Antrag: 

Es ſeien in jenen Straßen, wo größere Erdaushebungen 
erforderlich ſind, auf die Dauer dieſer Arbeiten auch die halb— 
nächtigen Gasflammen die ganze Nacht hindurch brennen zu 
laſſen. 


Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Dehm (liest): 

12. Antrag des Gem.-Nathes Trambauer: 

Das Rohrnetz der Kaiſer Franz Joſef-Hochquellenleitung im X. Bezirke 
reicht nur bis zur Gellertgaſſe; von dieſer Gaſſe bis zur alten Gemeindegrenze 
entbehren die Bewohner dieſes Bezirkstheiles den Genus des Hochquellen⸗ 
waſſers, trotzdem ſie dieſelben Laſten zu tragen haben, wie in anderen Bezirken. 

Ich ſtelle demgemäß den Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath beſchließe, es ſei den Bewohnern 
in dem Bezirkstheile, wo die Hochquellenleitung nicht eingeleitet 
iſt, das Waſſer täglich zweimal zuzuführen. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm (liest): 
13. Antrag des Gem.⸗Nathes Scheidl: 

Am Lerchenfeldergürtel, der bereits vollſtändig verbaut iſt, befinden ſich 
noch immer auf den der Neuen Wiener Tramway -Geſellſchaft gehörigen 
Spiegelgründen eine Menge halbverfallener Holzbaracken, Schupfen und ein 
im hohen Grade verwahrloster Garten. | 

Nachdem dieſe Objecte zu den ſich zu beiden Seiten des Gürtels er— 
hebenden, oft mit großem Luxus errichteten Neubauten in grellem Widerſpruche 
ſtehen und überdies von arbeitsſcheuen und obdachloſen Individuen gerne als 
Schlupfwinkel benützt werden, ſtellt der Gefertigte den Antrag: 


Die auf den Spiegelgründen des Lerchenfeldergürtels im 
XVI. Bezirke ohnehin in verwahrlostem Zuſtande befindlichen 
Objecte ſeien in kürzeſter Zeit zu entfernen. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Dehm (liest): 

14. Antrag des Gem.⸗Nathes Nöhrl: 

In Aubetracht der Nothwendigkeit und aus Verkehrsrückſichten, dass die 
Gebietstheile Wiens: Meidling, Sechshaus und Gumpendorf mit der Inneren 


Stadt durch eine directe Tramwaylinie verbunden werden, ſtellt Gefertigter 
folgenden Antrag: 


Es ſei dahin zu wirken, dafs von der Neuen Wiener 
Tramway ⸗Geſellſchaft die Strecke Meidling-Schönbrunnerthor — 
Tegetthoffſtraße — Rauchfangkehrergaſſe —Ullmannſtraße —Mollard— 


— riß — 


1809 


— — ae 


gaſſe — Wienſtraße — Magdalenenſtraße — Operngaſſe und Neuer 
Markt als Kopfſtation eheſtens fertiggeſtellt werde. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. — Wir ſchreiten zur 
Tagesordnung. Ich erſuche den Herrn Gem.-Rath Dr. Hacken— 
berg zum Referate. 

15. Referent Gem.-Nath Dr. Hackenberg: Ich habe die 
Ehre, zur Vorlage Nr. 165, welche ſich in den Händen der ver— 
ehrten Herren Collegen befindet, zu referieren. Dieſelbe betrifft den 
Entwurf eines Vertrages zwiſchen der Gemeinde Wien und der 
Bauunternehmung Ritſchl & Cie. in Betreff der Bewilligung 
zur Benützung ſtädtiſcher Straßen zur Herſtellung einer elektriſchen 
Bahn von Wien, von der Verbindungsbahn ausgehend, nach 
Kagran. Wie ſich die Herren erinnern werden, iſt der Gegenſtand 
nicht ganz neu. Ich hatte vor ungefähr einem Jahre die Ehre, 
in derſelben Angelegenheit hier zu ſtehen und zu referieren. Die 
Sache wurde damals, insbeſondere wegen verſchiedener Unklarheiten 
in der Vorlage, abgelehnt und hat ſich inzwiſchen verzögert bis auf 
die allerjüngſte Zeit. Die Bauunternehmung iſt um die Conceſſion 
eingeſchritten und für den 23. d. M. iſt die Commiſſion zum 
Zwecke der Tracenreviſion angeordnet worden. 

Es handelt ſich nunmehr um eine Linie, die gegenüber dem 
Projecte, welches im vorigen Jahre im Gemeinderathe vorgelegt 
wurde, eine kleine Divergenz enthält. Die Linie iſt dadurch etwas 
länger geworden, dafs ſie weiter gegen Kagran vorgeſchoben 
worden iſt und dass die Anfangsſtation nicht, wie in dem im 
vorigen Jahre vorgelegenen Projecte, diesſeits der Verbindungs— 


bahn gegen den Praterſtern in der Nähe des Weges, der zur 


Rudolfsbrücke führt, gelegen iſt, ſondern jenſeits der Verbindungs— 
bahn auf den hof⸗ärariſchen Gründen in der Nähe des Circus 
Buſch. Die Bahnlänge beträgt netto 5 km. Die Trace der Bahn 
geht, wie geſagt, von den hof-ärariſchen Gründen in der Nähe 
des Circus Buſch aus, führt über die Kronprinz Rudolfſtraße 
und im Peageverhältniffe mit Benützung der Geleiſe der Tramway— 
Geſellſchaft über die Kronprinz Rudolfsbrücke, dann auf der Reichs— 
ſtraße, und zwar auf deren linken Seite bis unmittelbar vor 
Kagran. In der Trace iſt aber auch das alte Donaubett zu über— 
ſetzen. Urſprünglich hatte die Unternehmung projectiert, dieſen 
Theil des alten Donaubettes mittels einer Dammſchüttung voll— 
ſtändig zu verlegen. Im Laufe des heurigen Jahres hat eine 
Commiſſion ſtattgefunden und haben ſich alle maßgebenden Factoren 
dagegen ausgeſprochen, dafs dieſe Verſchüttung platzgreife. 

Es wird ſich daher die Nothwendigkeit ergeben, dieſes alte 
Donaubett an dem betreffenden Theile zu überbrücken. 

Die Neigungsverhältniſſe der Bahn ſind außerordentlich 
gering. Ungefähr die Hälfte der ganzen Bahn verläuft unter einer 
Steigung von 10 Percent, ein geringer Theil über 10 Percent, 
und überſteigt die Neigung niemals ein Verhältnis von 15 Percent. 

Die Richtung iſt faſt durchwegs eine geradlinige. 

Es iſt eine größere Anzahl von Stationen und Ausweichen 
projectiert, wie ſie der Verkehr nach den anderen Verkehrsrouten 
und den umliegenden Orten erfordern wird. Die Centralſtation 
ſelbſt iſt in Kagran projectiert. 

Der Betrieb ſoll mittels elektriſcher Kraft ſtattfinden, und 
zwar iſt geplant, eine oberirdiſche Leitung aus dem Grunde, weil 
dieſelbe viel weniger Koſten erfordert, als eine unterirdiſche Leitung, 
ungefähr um 30.000 fl. per Kilometer weniger; weil eine ober— 
irdiſche Leitung viel weniger Unterbrechungen erfährt als eine 
unterirdiſche Leitung; weil endlich die unterirdiſche Leitung eine 
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Menge anderer Übelftände, wie fie namentlich auch in Budapeſt 
zutage getreten ſind, beſitzt, als Kurzſchließungen mit Kraftverluſt, 
Erzeugung von Sumpfgaſen in den Leitungscanälen ꝛc.; bei Vor— 
nahme von Reparaturen iſt es in Peſt wiederholt vorgekommen, 
daſs Arbeiter durch den elektriſchen Strom getödtet wurden. Mit 
Rückſicht darauf, dal die ganze Bahnanlage durch einen wenig 
beſiedelten Theil der Stadt und größtentheils durch ländliches 
Gebiet geht, iſt es gar nicht nothwendig, daßs eine unterirdiſche 
Leitung platzgreift. Übrigens iſt in dem Ihnen vorliegenden 
Vertrage vorgeſehen, dafs für beſtimmte vorausgeſehene Fälle die 
Gemeindevertretung auch das Recht beſitzt, die Herſtellung einer 
unterirdiſchen Leitung zu verlangen. 

Die Unternehmung hat, bevor ſie an die Ausarbeitung des 
ganzen Projectes gegangen iſt, durch Erhebungen ſicherzuſtellen 
gefucht, wie groß der Verkehr iſt, und hat auf dieſe ihre Erhebungen 
das ganze Project baſiert. 

Es iſt eine Maximal⸗Leiſtung der Beförderung von circa 
15.000 Perſonen täglich und eine Minimal-Leiſtung von 2000 
Perſonen in Ausſicht genommen. Dieſe Maximal⸗Leiſtung könnte 
mit neun Motorenwagen und elf Beiwagen erſtellt werden; der 
Motorenwagen würde nach Erfordernis einen oder zwei Beiwagen 
erhalten. Da die ganze Bahnanlage nicht bloß für die Perſonen— 
Beförderung, ſondern auch für kleine Güterbeförderungen beſtimmt 


iſt, werden auch Frachtenwagen beigegeben werden. Infolge deſſen 
iſt im Tarife ſowohl für die Perſonen- als auch für die Frachten- 


beförderung vorgeſehen worden. 

Die Gemeinde intereſſiert im vorliegenden Falle in erſter 
Linie die Straßenbenützung, Sicherung des ſtädtiſchen Eigenthums, 
der Gebüren für die Straßenbenützung ein eventuelles Heimfalls— 


recht und jene Beſtimmungen, welche für den Fall getroffen werden 


ſollen, als die Geſellſchaft ihren Verbindlichkeiten nicht nachkommen 
Sollte. Sie finden in dem Vertrage insbeſondere, dass auch eine 
Ausgeſtaltung dieſer Linie Wien —Kagran ſtattfinden ſoll, und zwar 
eine Ausgeſtaltung in mehrfacher Richtung; eine Ausgeſtaltung 
in erſter Linie ausgehend von der Schüttauſtraße über die Kaiſer— 
mühlen nach Stadlau, dann von der Kronprinz Rudolfſtraße, nach 
beiden Richtungen hin abzweigend, an die beiden benachbarten 
Bezirke; das wäre der II., III. und eventuell der IX. Bezirk, eine 
Linie nach Leopoldau und eine Linie nach Enzersdorf, Linien, 
welche zum größeren Theile nicht auf ſtädtiſchem Grunde ſind. 

Die Unternehmung hat insbeſondere eine Linie, abzweigend 
nach links von der Kronprinz Rudolfſtraße im II. Bezirke bis zur 
Nähe der Stephaniebrücke oder über dieſelbe hinaus bis zur 
Inneren Stadt in Ausſicht genommen. Dadurch würde das Unter— 
nehmen erſt lebensfähig werden, und es würde dadurch ein Con— 
currenzꝙ⸗ Unternehmen für die daſelbſt befindlichen Transport-Unter— 
nehmungen, für die Tramwah-Geſellſchaft und die Dampftramway 
Krauß & Cie. geſchaffen werden. 

Was nun die Gebüren für die Benützung des ſtädtiſchen 
Grundes anbelangt, ſo bitte ich bei der hiefür feſtgeſetzten Höhe 
in Rückſicht zu ziehen, dafs es ſich um ein Terrain handelt, welches 
wenig beſiedelt iſt; infolge deſſen ſind die Gebüren entſprechend 
niedrig. Jusbeſondere iſt die Gebür für die Benützung der Peéage— 
ſtrecke eine verhältnismäßig geringe. Die Herren werden ſich aus 
den Erörterungen im Auguſt des vorigen Jahres noch erinnern, 
dafs die Unternehmung urſprünglich geplant hatte, eine eigene 
Linie durch die Kronprinz Rudolfſtraße auf der linken Seite zu 
erbauen, daßs aber damals ſchon die gewichtigſten Bedenken gegen 
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den Plan insbeſondere mit Rückſicht darauf erhoben wurden, dass 
eine Linie der Stadtbahn gleichfalls durch die Kronprinz Rudolf— 
ſtraße gehen würde, fo dafs nicht weniger als drei Eiſen— 
bahn⸗Unternehmungen in dieſelbe Straße ihre Linien einlegen 
würden, was bei dem enormen Wagen- und Perſonenverkehre in 
dieſer Straße und bei der geringen Breite derſelben zu den größten 
und gewichtigſten Bedenken Anlass gibt. Die Commiſſion, welche 
damals ſtattgefunden hat, hat auch dieſe Thatſachen conſtatiert, 
insbeſondere den enormen Frachtenverkehr, der durch dieſe Straße 
führt. Es wurde daher der Unternehmung von vornherein nahe— 
gelegt, daſs fie darauf Wert lege, ſich ſobald als möglich mit der 
Tramwah-Geſellſchaft bezüglich des Peageverkehres auf der Kronprinz 
Rudolfſtraße zu vereinigen. Nach längeren Verhandlungen hat auch 
thatſächlich eine Vereinigung und der Vertragsabſchluſs zwiſchen 
Ritſchl & Cie. und der Tramway-Geſellſchaft ſtattgefunden, 
und die Unternehmung iſt darnach verpflichtet, jährlich ein Entgelt 
von 3000 fl. an die Tramway-Geſellſchaft zu bezahlen. Der 
Vertrag iſt übrigens beiderſeits halbjährig kündbar, ebenſo iſt in 
dem Vertrage vorausgeſehen, daßs auf Verlangen der Gemeinde 
dieſer Vertrag zwiſchen der Tramway -Geſellſchaft und Ritſchl 
& Cie. halbjährig gekündigt wird. Für dieſen Fall müsste 
natürlich, wenn das Unternehmen nicht vollſtändig lahmgelegt 


werden ſoll, in anderer Weiſe Vorſorge getroffen werden, dass der 


Betrieb der neuen Tramway durch die Kronprinz Rudolfſtraße 
ſtattfinden könne. 

Was die Frage, die hier eine gewiſſe Rolle ſpielt, die Frage 
des Heimfallrechtes anbelangt, jo erlaube ich mir darüber Fol⸗ 
gendes mitzutheilen: 

Die Herren werden ſich zu erinnern wiſſen, daßs unter ge 
wiſſen Vorausſetzungen der Heimfall der Tramway an die Gemeinde 
Wien ſtattfindet. Die hier vom Staake zu ertheilende Conceſſion 
wird unzweifelhaft nach dem Localbahngeſetze ertheilt werden, was 
daraus hervorgeht, daßs der Staat bereits einem Bauunternehmer 
in Prag eine Conceſſion für eine elektriſche Bahn dort ertheilt 
hat, und es läſst ſich annehmen, daßs im allgemeinen die Be— 
dingungen der Coneeſſionsertheilung für dieſe Strecken keine anderen 
ſein dürften als in Prag. In dieſer Prager Conceſſion hat ſich 
nun der Staat das Heimfallrecht ausdrücklich vorbehalten. Wenn 
nun aber der Staat das auf Grund des Geſetzes thut, iſt die 
Gemeinde nicht in der Lage, das Heimfallrecht zu beanſpruchen, 
weil wir ſonſt mit den aus dem Geſetze hervorgehenden Rechte 
des Staates in Colliſion kommen würden. 

Würden wir daher — die Gemeinde Wien — das Heim— 
fallrecht beanſpruchen, jo würde es nur dazu kommen, daj das 
Unternehmen überhaupt nicht ausgeführt werden könnte. Nun iſt 
ja das vorliegende Unternehmen unzweifelhaft im Intereſſe des 
öffentlichen Verkehres, insbeſondere für den II. Bezirk, und im 
Intereſſe der Approviſionierung von Wien gelegen. 

Ich glaube daher und der Stadtrath war derſelben Meinung, 
daſs die Gemeinde Wien nicht eine Bedingung ſtellen ſolle, welche 
möglicherweiſe das Scheitern des ganzen Unternehmens zur Folge hat. 

Die Herren finden in dem vorliegenden Vertrage — es iſt 
dies der 8 40 — eine ganze Reihe von Beſtimmungen, die be⸗ 
zwecken, eine genaue Einhaltung des Vertrages zu erzwingen, und 
die die Folge haben, dafs, wenn die Vertragsbeſtimmungen nach 
verſchiedenen Richtungen nicht eingehalten werden, der Vertrag 
sofort erlöſchen würde. Ich anerkenne, dass das ziemlich weit⸗ 
gehende und für eine Unternehmung ſehr harte Beſtimmungen 
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ſind, weil die Unternehmung in gewiſſer Weiſe immer auf das 
Wohlwollen der Gemeinde Wien angewieſen iſt. Sie finden unter 
anderem die Beſtimmung, dafs, wenn der Betrieb drei Tage in einem 
Monate unterbrochen iſt, der Vertrag erliſcht, dafs, wenn gewiſſe 
Verpflichtungen, welche die Unternehmung übernommen hat, 
innerhalb acht Tagen nicht erfüllt werden, der Vertrag erliſcht — 
und ſo eine Reihe anderer Beſtimmungen. 

Es ſind Beſtimmungen, die in gar keinem der bisherigen, mit 
anderen Transport⸗Unternehmungen abgeſchloſſenen Verträge vor— 
kommen. Sie kommen das erſtemal in dieſem Vertrage vor. Es 
wäre meines Erachtens ganz außerordentlich zweckmäßig geweſen, 
wenn wir insbeſondere in der Lage geweſen wären, ſeinerzeit 
gegenüber der Tramwah-Geſellſchaft ähnliche Beſtimmungen dire): 
zuſetzen, wie es hier der Fall geweſen iſt. 

Die Verpflichtungen, die die Unternehmung der Gemeinde 
gegenüber auf ſich genommen hat, ſind im Allgemeinen ſehr weit— 
gehender Natur, und ich glaube die Herren werden im Allgemeinen 
den Eindruck gewonnen haben, daſs der Stadtrath bemüht war, 
die Intereſſen der Gemeinde in weiteſtgehender Weiſe gegenüber der 
Unternehmung zu wahren. 

Ich möchte dabei noch bemerken, dass das Recht der Straßen: 
benützung in verſchiedener Dauer feſtgeſetzt iſt, je nachdem es ſich 
um die Straßenbenützung für die Peageſtrecke oder um die 
Straßenbenützung für die übrigen Theile der Straße handelt. 

Der mit der Tramway -Geſellſchaft abgeſchloſſene Vertrag 
bezüglich der Straßenbenützung endet am 31. December 1925; es 
war daher nothwendig, dajs unter allen Umſtänden das Recht zur 
Straßenbenützung bezüglich der Peageſtrecke an dieſem Tage 
endet. Im Übrigen haben wir geglaubt, die Straßenbenützung in 
der conceſſionsmäßigen Dauer feſtſetzen zu ſollen, vorausgeſetzt, dass 
dieſe Conceſſion nicht länger als auf 50 Jahre ertheilt wird. 
Wenn eine Analogie mit der Prager Conceſſion geſtattet iſt, fo 
dürfte vorausſichtlich der Staat dem Unternehmen eine viel längere 
Conceſſionsdauer zugeſtehen. 

Der Prager Vertrag räumt eine Dauer vom Februar 1893 
bis 1. Auguſt 1965 ein. Ich bitte Sie nun, in die Berathung 
dieſes Gegenſtandes einzutreten und dem Ihnen vom Stadtrathe 
vorgelegten Entwurfe Ihre Genehmigung zu ertheilen. 

Bürgermeifter : Ich eröffne die General-Debatte. 

Das Wort hat Herr Gem.-Rath Dr. Linke. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Was den Vertrag anbelangt, fo 
habe ich geſtaunt, als ich denſelben durchlas, dass endlich einmal 
ein Elaborat zuſtande gekommen iſt, durch welches eine Unter— 
nehmung nach allen Richtungen gebunden, ja geradezu geſchnürt 
wird, und zwar in jo eminentem Intereſſe der Gemeinde, dafs ich 
bedauern muſs, dass nicht auch mit anderen Unternehmen, insbeſondere 
mit der Gasgeſellſchaft und Wiener Tramway, ſo bindende Ver— 
träge abgeſchloſſen wurden. 

Ich habe mich auch gewundert, dass ſich ein Unternehmer 
fand, welcher gerade in dieſer Richtung, nach Kagran, eine elektriſche 
Bahn zu bauen beabſichtigt. 

Man mußs doch berückſichtigen, daſs Kagran nur 188 Häuſer 
hat. Wenn alſo auch noch andere Verbindungen hergeſtellt werden, 
ſo nach Leopoldau, welches 179 Häuſer zählt, Lang-Enzersdorf 
mit 250 Häuſern, Aſpang 

Neferent: Ich bitte, es find einige Druckfehler vorhanden. 
Ich bemerke im Vorhinein, dafs es hier ſtatt „Aſpang“ „Aſpern“ 
heißen mus. 


se. „ 
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Gem.-Nath Dr. Linke: ... alſo Aſpern mit 130 Häuſern 
— ſo ſind dies doch lauter kleine Ortſchaften, zu welchen die 
elektriſche Bahn hinführen wird. Bei unſerer Verkehrs-Miſere wäre 
es aber ſehr zu wünſchen, wenn mit allen ſolchen Unternehmungen, 
welche ſich an die Gemeinde wenden, derartige Verträge geſchloſſen 
würden. Es wäre bei unſerer Tramway-Miſere vielleicht noth— 
wendig, eine elektriſche Bahn dort herzuſtellen, wo das allergrößte 
Bedürfnis darnach iſt, und da ſehe ich mich insbeſondere veranlaſst, 
jetzt das Wort zu ergreifen, weil ich ſchon wiederholt, ſeitdem ich 
die Ehre habe, dem Gemeinderathe anzugehören, in Anträgen und 
Interpellationen auf die Tramway-Miſère im XI. Bezirke hin— 
gewieſen habe. 

In der Enguöte, welche vor kurzem bei der hohen k. k. Statt— 
halterei tagte, iſt unſer Bezirk ganz übergangen worden, und jetzt 
zu Allerheiligen und Allerſeelen wird man wieder ſehen, in welcher 
ſcandalöſen Weiſe ſich der Verkehr dort abſpielen wird. Ich erſuche 
die Herren, ſich davon zu überzeugen, Sie werden ſehen, wie das 
Publicum ſelbſt bemüſſigt fein wird, die Tramwah-Wagen ſtatt 
der Pferde zu ſchieben; eine Überfüllung wird auf der ganzen 
Route ſtattfinden. Wenn daher nach dieſer Richtung eine elek— 
triſche Bahn hergeſtellt würde, jo würde ſie fi) gewiſs rentieren, 
ob ſich aber eine ſolche Bahn nach Kagran rentiert, weiß ich nicht. 
Gewißs find die vorſichtigen Bemerkungen, welche hier zu Gunſten 
der Gemeinde ausgeſprochen werden, meines Erachtens ſehr 
ſanguiniſch, denn wenn man wie der Stadtrath annimmt, das 
Unternehmen werde bei dieſer Strecke 8 bis 9 Percent Reingewinn 
haben, ſo wird man ſich gehörig täuſchen. In Budapeſt iſt die 
elektriſche Bahn gewiſs rentabel, fie kann uns für unſere künftigen 
Anlagen dieſer Art immerhin als Muſter dienen und rentiert ſich 
auch viel beſſer als die Pferdebahn. Sie trägt immerhin noch keine 
6 Percent, aber von 9 Percent kann hier keine Rede ſein. Ich 
habe mich zum Worte gemeldet, nicht vielleicht um gegen die Vor— 
lage zu ſprechen, denn wie ich vom Herrn Referenten gehört habe, 
iſt vom hohen Handelsminiſterium die Conceſſion ertheilt worden. 

Referent: Bitte, das iſt ein Miſsverſtändnis. Die Con— 
ceſſion wird erſt ertheilt werden. 


Gem.-Nath Dr. Linke: ..... Sie wird alſo erſt ertheilt 
werden. Aber meine Aufgabe und Pflicht als Vertreter des XI. Be— 
zirkes iſt es, darauf hinzuweiſen, dass jede derartige Unternehmung 
aufmerkſam gemacht werde auf jene Richtungen, in welchen über— 
haupt die Anlage von elektriſchen Eiſenbahnen ein Bedürfnis iſt, 
was insbeſondere für den XI. Bezirk, aber auch in allen anderen 
Bezirken der Fall iſt. Nur dadurch wird es möglich fein, dass die 
Wiener Tramwah-Geſellſchaft ſich endlich einmal entſchließe, aus 
Furcht vor der Concurrenz ſelbſt derartige Reformen einzuführen, 
denn was unſeren Bezirk anbelangt, ſo wäre es möglich, eine elek— 
triſche Parallelbahn neben der Pferdebahn herzuſtellen, und zwar 
dort, wo die Lorenzſtraße am Canal eröffnet iſt. 

Wenn der Unternehmung Ritſchl nahegelegt würde, daſs 
hier ein Bedürfnis vorhanden iſt, ſo glaube ich, würde auch die 
Wiener Tramwah-⸗Geſellſchaft beizeiten ſelbſt zur Einſicht gelangen 
und würde ſelbſt eine Bahn dort herſtellen. 

Indem ich mir erlaube, darauf hinzuweiſen, ſehe ich mich 
veranlasst, noch die Bitte zu ſtellen, dafs der Unternehmung nahe— 
gelegt werde, nicht bloß, wie es im § 6 heißt, „abzweigend Quer— 
linien nach links und rechts“ in die anderen Bezirke, ſondern über— 
haupt in die anderen Bezirke der Großcommune Wien, und zwar 
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ſoweit es überhaupt die Raumverhältniſſe geſtatten, insbeſondere (Geſchieht.) Iſt die Minderheit, abgelehnt. Wer wünſcht noch 


im XI. Bezirke ſolche Linien anzulegen. 

Gem.⸗Aath Tagleicht: Ich nehme gerne davon Kenntnis, 
daſs der geehrte Herr Vorredner von ſeinem Standpunkte gegen 
die Bewilligung des Anſuchens nichts einzuwenden hat. Die Wünſche, 
welche er für den XI. Bezirk ausgeſprochen, find gewiss zu beachten 
und werden ja gelegentlich Anlajs zu einer Beſprechung hier geben. 

Ich möchte nur zu Gunſten des Referenten⸗Antrages weniges 


anführen. Dieſe Bahn iſt bekanntlich die erſte elektriſche Bahn, 


welche in Wien errichtet werden ſoll. Dais fie im II. Bezirke er— 
richtet wird, ſoll nicht allein die Urſache fein, daßs ich mich zu 
Gunſten dieſer Bahn äußere, ſondern ich betrachte dieſe Bahn als 
eine Einfahrt in die Stadt Wien aus dem jenſeitigen Donau— 
gebiete, aus einem Gebiete, wo bekanntlich ſehr viel an Gemüſen 
produciert wird. Die Bahn iſt daher geeignet, der Approviſionierung 
Wiens nützlich zu ſein. Die Vortheile für die Stadt, welche in 
dem Vorſchlage niedergelegt ſind, ſind in der That ſo wichtige, 
dafs darüber wohl kaum ein Einwand erhoben werden wird. 

Ich erſuche daher, in die Special-Debatte einzugehen. 

Bürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Die General⸗Debatte iſt geſchloſſen. 

Referent: Ich habe nichts zu bemerken. 

Nürgermeiſter: Wir gehen zur Special-Debatte über. 

Gem.-Rath Gregorig: Ich habe mir für die General-Debatte 
das Wort erbeten. 

Bürgermeiſter: Das hat mir niemand angezeigt. Die General— 
Debatte iſt geſchloſſen. Ich bitte ſehr um Entſchuldigung, dass ich 
Ihnen in der General-Debatte nicht mehr das Wort ertheilen kann. 

Gem.⸗Nath Gregorig: Ich war der Meinung, daßs mich 
die Herren Schriftführer geſehen haben. 

Dürgermeifter: Ich würde mir erlauben, folgenden Vor— 


ſchlag zu machen: Ich werde die einzelnen Paragraphe aufrufen, 


und wenn einer der Herren das Wort wünſcht, bitte ich, ſich zu 
melden; wenn ſich niemand meldet, nehme ich an, dafs der be— 
treffende Paragraph angenommen erſcheint. (Zuſtimmung.) 

Gem.-Nath Gregorig: Sehr geehrte Herren! Wir haben 
dieſe Vorlage geſtern bekommen. Ich war geſtern zufällig nicht in 
Wien und konnte die Vorlage nicht ſtudieren. Heute vormittags 
war ich in einer anderen Angelegenheit thätig und es iſt abſolut 
unmöglich, in ein paar Stunden ſich über einen ſo wichtigen Ver— 
trag klar zu werden. (Widerſpruch rechts.) Die Herren drüben ver— 
ſtehen das vielleicht beſſer; meinem beſcheidenen Verſtande aber iſt 
das nicht möglich, innerhalb der zwei Tage oder der zwölf Stunden, 
ſeit wir den Antrag bekommen haben. Ich habe daher in der 
General-Debatte ſprechen wollen, die Herren Schriftführer haben 
mich nicht geſehen, ich kann nichts dafür. f 

Jetzt ſollen wir einer ganz einfachen Nummernverleſung zu— 
ſtimmen, ohne dafs jemand den Antrag genau ſtudiert hat. Damit 
kann ich mich nicht einverſtanden erklären. Ich bitte, wenigſtens 
den ganzen Vertrag zu verleſen. 

Nürgermeiſter: Ich habe den Vorſchlag gemacht, dass ich 
nur die Nummern der Paragraphe bezeichne und daſss, wenn einer 
der Herren zu einem Paragraphen zu ſprechen wünſcht, er ſich 
meldet. Herr Gem.⸗Rath Gregorig wünſcht, dass die einzelnen 
Paragraphe verleſen werden. Ich werde darüber das Haus befragen. 
Ich bitte jene Herren, welche mit dem Antrage des Herrn Gem. 
Rathes Gregorig einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 


zu §1 das Wort? (Gem.⸗Rath K. J. Müller meldet ſich.) Herr 
Gem.⸗Rath K. J. Müller hat das Wort. 

Gem.-Nath K. J. Müller: § 1 handelt von der Trace 
im allgemeinen. Es iſt hier gejagt, daßs die Kopfſtation hinter dem 
Viaduct liegt, eine große Strecke vom Viaduct abwärts. Wenn die 
Bahn für die Bevölkerung und nicht nur für den Bezirk einen 
Wert haben ſoll, wäre es jedenfalls wünſchenswert, wenn die Kopf— 
ſtation nicht unterhalb des Viaductes, ſondern oberhalb desſelben, 
nämlich am Praterſtern ſelbſt, liegen würde. Der Verkehr unter— 
halb des Viaductes iſt für das Publicum ſehr gefährlich. Wenn 
Sie den Transport von Kohlen- und Eiswagen c. betrachten, ſo 
werden Sie ſehen, dass es für das Publicum jedenfalls kein Vor— 
theil iſt und die Bahn ihre Rechnung gewiss nicht finden wird. 

Ich habe einen Antrag eingebracht, es möge die Kopfſtation 
auf den Praterſtern verlegt werden, nachdem die Tramwah-Geſell— 
ſchaft die Abſicht hat, ihre Geleiſe in dieſe Strecke zu verlegen. 
Der Autrag wurde abgelehnt. Hier iſt neuerdings Gelegenheit 
gegeben, der Tramwah-Geſellſchaft Concurrenz zu bieten. Die 
Concurrenz wird aber dann erſt eine wirkliche werden, wenn die 
Bahn benützt werden kann. Diejenigen, welche die neue Bahn 
benützen wollen, ſind gezwungen, die Tramway zu benützen, weil 
fie bis dahin nicht zu Fuß gehen können. Wenn die Kopfſtation 
ſich am Praterſtern befindet, iſt die Möglichkeit vorhanden, die 
Bahn in den Bezirk, dann in die anderen Bezirke zu führen. Das 
iſt die einzige Möglichkeit, die Bahn hereinzubringen. Sämmtliche 
Straßen in den Prater ſind mit den Geleiſen der Tramway ver— 
legt. Die Herren wiſſen ganz gut, dass der Vertrag der Gemeinde 
mit der Tramway eine Beſtimmung enthält, wonach in den Straßen, 
wo die Schienen der Tramway -Geſellſchaft liegen, keine fremde 
Geſellſchaft den Verkehr vermitteln darf, außer wenn ſie die 
Tramwaygeleiſe benützt, und auch das gilt nur für eine Strecke 
von 200 m. Hier beſteht aber ein Péagevertrag und die Tramway 
kann der neuen Bahn denſelben halbjährig künden. 

Au dem Verkehr der Strecke von der Kronprinz Rudolfs— 
brücke abwärts iſt keine Geſellſchaft intereſſiert. Die Geſellſchaft 
hat aber das Intereſſe, mit ihrer Linie nach Wien hereinzukommen. 
Wenn die Kopfſtation hinter dem Viaducte iſt, iſt das nicht möglich. 
Die Herren, welche die Situation kennen, werden es beſtätigen. 
Gehen Sie au einem Vormittag hin, oder wann Sie wollen, es 
iſt geradezu mit Lebensgefahr verbunden, zu dieſer Kopfſtation zu 
gelangen. Es wurde geſagt, es ſei nicht möglich, die Sache zu 
ändern, weil der Grund nicht uns gehöre. Ich hätte gewüuſcht, 
daſs von Seite des geehrten Präſidiums in dieſer Sache beim 
hohen k. k. Oberſthofmeiſteramte in dieſer Angelegenheit Schritte 
gemacht worden wären, um die Genehmigung hiezu zu erlangen. 

Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen: Der Herr Bürger— 
meiſter wird gebeten, ſeinen Einfluſs dahin geltend zu machen, 
dass die Kopfſtation nicht unterhalb des Viaductes, ſondern an 
den Praterſtern verlegt werde. 

Bürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; die Debatte iſt geſchloſſen, 
der Herr Referent hat das Schlusswort. 

Neferent (zum Schlufswort) : Ich perſönlich kann nur mein 
Bedauern ausſprechen, dass es nicht gelungen iſt, das Oberſt— 
hofmeiſteramt dazu zu bewegen, ein Grundſtück auf einer Wieſe 
in der Nähe des Praterſterns zum Zwecke der Anlage einer Station 
einzuräumen. Thatſächlich wäre dann die elektriſche Bahn, die her— 
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geſtellt werden ſoll, eine Concurrenzbahn für die Tramway-Geſell⸗ 
ſchaft und es wäre dem Publicum leichter geweſen, ſich auf die 
Bahn zu begeben. Nachdem aber ſchon bei der Commiſſion im 
Auguſt v. J. der Vertreter des Oberſthofmeiſteramtes entſchieden 
Stellung gegen die Bewilligung eines Grundes genommen hat, 
ſo blieb der Unternehmung nichts anderes übrig, als die Anfangs— 
ſtation jenſeits der Verbindungsbahn zu verlegen auf ein, wie ich 
anerkenne, ziemlich ungünſtiges Terrain, nämlich in den Schacht 
zwiſchen der Verbindungsbahn und dem Circus Buſch. Wie die 
Verhältniſſe liegen, iſt das Mögliche geſchehen. Ich glaube übrigens, 
dass es der Unternehmung möglich ſein wird, auch in einer anderen 
Weiſe in die Stadt hineinzukommen, und das iſt auch geplant, 
und zwar durch die Kronprinz Rudolfſtraße mit Umfahrung 
des Nordbahnhofes in den II. Bezirk hinein. Das iſt der Gedanke 
der Unternehmung. Nachdem etwas anderes nicht möglich iſt, bitte 
ich, den Antrag des Stadtrathes anzunehmen. 


Vürgermeiſter: Gegen § 1 iſt eine Einwendung nicht er— 
hoben worden. Ich erkläre denſelben für angenommen. 


Herr Gem.-Rath K. J. Müller hat den Antrag geftellt, 
der Bürgermeiſter werde erſucht, dahin zu wirken, dass die Kopf— 
ſtation auf den Praterſtern verlegt werde. 

Ich bitte jene Herren, welche damit einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

§ 2! Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) Ange 
nommen. 

Referent: Zu §3 bitte ich nur um eine Druckfehlerberichti— 
gung. Im 8 3 heißt es im Schluſsſatze: „bis der Betrieb einer 
der im § 5, Punkt 2, bezeichneten beiden Zweigſtrecken eröffnet 
wird.“ Da ſoll es richtig heißen: „bis der Betrieb einer der im 
§ 6, Punkt 1, bezeichneten beiden Zweigſtrecken eröffnet wird.“ 

Nürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 

8 4. 
Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
§ 5. 

Referent: Der S 5 enthält zwei evidente Druckfehler. Da 
heißt es einmal: „Stadlau, Aspang“, richtig ſoll es heißen: 
„Aſpern“. Am Schluſſe dieſes Satzes heißt es wieder: „mit 
Benützung der nach Stadlau führenden Aſpanger Landſtraße“; 
auch hier ſoll es ſelbſtverſtändlich heißen: „Aſperner Landſtraße“. 


Gem. Rath Värtl: Im 5 5 wird die Unternehmung 
verpflichtet, eine Linie von der Schüttauſtraße über Kaiſermühlen 
nach Stadlau, Aſpern herzuſtellen und in Betrieb zu ſetzen, und 
zwar die Theilſtrecke dieſer Linie bis zum Schüttauplatze innerhalb 
drei Jahren nach Eröffnung der Linie Wien —Kagran und die 
Fortſetzung nach Stadlau entweder mit Herſtellung eines eigenen 
Bahnkörpers oder, wenn dies nicht durchführbar ſein ſollte, mit 
Benützung der nach Stadlau führenden Aſperner Landſtraße binnen 
weiterer drei Jahre. 

Ich bin damit vollkommen einverſtanden, jedoch zum Nach— 
ſatze, der jetzt kommt, bitte ich um eine Aufklärung. Hier heißt 
es (liest): 

„Bei Einhaltung dieſer Friſten wird für die Benützung der 
für dieſe Zweigſtrecke nöthigen ſtädtiſchen Straßengründe ein 
Pauſchalſtraßenzins von 2 fl. ö. W. jährlich für eine 50jährige 
Straßenbenützungsdauer feſtgeſetzt.“ 
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Da bitte ich um Aufklärung, Herr Referent, ob da kein 
Ausmaß bemeſſen iſt. Das iſt doch zu wenig; da iſt kein Anfang 
und kein Ende abzuſehen. Wofür werden da dieſe zwei Gulden 
bezahlt? 

Referent: Die Strecke, um die es ſich hier handelt, iſt eine 
für den Verkehr von Kaiſermühlen ganz außerordentlich wichtige 
und, wie ſich vorausſehen lässt, ſehr wenig lucrative, aber 
eine Strecke, auf deren Zuſtandekommen wir den allergrößten Wert 
zu legen haben. Es iſt daher der Unternehmung die Verpflichtung 
auferlegt, ohne Rückſicht auf das Erträgnis des Unternehmens 
dieſe Strecke innerhalb drei Jahren zu bauen. Der ſtädtiſche 
Straßengrund in dieſer Strecke in der Schüttauſtraße beſitzt eine 
Länge von ungefähr 5 bis 6 km. Mit Rückſicht auf die Wichtig— 
keit des Unternehmens, mit Rückſicht darauf, dass die Trace in 
einem heute noch wenig beſiedelten Stadttheile liegt, hat der 
Stadtrath geglaubt, das vom Landesausſchuſſe in ſolchen Angelegen— 
heiten angewendete Princip hier auch in Anwendung bringen zu 
ſollen. Der Landesausſchuſs hat ſich wiederholt bei ſolchen wichtigen 
Eiſenbahnen einen Pauſchal-Recognitionszins in der Höhe von zwei 
Gulden bedungen. Das war insbeſondere der Fall bei der Er— 
bauung der Linie Wien —Wr.⸗Neudorf in der Wilhelmſtraße und 
Rudolfſtraße in Meidling. Hier hat, zum Beiſpiel, der Landesaus— 
ſchußs — die Herren werden ja nicht den großen Unterſchied 
zwiſchen der Straße in Meidling und der Schüttauſtraße verkennen 
— nur zwei Gulden feſtgeſetzt. 

Gegenüber den übrigen von der Geſellſchaft übernommenen 
Verpflichtungen iſt das etwas, was gar nicht ſo ins Gewicht 
fällt. Es ſollen dieſe 2 fl. lediglich den Charakter eines Recognitions— 
zinſes, nicht den Charakter einer Entſchädigung oder einer Gebür 
für die Straßenbenützung haben. 

Gem.-Ralh Hawran el: Nachdem der Vertrag von lauter 
Fehlern ſtrotzt, nachdem der Herr Referent ſelbſt an dem Vertrage 
flicken mufs, beantrage ich, dass das Referat von der heutigen 
Tagesordnung abgeſetzt, ordentlich ausgearbeitet und uns recht— 
zeitig zugeſchickt werde, damit man es ſtudieren kann. Ich bean— 
trage daher, das Referat von der heutigen Tagesordnung abzuſetzen 
behufs Richtigſtellung des Antrages. 

Vürgermeiſter: Ich habe nur zu bemerken, daſs der geehrte 
Gemeinderath ſchon über die Frage eutſchieden hat, indem er in 
die Special⸗Debatte eingegangen iſt, daher ein ſolcher Antrag jetzt 
in der Special⸗Debatte nicht mehr zuläſſig erſcheint. 

Gem.⸗Nath Gregorig: Wir beſchließen hier eine Verpflich— 
tung der Gemeinde gegenüber einer Geſellſchaft, wir belaſten alſo 
das Vermögen der Stadt; wir ſind daher für das, was wir heute 
beſchließen, verantwortlich, zum mindeſten mit unſerem Gewiſſen 
moraliſch verantwortlich. Hier wird uns durch den geehrten Herrn 


Referenten ſchon bei dem Punkte 3 die Erklärung abgegeben, dass 


das gar nicht richtig iſt, was darinnen ſteht, wir haben hier ganz 
falſche Ortsnamen und alles mögliche Andere. Wer garantiert uns 
dafür, dafs ſolche Fehler im Großen und Ganzen nicht noch vor: 
kommen? Vielleicht weiß es nicht einmal der Herr Referent, und 
darüber wollen Sie heute beſchließen! Da mußs ich Sie doch auf 
Ihr Gewiſſen fragen, ob das recht iſt. Der Herr College Hawranek 
hat vollkommen recht, wenn er ſagt, dass dieſer Antrag, wie er 
heute vorliegt, nicht berathen werden ſoll, und ich ſchließe mich 
feinem Antrage vollinhaltlich an, dajs dieſe Vorlage an den 
Stadtrath zurückgewieſen werde und uns fehlerfrei zur Vorlage komme. 
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Was der geehrte Herr Bürgermeiſter meint, iſt wohl ganz 
ſchön, aber jetzt finden wir nachträglich — ich habe ſchon früher 
erklärt, daſs ich nicht Zeit gehabt habe, den Antrag zu leſen — 
ſolche Fehler. Darüber dürfen wir nicht ſo leicht hinweggehen. 
Es iſt unſere eminente Pflicht, darauf zu ſehen, dass wir den 
Vertrag genau kennen. Ich bitte alſo, ſetzen Sie die Berathung 
über dieſen Gegenſtand von der Tagesordnung ab und bringen 
Sie es uns nächſten Freitag wieder! Bis dahin kann er richtig— 
geſtellt ſein. Ob die Herren nun von der anderen Seite lachen, 
iſt mir ganz gleichgiltig, unſere Pflicht iſt es, darauf zu dringen, 
dafs die Sache in Ordnung iſt. 

Dürgermeifter: Ich habe nur die Verpflichtung, richtig zu 
ſtellen, daſs im § 5 einfach nur ein Druckfehler iſt (Zuſtimmung 
rechts), welchen jedermann, der genau liest, richtigſtellen kann. 
Deswegen kann man das Referat nicht zurückſtellen; anſtatt 
„Aſpang“ iſt „Aſpern“ zu ſetzen. (Gem.-Rath Gregorig: Und 
im § 31) Das iſt gleichfalls nur ein Druckfehler. 

Gem.⸗Nath Jedliéka: Nachdem der Herr Bürgermeiſter 
mir ſchon das Wort ertheilt, mufs ich mich auch den Ausführungen 
des Herrn Gem.-Rathes Gregorig anſchließen. Wir ſollen heute 
über den Vertrag ſchlüſſig werden, den wir nicht einmal kennen 
und in dem Fehler vorkommen. Was iſt denn daun, wenn vielleicht 
ein ſolcher kleiner Fehler gerade von großer Tragweite unterlaufen 
iſt, oder wenn etwas an unrichtiger Stelle ſteht. Dann ſind wir 
diejenigen, welche für ihren Beſchluſs die Verantwortung zu tragen 
haben. Ich weiß nicht, wieſo es kommt, dass man mit jedem noch 
ſo wichtigen Antrage geradezu ins Haus fällt und daſs man uns 
zumuthet, dafs wir alle nur „Ja“ jagen ſollen. Ich habe nur eine 
ungeheure Freude, dieſem Plenum anzugehören, denn ich habe nie 
geahnt, dafs ich einmal mit fo geſcheiten Herren zuſammenkommen 
werde (Sehr gut! links), die ſchon alles im vorhinein wiſſen. 

Ich bin alſo dagegen, dass das Referat heute zum Beſchluſſe 
kommt, und bin daher für die Abſetzung des Referates von der 
heutigen Tagesordnung bis zum nächſten Freitag. 
Nürgermeiſter: Ich muss nur bemerken, dafs dieſer Vertrag 
den Herren Samstag zugeſtellt worden iſt, oder längſtens Sonntag. 
(Gem.⸗Rath Jedliéka: Ich habe ihn erſt geſtern bekommen!) 
Ich bedauere es lebhaft, wenn die Herren den Vertrag dennoch 
nicht kennen. Da Sie doch die Pflicht haben, das Referat ſofort 
zu ſtudieren und nicht zu warten, bis Sie in die Sitzung kommen, 
um dann zu ſagen: „Ich habe es nicht ſtudiert.“ (Widerſpruch 
links.) Der Gemeinderath mufs die Fähigkeit haben, dringende 
Angelegenheiten auch raſch zu erledigen. (Beifall rechts. — Unruhe 
links.) Die Mehrheit ſcheint dieſe Fähigkeit und dieſen Willen zu 
haben; wenn die Minderheit ihn nicht hat, ſo iſt das nur be— 
dauerlich. (Widerſpruch und Unruhe links. — Rufe links: Das 
iſt eine Beleidigung!) 

Gem.-Nath Dr. Linke: In dem Vertrags⸗Entwurſe iſt im 
§ 5 ein Fehler vorhanden, welcher nicht geradezu als ein Drud- 
fehler anzuſehen iſt. 

Es heißt nämlich hier, daſs der Benützungszins von 2 fl. 
jährlich für eine 50jährige Straßenbenützungsdauer feſtgeſetzt wird. 
Das iſt aber ein Widerſpruch zu § 1, wo die Conceſſionsdauer 
nicht geradezu auf 50 Jahre fixiert wird, ſondern „bis längſtens 
31. December 1925". 

Ich muſs das insbeſondere hervorheben, weil bereits im 
löblichen Stadtrathe — obzwar ich da nicht anweſend war — 
davon die Rede war. Es ſtand nämlich im früheren Entwurfe, 
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§ 1 der Vorlage, wie fie dem Stadtrathe vorgelegt worden iſt, 
nicht „längſtens“, ſondern „bis 31. December 1925“, und das 
wurde über Antrag des Herrn St.⸗R. Dr. Lueger dahin ab- 
geändert: „für die Dauer dieſes Pachtvertrages bis Tängftens 
31. December 1925". Infolge deffen ſchließt dieſes Minen des § 1 
auch mit der Bemerkung: „für die Conceſſionsdauer, inſoweit die: 
ſelbe 50 Jahre nicht überſteigt“. Alſo es iſt ein Widerſpruch, dass 
hier ein Zins von 2 fl. für 50 Jahre feſtgeſetzt wird, und zwar 
umſomehr ein Widerſpruch, weil für den Fall, als die Conceſſion 
die Dauer von 50 Jahren nicht erreicht, ein Benützungszins gar 
nicht beſtimmt iſt, indem dann dieſer Betrag nicht angenommen 
werden kann. 

Alſo es mußs dieſer Paſſus geändert werden, und er müsste 
vielleicht fo lauten: „2 fl. für die Coneeſſionsdauer, inſoweit fie 
den Zeitraum von 50 Jahren nicht überſchreitet.“ Das dürfte 
beiläufig der richtige Ideengang ſein, aber in dieſer Faſſung, wie 
fie gegenwärtig im Alineg 2 des § 5 iſt, können wir den Vertrags: 
entwurf nicht annehmen, ohne in Widerſpruch zu gerathen. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Nachdem 
zu dieſer ohnehin klaren Angelegenheit eine ganze Reihe von 
Rednern zum Worte vorgemerkt iſt, erlaube ich mir Schlußs der 
Debatte zu beantragen. 

Nürgermeiſter: Es iſt Schluss der Debatte beantragt. Ich 
erſuche jene Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe: K. J. 
Müller, Bärtl, Sebaſtian Grünbeck, Steiner, Dr. Klotz— 
berg, Hipp, Hawranek, Seiler und der Herr Referent. 

Gem.⸗Nath K. J. Müller: S 5 handelt von den Linien, 
die wir noch verlangen, und zwar innerhalb drei Jahren, und 
daun Handelt er von dem Anerkennungszins. Gegen den An— 
erkennungszins hat ein geehrter Herr Vorredner gemeint, es ſind 
2 fl. zu wenig. Ich möchte ihn bitten, er ſolle an dieſem Punkte 
nicht rütteln. Sie müſſen Folgendes bedenken: Es handelt ſich um 
ein eminentes Intereſſe für uns, für die Leopoldſtadt und für 
ganz Wien. Die Kaiſermühlen ſind ein Stadttheil, der im Auf— 
blühen iſt und zu der Gemeinde Wien gehört; dem ſollte man die 
Möglichkeit gewähren und es erleichtern, eine Bahn zu bekommen. 
Außer den Linien jedoch, die hier genannt ſind, die die Geſellſchaft 
innerhalb drei Jahren zu bauen hätte, wäre noch eine andere 
Linie, die wir im Intereſſe der Bevölkerung und auch im Ju— 
tereſſe der Landbevölkerung verlangen ſollen, nämlich die Linie in 
der Donauſtadt, abzweigend von der Kronprinz Rudolfbrücke. Die 
Donauſtadt iſt heute ein Bezirkstheil, der gar keinen. Verkehr 
hat. Es verkehrt kein Omnibus und keine Bahn. Hier wäre alſo 
ſeitens des Gemeinderathes der Wunſch auszuſprechen, dajs die 
Geſellſchaft erſucht und vielleicht verhalten werde, eine Abzweigung 
von der Kronprinz Rudolfbrücke entweder in der Hochſtraße oder 
in der Engelgaſſe zu erbauen, damit auch dieſer Bezirkstheil eine 
Verbindung bekäme. 

Mein Antrag geht dahin: Die Geſellſchaft wird erſucht oder 
verhalten, auch von der Kronprinz Rudolfsbrücke eine Abzweigung 
in den neuen Bezirkstheil Donauſtadt zu machen. 

Gem.-Nath Värtl: Der Herr Vorſprecher hat mich gemeint, 
da ich gefunden habe, daſs dieſer Recognitionszins, oder wie man 
es nennt, ein ſo kleiner iſt; das iſt er auch. Wenn ein kleiner 
Geſchäftsmann ein Plätzchen von der Commune benöthigt, und 
wenn es nur ein paar Schuh find, muss er 4 bis 5 fl. zahlen. 
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Der Herr Referent hat gemeint, dieſe Straße iſt höchſtens 600 m 
lang; ſie iſt aber länger, ſie wird annäherungsweiſe 900 bis 1000 m 
haben. Da iſt der Zins doch etwas zu wenig. Ich kann mich recht 
gut erinnern, wie der Tramway-Vertrag gemacht worden iſt. Da 
wurde auch ſehr ſtrenge berathen und die Paragraphe für die 
Geſellſchaft damals ſehr ſtrenge ſtipuliert, aber gehalten find fie 
nicht worden. Wer garantiert denn hier dafür? Dieſe Erfahrung 
haben wir gemacht und wieder gemacht. Die Gasgeſellſchaft ſoll 
auch ein ſehr gutes Gas liefern und es iſt die Kerzenſtärke genau 
feſtgeſtellt. 

Sehen Sie aber einmal die Beleuchtung an! In den Para— 
graphen wird die Geſellſchaft dazu verhalten; es geſchieht aber 
doch nicht. Es iſt richtig, wenn die Paragraphe eingehalten werden, 
ſo iſt für die Commune beſtens geſorgt; nur ſollen ſie gehalten 
werden. 

Ich verkenne auch nicht, daſs die Commune dadurch Ein— 
nahmen hat. Allein für eine ſo große Straße, wo die Gemeinde 


jo viel ober und unter der Straße inveſtiert hat, iſt der Necogni- 


tionszins von 2 fl. zu gering, und ich beantrage daher, ſtatt 
2 fl. — 50 fl. Recognitionszins zu nehmen. Das iſt gar nicht 
zu viel. 

Gem. -Nath Gregorig: Der Herr Bürgermeiſter hat früher 
gejagt: Der Gemeinderath mußs auch raſch arbeiten und die geehrte 
Majorität hat die Fähigkeit und den Willen — er hat beſonders 
betont, „den Willen“ —, dieſe Arbeiten durchzuführen. Hiebei hat 
er durchblicken laſſen, daſs die Minorität nicht pflichteifrig iſt. 
Nun habe ich ſchon früher erklärt, dafs ich geſtern nicht in Wien 
war, und der Herr Bürgermeiſter weiß, daß ich heute den ganzen 
Vormittag wegen einer armen Witwe, der man ihre Exiſtenz 
rauben will, mich bemüht habe, alſo nicht ſtudieren konnte. Dem— 
zufolge kann mir der Herr Bürgermeiſter auch entſchieden keine 
Pflichtvernachläſſigung vorwerfen. 

Ferner möchte ich nur ſagen: Wir, die wir der Oppoſition 
angehören, bekommen weder von Banken noch, von Transport— 
Unternehmungen, Eiſenbahnen u. dgl. zum Wahlfonde Unter— 
ſtützungen, und wir ſind daher auch nicht verpflichtet, dieſen Herren 
zu Willen zu ſein (Bravo! Bravo! links); wir brauchen den 
Geſellſchaften nicht zu Willen zu fein, ſondern find nur verpflichtet, 
das Wohl unſerer Wähler im Auge zu haben. Wir ſehen nun, 
dafs der Vertrag, wie er hier vorliegt, Fehler hat. Wir können 
nicht klar ſehen; wenn auch einzelne Herren klar ſehen, wir ſehen 
nicht klar und können mit gutem Gewiſſen für den Antrag nicht 
einſtehen. Deshalb möchte ich den Herrn Vorſitzenden erſuchen, 
den Vertagungs-Antrag des Herrn Gem.-Rathes Hawranek 
zur Abſtimmung zu bringen. 

Gem.-Aath Sebaſtian Grünbeck: Meine Herren, mir geht 
es auch nicht anders, als dem Herrn Collegen; es iſt jetzt ſchon 
wirklich eine Zeit, wo alles durchgepeitſcht wird. Was da dahinter 
iſt, weiß ich nicht, aber das eine mufs ich ſagen, es iſt nicht richtig! 
Gerade ſo wie bei der Tramwah, der Gasgeſellſchaft und den 
verſchiedenen anderen Privatgeſellſchaften, ſo geſchieht es auch hier. 
Meine Herren, wer gibt uns denn Zeugnis, dafs dies nicht eine 
ganz gute Bahn iſt? Gewijs wird dort ein lebhafter Verkehr ſein! 
Sie finden auch im Vertrage, dass die anderen Linien erſt gebaut 
werden, wenn das Erträgnis ſechs Percent trägt, das habe ich 
beim Durchblättern gefunden; es werden noch verſchiedene ſolche 
Punkte darin ſein, die vielleicht zu ändern ſind, aber nein — man 
mus es nur durchbringen! Warum — weiß ich nicht. Vielleicht 
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weiß der Herr Referent beſſer, warum das gar ſo große Eile hat, 
ich glaube aber, das Referat könnte unbedingt bis nächſten Freitag 
vertagt werden, damit es jeder Herr, hüben und drüben, ſtudieren 
kann. Ich glaube, es ſind drüben Herren genug, die vielleicht 
nicht einmal die erſte Zeile recht angeſchaut haben, wenn ſie auch 
Amen dazu ſagen. Gewiſs vier Fünftel der Herren kennen die 
Sache nicht, mit Ausnahme des hochlöblichen Stadtrathes. Es iſt 
aber natürlich: heute iſt kein Stellvertreter der Statthalterei da, 
und da beliebt man wieder die Minorität in einer Weiſe 
zu behandeln, die fie gewils nicht verdient (Widerſpruch rechts. 
— Rufe links.) und zwar, weil uns unſere Wähler herein— 
geſchickt haben, und zwar ein großer Theil der Wähler; 
nicht etwa nur einzelne Leute — wir ſind nicht hereingeſchickt, 
unterftügt von verſchiedenen Transport-Unternehmungen, uns 
haben die freien Wähler geſchickt, die oft an manchen Tagen 
ſich die Zeit mühſam abgeſpart haben; aber ſie ſind gegangen, um 
uns zu rufen, und warum? Sie haben es bei der Transport— 
Geſellſchaft geſehen. Damals wurde geſagt, es ſei ein Unglück, 
wenn die Commune die Straßenſäuberung in eigene Regie über⸗ 
nimmt, und nun ſehen Sie, welche Reſultate die eigene Regie 
liefert. Alſo, nur ſo fort, alles Privaten übergeben. Ob das Er— 
trägnis ſechs oder acht Percent trägt, darum wird ſich ohnehin 
niemand ſcheren, wenn die Conceſſion ertheilt iſt. Glauben Sie, 
daſs da jemand fragen kommt! Er wird vielleicht einen Fleck aufs 
Maul bekommen und alles wird ruhig ſein; aber gegen dieſen 
Vorgang mußs ich ſchon im Intereſſe unſerer Wählerſchaft pro- 
teſtieren, gegen die Art und Weiſe, wie es dem Herrn Bürger— 
meiſter beliebt hat, zu jagen, daſs die Minorität in einem ſolchen 
Moment vielleicht nicht fähig iſt oder nicht genug Verſtand beſitzt, 
um derlei auffaſſen zu können. Ja, meine Herren! Hier fehlt einem 
mitunter der Verſtand, weil man nicht weiß, woher eine Sache 
kommt, „woher der Wind — wie der Wiener ſagt — geht.“ Ich 
glaube, der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Hawranek iſt ganz 
richtig, und wenn Sie, wie Sie immer ſagen, auf dem Rechts— 
ſtandpunkte ſtehen, dann müſſen Sie ſelbſt ſagen, dajs Sie ſelbſt 
den Vertrag nicht geleſen haben; die Minorität verlangt nicht zu 
viel, ſondern fie verlangt nur ſoviel Zeit, um eine Conceſſion, 
welche man einer Geſellſchaft gibt, die gewiſs Nutzen und Vor— 
theile daraus zieht, denn ſonſt würde ſie die Bahn nicht bauen, 
zu ſtudieren. Ich glaube, wir haben nur das Intereſſe der 
Commune im Auge und an ein oder zwei Tagen, um welche die 
Conceſſion ſpäter bewilligt wird, liegt alſo abſolut nichts daran. 

Ich ſchließe mich alſo dem Antrage des geehrten Herrn Col— 
legen Hawranek an. Der Antrag iſt ein geſunder, wenn er auch 
nicht von einem Herrn Juriſten oder Doctor der Gegenſeite geſtellt 
worden iſt, aber von einem Geſchäftsmanne, der ganz gut be— 
urtheilen kann, daſs der Gemeinderath die Conceſſion nicht mir 
nichts dir nichts ertheilen kann. 

Gem.-Rath Steiner: Ich hätte mich gewiß nicht zum 
Worte gemeldet, wenn es dem Herrn Bürgermeiſter nicht beliebt 
hätte, die Oppoſition zu beleidigen — (Rufe links: Sehr richtig!) 
— abſichtlich zu beleidigen. 

Der Herr Bürgermeiſter hat der Meinung Ausdruck gegeben, 
daſs die Oppoſition nicht die Fähigkeit beſitzt, eine derartige Vor— 
lage zu beurtheilen, und nicht die nöthige Arbeitskraft im Inter— 
eſſe der Gemeinde zur Verfügung ſtellen würde u. ſ. w. Der 
Herr Bürgermeiſter iſt ausgeruht durch den zweimonatlichen Urlaub, 
den er in den Wäldern Tirols zugebracht hat. Aber Herr Bürger— 
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meiſter, es wäre angenehm geweſen, wenn Sie bei der Gas⸗Debatte 
hier geweſen wären. (Unruhe rechts.) Wo waren Sie damals? 

Vürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte zur Sache zu reden. 
(Unruhe im ganzen Saale.) 

Gem.-Nath Steiner: Man wirft uns vor, wir hätten nicht 
die Fähigkeiten! Ja, meine Herren, wer hat den Fehler im § 3 
entdeckt? Dr. Linke. Wenn Sie den Vertrag geleſen hätten, hätten 
Sie den Fehler entdecken müſſen. Warum haben Sie ihn nicht 
entdeckt? Wir prüfen aber genau und nicht wie der Stadtrath, wo 
der Act über das wichtige Referat bezüglich Krauß & Com p. eine 
halbe Stunde vor Erſtattung des Referates dem Referenten über- 
mittelt wurde, der einfach das herunterlas, was der Magiſtrat 
geſagt hat. (Rufe links: Der kann nicht einmal leſen! — Unruhe.) 

Nürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte bei der Sache zu 
bleiben. 

Gem.-Nath Steiner: Herr Bürgermeiſter, ich ſage Ihnen 
eines, die Gewerbetreibenden beſitzen nicht die Fähigkeiten der Advo— 
caten . . . . (Lebhafte Unruhe im ganzen Saale.) 

Rürgermeiſter: Ich mußs den Herrn Redner wiederholt 
dringend erſuchen, zur Sache zu ſprechen. 

Gem.-Nath Steiner: Ich bin ſchon am Schluſſe. — Herr 
Bürgermeiſter, unterbrechen Sie mich nicht immer! 

Würgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte, wir find bei 
der Debatte über § 5. (Gem.⸗Rath Strobach: Warum beleidigen 
Sie?) Den Herrn Gem.-Rath Strobach, welcher mich in einer 
Weiſe unterbrochen hat, die ſich nicht ziemt, rufe ich zur Ordnung. 
(Lebhafte Unruhe links; Zuſtimmung rechts.) Meine Herren, wir 
find bei der Debatte über den $ 5 und muſßs Sie bitten, endlich 
zur Sache zu ſprechen. (Zwiſchenrufe links: Der Herr Bürger— 
meiſter iſt nicht bei der Sache!) 

Gem.-Nath Steiner: Und ich ſage Ihnen, Herr Bürger— 
meifter, weil Sie von Fähigkeiten geſprochen haben, dafs wir die 
Fähigkeiten von Gewerbetreibenden beſitzen, aber auch die geſchäft— 
lichen Principien von Gewerbetreibenden, dass unſere geſchäftlichen 
Principien nicht diejenigen der Advocaten find. Die geſchäftlichen 
Principien der Advocaten laſſen ſich nur mit den geſchäftlichen 
Principien der Pferdehändler Wiens vergleichen. (Lebhafte Unruhe 
und Widerſpruch rechts.) 

Vürgermeiſter: Ich glaube, meine Herren, dass über dieſe 
Bemerkung des Herrn Gem.-Rathes Steiner unter Ihnen nur 
eine Meinung herrſcht. Er hat einen ganzen Stand in ganz unzu⸗ 
läſſiger (Widerſpruch und Unruhe links) und ungqualificierbarer 
Weiſe beleidigt (Zuſtimmung rechts) und es iſt wohl das wenigſte, 
was ich zu thun verpflichtet bin, dafs ich ihn zur Ordnung rufe. 
Wer begreift, was es heißt, ein Mitglied des Gemeinderathes zu 
erinnern, daſs es Ordunng halten ſoll, der wird auch die Bedeu— 
tung des Ordnungsrufes erkennen. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Von Seite der Oppoſition wird 
der Antrag geſtellt, dieſe Vorlage zurückzuziehen, ſie neuerdings in 
Druck zu legen, die verſchiedenen Druckfehler wegzulaſſen und die 
Vorlage dann dem Gemeinderathe zur neuerlichen Berathung zu 
unterbreiten. Ich kann mir nicht vorſtellen, dafs diefe Gründe Sie 
dazu bewegen werden, dieſe Vorlage heute zurückzuweiſen, bloß 
weil darin Druckfehler enthalten ſind. Denn derjenige, der die 
topographiſchen und geographiſchen Verhältniſſe kennt, wo die 
Strecke gebaut werden ſoll, kann niemals auf die Idee kommen, 
daſs die Bahn nach Aſpang gebaut werden ſoll, ſondern wird 
wiſſen, daſs ſie nach Aſpern gebaut werden ſoll. Ich war 
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einer der erſten, der den Druckfehler entdeckt hat, mir war es 
gleich klar, dafs es nicht Aſpang heißen kann, denn man kann 
einer Unternehmung, die ohnehin ſo drückenden Bedingungen 
ſeitens der Commune Wien unterworfen iſt, doch nicht die Ver— 
pflichtung auferlegen, dafs fie über die große Donau eine Brücke 
bauen ſoll und noch ein gewiſſes Reinerträgnis an die Commune 
abzuliefern hat. 

Aber die Gründe, die mich bewegen, für die Vorlage und 
ſpeciell für dieſen Paragraphen einzutreten, find, dafs ein hervor⸗ 
ragender Vertreter Ihrer Partei ausdrücklich erklärt hat, dass die 
Unternehmung mit dieſem Vertrage in einer Weiſe gebunden iſt, 
wie noch niemals eine Bahn oder eine Unternehmung gebunden 
worden iſt, und er begrüßte dies mit Freuden und bedauert nur 
lebhaft, dafs es nicht ſchon früher geſchehen iſt. 

Ein Vertreter Ihrer Partei hat weiter die Bemerkung gemacht, 
daßs man ſich um die Percente der Actien ꝛc. gar nicht kimmere. Wenn 
er glaubt, dass dieſe Actien gar proſperieren werden, daſs fie gar 
ſo lucrativ fein ſollten, fo iſt er ja in der Lage, dann Actien zu 
erwerben und au dieſem rieſigen Gewinn zu participieren. 

Aus dieſen Gründen würde ich den Autrag ſtellen: Stimmen 
Sie dieſem Paragraphen in der Faſſung zu, wie fie ihm vom Stadt: 
rathe gegeben wurde, und lehnen Sie jeden Vertagungsantrag ab. 

Gem.-Nath Hipp: Meine ſehr verehrten Herren! Es iſt 
allerdings richtig, dafs das Referat auch mir erſt geſtern nach— 
mittags zugekommen iſt. Sie müſſen doch zugeben, dass wir Re⸗ 
ferate haben, die wir ſchon ſeit Monaten herumtragen, die auch 
von beſonderer Wichtigkeit find, Baulinienbeſtimmungen ꝛc. Hier 
haben wir auch eine wichtige Vorlage, das iſt ganz gewiss, inſofern 
wichtig, als wir auf Jahrzehnte einer Geſellſchaft wichtige Rechte 
zuſichern und auch der Gemeinde Rechte vorbehalten bleiben ſollen. 
Der Vertrag enthält 48 Punkte. Wenn ſie bedenken, daſs am 
3. Auguſt, am 14. und 15. September noch die Berathung im 
Stadtrathe war und dafs wird heute erſt den 19. September 
haben, jo kann doch gewißs kein Vorwurf der Fahrläſſigkeit oder 
Saumſeligkeit der Oppofition gemacht werden, wenn heute verlangt 
wird, Sie mögen dieſes Referat noch bis Freitag vertagen. Ich 
glaube, dass die Worte des Herrn Bürgermeiſters auch nicht am 
Platze waren; ich will nicht näher auf dieſelben eingehen, aber es 
geht doch nicht an, jemandem ſozuſagen Beſchränktheit ꝛc. gegen⸗ 
über der Majorität vorzuwerfen. Wir find vollkommen überzeugt, 
daſs die Majorität einfach zuſtimmt, weil von Ihrer Seite, von 
Ihrem Referenten die Anträge geſtellt werden, und ein gewiſſes 
Miſstrauen hat der Herr Referent in mir ſchon wachgerufen, denn 
er war nicht ein Referent der Gemeinde, ſondern er kam mir vor 
wie ein Referent der Geſellſchaft, denn er hat nur Vortheile her— 
vorgehoben, die dieſer Vertrag für die Gemeinde hat. 

Dieſe Vortheile mussten ein gewiſſes Misstrauen hervorrufen, 
denn wir haben bis heute noch geſehen, dass die Gemeinde es nicht 
ſo ſehr verſtanden hat, ſo günſtige Verträge für ſich abzuſchließen. 
Es wäre dies der erſte Vertrag, mit welchem ſie beginnt, auch für 
ſich zu denken, und das hat der Herr Referent möglichſt hervor— 
gehoben. Ich will mich nicht weiter einlaſſen, den § 5 und andere 
Paragraphe zu beleuchten. Ich mus nur zurückweiſen, dass es 
Saumfeligfeit der Oppoſition ſei, wenn wir die Vertagung dieſes 
Referates verlangt haben, ſondern der Grund liegt einfach darin, 
daſs wir Punkt um Punkt, Paragraphen um Paragraphen ein: 
gehend ſtudieren wollten, bevor wir hier die Vorlage en bloc 
durchgehen. 
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Gem.⸗Rath Hawraneſt: Der Herr Bürgermeiſter hat geſagt, 
die Majorität hat den Vertrag geleſen. Ich weiß es nicht. Wenn 
ich aber die Herren frage, würde ſich ergeben — das weiß ich 
beſtimmt — daj keine zehn den Vertrag geleſen haben. Die 
Majorität ſtimmt ohnedies für den Referenten, das wiſſen wir ſo 
wie jo. Auf eines muss ich den Herrn Bürgermeiſter aufmerksam 
machen: Wenn jemand einen Ver tagungs-⸗Antrag ſtellt, iſt der Herr 
Bürgermeiſter verpflichtet, den Vertagungs-Antrag zur Abſtimmung 
zu bringen. Ich mache ihn auf ſeine Pflicht aufmerkſam und ich 
will nicht, dafs wir immer fo behandelt werden, als wären wir 
gar nicht hier. Ich bitte um die Abſtimmung über meinen Antrag. 


Bürgermeiſter: Ich habe darauf zu erwidern, daj3 ein Ver— 
tagungs-⸗Antrag nicht geſtellt wurde (Widerſpruch und Unterbrechung 
links). Unterbrechen Sie mich nicht, ſondern hören Sie mich an: 
Ein Vertagungs-Autrag iſt nach der Geſchäftsordnung dann zur 
Abſtimmung zu bringen, wenn er einfach beantragt wird, es ſei 
der Gegenſtand zu vertagen. Das iſt hier nicht geſchehen, ſondern 
es iſt der Antrag geſtellt worden, den Gegenſtand von der Tages— 
ordnung abzuſetzen und auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung 
zu bringen. Ich bitte, ich mufs die Geſchäftsordnung wörtlich zur 
Anwendung bringen. Ich habe auch erklärt, dass ich dieſen Antrag 
nicht mehr ſofort zur Abſtimmung bringen kann, weil das Haus 
beſchloſſen hat, in die Special-Debatte einzutreten. Ein ſolcher 
Antrag war in der General-Debatte zu ſtellen. (Rufe links: Er 
kann immer geſtellt werden.) 


Gem.-Nath Seiler: Als ich die Vorlage erhielt, war ich 
erſtaunt, dafs ſich wieder jemand gefunden hat, der ein Unter— 
nehmen ins Leben rufen will und diesbezüglich mit der Gemeinde 
einen Vertrag zu ſchließen beabſichtigt. Es iſt nicht allein in Wien, 
ſondern auch im Auslande allgemein verbreitet, daſs man in Wien 
gar nichts machen und gar kein Capital inveſtieren kann, weil 
alles nur beſudelt, beſchmutzt und gegen alles nur Mifstranen 
erregt wird. 

Gegen dieſen Vertrag haben wir abſolut nichts von der 
Gegenpartei gehört, wir haben insbeſondere nicht gehört, dafs eine 
Beſſerung einzelner Punkte vorgebracht worden wäre. 

Der Vertrag — ich habe ihn wirklich geleſen und auch 
ſtudiert — (Gem.-Rath Gregorig lacht) — ob Sie jetzt lachen 
oder nicht, der Vertrag iſt jo ſtrenge, dafs ich den Herrn Referenten 
fragen mußs, ob er auch mit der Geſellſchaft derart verhandelt hat, 
daſs, wenn der Vertrag in dieſer Stiliſierung vom Gemeinderathe 
angenommen wird, er auch von der Unternehmung angenommen 
wird, damit wir nicht noch einmal unterhandeln müſſen. 

Es ſind hier für die Commune Einnahmen, die bei 
einem ſolchen Unternehmen ſelten zu erreichen ſind, da hier 
Verpflichtungen find, dafs eine Strecke gebaut werden mufs, 
die vielleicht Jahrzehnte lang ein ganz geringes oder vielleicht 
gar kein Erträgnis liefern wird. Wenn ich, meine Herren, 
nur ein einziges Argument gehört hätte, wenn gegen einzelne 
Punkte Verbeſſerungen vorgebracht worden wären, würde ich gewiss 
einer anderen Meinung ſein, aber ſo iſt immer nur geſprochen 
worden, um — wie man jagt — die Geſchichte zu verzetteln, und 
um vielleicht die Unternehmer wieder dahin zu bringen, wie es 
ſchon oft der Fall war, dafs fie ihre Vertragsbedingungen, die fie 
hier geſtellt haben, zurückziehen. Ich will nur an den Herrn 
Referenten die eine Aufrage richten: Bei § 5 ſteht, daſs die 
Geſellſchaft innerhalb drei Jahren verpflichtet iſt, die Bahn bis 
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zum Schüttauplatze auszubauen. Sind nicht Verhandlungen gepflogen 
worden, dass die Bahn bis nach Kaiſermühlen ausgebaut werde, 
und was find die Urſachen, daßs der Geſellſchaft — da die 
Strecke doch nicht ſo weit entfernt iſt und der Ausbau derſelben 
nicht mit ſo großen Koſten verbunden iſt — nicht die Verpflich— 
tung auferlegt wurde, die elektriſche Bahn bis nach Kaiſer— 
mühlen zu führen. Es mußs doch im hervorragenden Intereſſe der 
Gemeinde gelegen fein, daſs unſere Bezirke Communicationen 
erhalten und dass wir in dieſe vernachläſſigten Bezirke jo früh 
als möglich mehr Leben bringen, insbeſondere jetzt, wo der Kaſernen— 
bau dort beginnen ſoll. Ich möchte daher erſuchen, mit der Geſell— 
ſchaft zu unterhandeln, dafs innerhalb drei Jahren die elektriſche 
Bahn bis nach Kaiſermühlen ausgebaut werde. 

Referent (zum Schlusswort): Es iſt gewiß eine tief betrü— 
bende Erſcheinung im Gemeinderathe der Stadt Wien, wenn eine 
Angelegenheit von ſolcher Wichtigkeit, von ſolcher Dringlichkeit 
und von ſolcher Bedeutung für das GemeindeIntereſſe dazu 
benützt wird, um gegen einen ganzen Stand die ſchwerſten Be— 
ſchuldigungen und Inſulten zu ſchleudern, wie es ſcheint, rein 
aus dem einen Grunde, weil der Referent, der eine Angelegenheit 
nur ſachlich zu vertreten ſich bewußt iſt, dieſem Stande anzuge— 
hören die Ehre hat. Ich glaube, wenn auch die Oppoſition noch 
ſo ſehr auf die Sympathien von gewiſſen Kreiſen der Bevölkerung 
rechnet, dafür wird ſie gewiß keine Sympathien finden, wenn man 
eine ganze Kategorie von Bewohnern der Stadt Wien, die auch 
Steuerträger ſind — denn die Advocaten zahlen auch Steuer — 
in dieſer Weiſe ohne jeden irgendwie erſichtlichen Anlaß beſchimpft. 
(Rufe links: Gehört das zur Sache?) Das gehört gewiss zur 
Sache. Das iſt eine traurige Sache. 

Ich werde mich, nachdem ich darauf nur kurz reflectiert habe, 
nunmehr rein an die Sache halten. 

Die Herren haben ſelbſt gefunden, dass die Beſtimmungen 
dieſes Vertrages ſehr weitgehender Art ſind, und ich habe in 
meinem Referate thatſächlich hervorgehoben, daj3 der Geſellſchaft 
Verpflichtungen auferlegt wurden, wie ſie noch keiner Geſellſchaft 
ſonſt auferlegt worden ſind, insbeſondere aus dem Grunde, damit 
der Vertrag in der Gemeindevertretung ſelbſt nicht wieder diejenige 
Oppoſition findet, die er ſonſt gefunden hätte. Dieſer Umſtand 
war natürlich wieder für ein geehrtes Mitglied der Oppoſition 
ein Grund zu erklären, er habe gegen den Referenten gerade 
deshalb Miſstrauen, weil er die Vortheile, welche der Gemeinde 
Wien aus dem Vertrage entſtehen, beſonders hervorgehoben hat. 
Die Logik deſſen iſt mir nicht ganz verſtändlich. 

Herr Gem.-Rath Dr. Linke hat einen Widerſpruch in den 
Beſtimmungen der SS 1 und 5 des Vertrages entdeckt. Der § 5 
beſtimmt nämlich, dass die Geſellſchaft einen jährlichen Recognitions— 
zins von zwei Gulden für eine 50jährige Straßenbenützungs— 
dauer zu entrichten habe; im § 1 iſt aber zweierlei beſtimmt — 
und das hat Herr Gem.-Rath Dr. Linke offenbar überſehen 
— dass die Straßenbenützung in der Péageſtrecke bis 31. December 
1925, außerhalb der Peageſtrecke aber auf die conceſſionsmäßige 
Dauer, welche 50 Jahre nicht überſchreitet, alſo auf 50 Jahre 
erfolgt. Unter allen Umſtänden iſt aber, nachdem die Peageftrede 
früher aufgelaſſen werden kann, ſowohl durch Kündigung ſeitens 
der Firma Ritſchl & Cie. wie auch der Tramwayh-Geſellſchaft 
ſeitens der Gemeinde Wien, die Gemeinde verpflichtet, einen anderen 
Straßengrund zur Verfügung zu ſtellen, in welchem Falle die 
50jährige Benützungsdauer platzgreift. Herr Gem.-Rath Dr. Linke 
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wird mir alſo zuſtimmen, wenn ich ſage, der Widerſpruch, den er 


entdeckt zu haben meint, iſt thatſächlich gar nicht vorhanden. 


Der Herr College Müller wünſcht insbeſondere im $ 5 
die Aufnahme einer Verpflichtung der Geſellſchaft, wodurch dieſelbe 
verhalten werden ſoll, eine Linie innerhalb drei Jahren in die 
Donauſtadt zu bauen. Ich erlaube mir darauf zu bemerken — 
und dadurch findet zugleich die Anfrage eines anderen geehrten 
Mitgliedes des Gemeinderathes die nöthige Antwort — dass mit 


der Geſellſchaft über die einzelnen Vertragsſtipulationen verhandelt 
worden iſt, dass die Geſellſchaft den Beſtimmungen zugeſtimmt 


hat, mit Ausnahme einer einzigen, worüber ſie nicht befragt 
werden konnte, der ſie aber möglicherweiſe auch zuſtimmt, nämlich 
der Beſtimmung der Höhe der Caution; im urſprünglichen Ent— 
wurfe war eine Caution von 2000 fl. ſtipuliert, nachträglich 
wurde aber dom Stadtrathe, weil er 2000 fl. zu gering anſah, 
eine Caution von 5000 fl. feſtgeſtellt; allen übrigen Vertragsbeſtim— 
mungen hat die Bauunternehmung Ritſchl & Cie. zugeſtimmt, 
alſo auch den SS 5 und 6 in der vorliegenden Faſſung. 


Aber fie hat dagegen Oppoſition erhoben, dafs ihr noch weitere 
Verpflichtungen auferlegt werden, innerhalb einer beſtimmten Friſt 
zu bauen, wie dies im § 5 geſchehen iſt, und ſie hat insbeſondere 
auch dagegen Oppoſition erhoben, dajs ihr ſchon die Verpflichtung 
auferlegt wird, innerhalb der erſten drei Jahre die Linie bis Kaiſer— 
mühlen auszubauen. Es iſt ja auch ſehr leicht begreiflich, daßs 
ein Unternehmen, das ſich heute noch in Financierungsſchwierig— 
keiten befindet, ſich auf ein möglichſt enges Terrain einzuſchränken 
ſucht. Je größer die Verpflichtungen ſind, die ein ſolches Unter— 
nehmen übernimmt, deſto ſchwieriger ſind die Financierungs-Ver— 
hältniſſe für dasſelbe. Ich würde daher insbeſondere an die Herren 
Vertreter aus der Leopoldſtadt den Appell richten, das Zuſtande— 
kommen des Vertrages nicht noch dadurch zu erſchweren, dass ſie 
der Unternehmung noch weitergehende Verpflichtungen, als ohnehin 
in den Vertrag aufgenommen ſind, auferlegen. Es könnte dadurch 
der Vertragsabſchluſs oder zumindeſt die Financierung des ganzen 
Unternehmens erſchwert werden. 


Herr College Bärtl hat gegenüber dem Antrage des Stadt— 
rathes, einen Recognitionszins von 2 fl. pro Jahr feſtzuſetzen, den 
Antrag geſtellt, 50 fl. feſtzuſetzen, weil ihm der erſtere Betrag zu 
gering erſcheint. 


Ich habe die Gründe, warum es der Stadtrath gethan hat, 
ſchon auseinandergeſetzt. Meine Herren, es iſt das eine Differenz 
von 48 fl. pro Jahr. Für die Gemeinde Wien iſt es etwas 
Minimes, ob 2 oder 50 fl. beſchloſſen werden. Ich meine, Sie 
ſollten — ich glaube übrigens, die Unternehmung würde keinen 
casus belli daraus machen, wenn auch der Antrag auf 50 fl. an— 
genommen würde — lediglich aus dem einen Geſichtspunkte, daßs 
der Unternehmung vielfache und ſehr weitgehende Pflichten auf— 
gelegt wurden, zu welchen dieſelbe die Zuſtimmung gegeben hat, 
den Antrag des Stadtrathes, wie er vorliegt, annehmen. 


Im übrigen, glaube ich, habe ich gegenüber den ſachlichen 
Ausführungen der Herren Vorredner, welche ſich ſachlich zu ſprechen 
bemüht haben, nichts weiter zu bemerken. 

Gem.-Nath Strobach (zur Geſchäftsordnung): Es iſt heute 
wieder eine Überrumplung vorgekommen, geradeſo wie es bei der 
Conceſſionsverleihung der Stadtbahn der Fall war. Auch damals 
wurde . . .. 
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Mürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte nur zur Geſchäfts⸗ 
ordnung, nicht zur Debatte zu ſprechen. Ich kann das nicht zu— 
laſſen. Ich bitte, ſich kurz zu faſſen; nur zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-⸗Nath Strobach: Auch damals wurden uns die Daum— 
ſchrauben angelegt, wie heute. Auch ich war nicht in Wien, wie 
Herr College Gregorig, und ſo mag es auch anderen paſſiert ſein. 

Bürgermeiſter (unterbrechend): Ich mufs Ihnen nochmals 
ſagen: Ich bitte, uur zur Geſchäftsordnung zu ſprechen. Ich 
müiste Ihnen das Wort entziehen, wenn Sie dem nicht Rechnung 
tragen. 

Gem.-Nath Strobach (fortfahrend): Ich möchte doch auf— 
merkſam machen, dafs man die Sachen früher zugeſtellt erhalten 
ſoll. Jeder mußs ſich doch informieren können, dieſe Möglichkeit 
ſoll auch uns gegeben ſein. 

Bürgermeiſter: Ich bitte, das gehört nicht zur Geſchäfts— 
ordnung, ich entziehe Ihnen daher das Wort. 

Gem.-Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Der geehrte 
Herr Bürgermeiſter hat zuvor dem Collegen Steiner den 
Ordnungsruf ertheill, weil er angeblich den Stand der Advocaten 
beleidigt hat. Das iſt nicht richtig. Er hat geſagt, die Praktiken 
der Advocaten .. . .. 

Bürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte, nur zur Geſchäfts— 
ordnung zu ſprechen; das gehört nicht hieher. (Gem.-Rath 
Gregorig: Gewiſss, das gehört hieher!) Ich müsste Ihnen 


ſonſt auch das Wort entziehen. 


Gem.-Nath Gregorig: Ich bitte, Sie haben früher den 
Ordnungsruf ertheilt, und darüber muſs man mich doch reden 
laſſen. College Steiner hat niemanden beleidigt, und deshalb 
bitte ich, den Ordnungsruf zurückzunehmen, weil er ganz ungerecht— 
fertigt iſt. 

Bürgermeiſter: Das gehört nicht zur Geſchäftsordnung. 
Der Ordnungsruf, den ich gegeben habe, beſteht, weil er voll— 
ſtändig begründet iſt. 

Gem.-Nath Dr. Linke (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Ich conſtatiere, dafs im § 1 die Conceſſionsdauer nicht mit 
50 Jahren fixiert iſt, ſondern daſs der eine Paſſus lautet: „bis 
längſtens 31. December 1925“, und der andere: „für die Dauer der 
Conceſſion, inſoweit dieſelbe 50 Jahre nicht überſteigt.“ Alſo von 
einem Fixum mit 50 Jahren iſt keine Rede. Dagegen iſt die 
Benützungsdauer im § 5 mit 50 Jahren fixiert und deshalb erlaube 
ich mir zu conſtatieren, dafs ich nicht widerlegt wurde. 

Vürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Der erſte 
Abſatz des § 5 iſt von niemanden beauſtändet worden. Nur hat 
Gem.-Rath Müller eine Einſchaltung verlangt, dahin gehend: 
„auch iſt eine Abzweigung zu machen von der Hauptlinie in der 
Kronprinz Rudolfſtraße vor der Brücke fluſsauf- und -abwärts 
zur Donauſtadt.“ Ich bringe dieſen Zuſatz zur Abſtimmung. 

Ich erſuche jene Herren, welche mit dieſem Zuſatze einver— 
ſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die 
Minderheit. — Abgelehnt. 

Jene Herren, welche mit § 5, Alinea 1, einverſtanden find, 
wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Mehrheit. — 
Angenommen. 

Zu Alinea 2 hat Herr Gem.-Rath Bärtl den Antrag 
geſtellt, daſs der Anerkennungszins nicht, wie der Herr Referent 
beantragt, mit 2 fl. jährlich, ſondern mit 50 fl. feſtgeſetzt werde. 
Dieſer Antrag mus zuerſt zur Abſtimmung gebracht werden. 
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Ich bitte jene Herren, welche mit dem Antrage des Herrn 
Gem. Rathes Bärtl einverſtanden find, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Es iſt die Minderheit. — Abgelehnt. 

Jene Herren, die mit dem Neferenten-Antrage einverſtanden 
ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt ange 
nommen. 

Herr Gem. Rath Seiler hat den Zuſatz beantragt, es ſei die 
Geſellſchaft zu verpflichten, die elektriſche Bahn in der Theilſtrecke 
der Linie bis zum Marktplatze in Kaiſermühlen in den erſten drei 
Jahren auszubauen. 

Die Herren, die mit diefem Antrage einverſtanden find, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minderheit. — Ab— 
gelehnt. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Herr Bürgermeiſter! Ich habe 
auch einen Antrag geſtellt zu § 5. Dort heißt es nämlich: „2 fl. 
jährlich für eine 50jährige Straßenbenützungsdauer“; ich habe aber 
beantragt: „2 fl. jährlich für eine Straßenbenützungsdauer bis zu 
50 Jahren.“ 

Bürgermeifter: Die Herren haben den Antrag gehört; ich 
bitte alſo jene Herren, welche mit dem Autrage des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Linke einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. — Abgelehnt. 

Der Antrag des Herrn Referenten iſt alſo angenommen. 

Gem-Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Ich möchte 
den geehrten Herrn Bürgermeiſter erſuchen, mir den Paſſus aus 
der Geſchäftsorduung zu zeigen, nach welchem jemand, nachdem 
die General-Debatte geſchloſſen iſt, keinen Vertagungs-Antrag mehr 
ſtellen darf. Es kann ſich ja während der Debatte herausſtellen, 
dajs etwas nicht durchführbar iſt, und infolge deſſen kann jeder 
Beliebige den Antrag auf Vertagung ſtellen. Ich beantrage alſo 
nochmals die Vertagung. (Unruhe rechts.) 

Würgermeiſter: Ich bitte, darauf habe ich Antwort zu geben. 
Der Gegenſtand iſt erledigt, über Punkt 5 iſt abgeſtinmmt. Dem 
Herrn Gem-Rath Gregorig habe ich ſchon früher geſagt, dass 
Vertagungs⸗Anträge immer geſtellt werden können, daßs aber der 
geſtellte Antrag kein Vertagungs-Antrag war. Ich bitte, gefälligſt 
die Geſchäftsordnung ſelbſt zu leſen. Die Herren brauchen doch 
nicht von mir einen Unterricht. 

(Gem.⸗Rath Hawranuek: Wir wiſſen es ſchon, Sie wiſſen 
es aber nicht, Herr Bürgermeiſter!) 

§ 6! — Wünſcht jemand das Wort? 

(Gem.⸗Rath Gregorig: Ich habe den Vertagungs⸗Antrag 
geſtellt! — Gem. Rath Jedliöka: Das hat er nicht gehört! 
Polizei her, dann hört er's! — Gem. -Rath Hawranek: Wie 
keine Controle iſt, macht er, was er will!) 

Herr Gem.-Rath Hawraneß ich rufe Sie zur Ordnung, 
weil Sie immer unterbrechen und ſtören. 

Gem.⸗Rath K. J. Müller: Im 8 6 ift enthalten, dass 
die Geſellſchaft das Recht hat, nach Erlangen der Coneeſſion auch 
noch weitere Strecken zu bauen. 

Ich möchte den Herrn Referenten fragen, was darunter zu 
verſtehen iſt: Im § 6, Punkt 1, iſt die Beſtimmung enthalten, dass 
die Geſellſchaft das Recht hat, von der Kronprinz Rudolfſtraße 
abzweigend, Querlinien zu erbauen. Welche Linien darunter 
gemeint ſind, ob das die Linien ſind, welche ich vorher beantragt 
habe; die Linie der Donauſtadt und diesſeits der Brücke, iſt nicht 
gejagt. Wenn das der Fall wäre, dafs das die Linien find, dann 
bin ich einverſtanden. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Nefldenzftadt Wien. — Nr. 76, 22. September 1893. 


Ar 


XN — 2 ———— KN 
* 


Referent: Die Geſellſchaft hat einen großen Wert darauf 
gelegt, daſs ihr das Recht eingeräumt werde, in einem ihr be: 
liebigen Zeitpunkte gewiſſe Linien auszubauen; das iſt insbeſondere 
die hier angeführte Linie. Die Linien ſind nicht genau präciſiert. 
Es iſt das unzweifelhaft nicht bloß eine Linie in die angrenzenden 
Bezirke, alſo insbeſondere auch auſchließend an den I. Bezirk, und 
auch die Linie in die Donauſtadt, alſo alle Linien, welche die Ge— 
ſellſchaft für lucrativ hält. Aber fie hat das Recht, fie zu bauen, 
nicht die Verpflichtung dazu. Die Verpflichtung, dieſe Linien zu 
bauen, tritt erſt dann ein, wenn eine Öpercentige Verzinſung oder 
ein Brutto-Ertrag von 130.000 fl. ſich ergibt. 

Gem.-Nath K. J. Müller (fortfahrend): Daſs unter dem 
Nachbarbezirke die Donauſtadt gemeint iſt, musste geſagt werden. 
Die Donauſtadt gehört ja zum II. Bezirke von Wien, aber ſie 
könnte hier möglichenfalls als angrenzender Bezirk aufgefasst werden. 

Referent: Ich bitte, der Wortlaut der betreffenden Beſtimmung 
heißt: „Von der Kronprinz Rudolfſtraße nach beiden Seiten ab: 
zweigende Querlinien“ — alſo nach beiden Seiten abzweigende 
Querlinien — „mit Anſchluſs au die angrenzenden Bezirke . . . zu 
bauen.“ Ich glaube, damit iſt alles geſagt, worüber der Herr Vor— 
redner im Unklaren iſt. 

Gem.-ath Gregorig: Ich habe früher den Vertagungs— 
Autrag geſtellt, bevor der frühere zur Abſtimmung gekommen iſt. 
Der Herr Bürgermeiſter hat mich nicht verſtanden. Ich begreife 
es, denn es iſt heute abſolut unmöglich, von einer ordentlichen 
Berathung zu ſprechen, und es iſt heute ſoviel dagegen geſprochen 
worden, dafs die richtige Aufmerkſamkeit fehlt und ein der Wichtigkeit 
des Gegenſtandes angemeſſener Ernſt nicht möglich iſt. Deshalb 
ſtelle ich nochmals den Vertagungs-Autrag. 

Bürgermeiſter: Der Herr Referent hat über dieſen Ver— 
tagungs-Antrag das Wort. 

Referent: Ich erlaube mir, auf den Umſtand aufmerkſam zu 
machen, dass die Tracenreviſion Samstag den 23. d. M. ſtatt— 
findet. Nachdem wir vorausſichtlich ohnedies nicht in der Lage ſein 
werden, die Berathung des Referates heute zu Ende zu führen 
(Rufe rechts: O ja! — Gem.-Rath e e Nacht⸗ 
ſitzung!) und vielleicht noch eine andere Sitzung dazu nothwendig 
it, jo erſehen Sie daraus, daßs die Angelegenheit außerordentlich 
dringlicher Natur iſt und da der Gegenſtand überdies reif zur 
. iſt, bitte ich, den Vertagungs-Antrag abzulehnen. 

Bürgermeifter: Es iſt der Antrag auf Vertagung des 
Referates geſtellt. Jene Herren, welche dem zuſtimmen, bitte ich, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) — Minorität; der Antrag 
iſt abgelehnt. 

Gem.⸗Nath Dr. Linke: Im § 6 wird der Unternehmung 
das Recht eingeräumt, nach erlangter Conceſſion die nachbenannten 
Strecken unter den Bedingungen dieſes Vertrages zu bauen und 
in Betrieb zu ſetzen. Es wird aber nicht der Unternehmung die 
Pflicht auferlegt, es zu thun, wenn die Gemeinde Wien es ver— 
langt. Es ſteht zwar im Alinea 3: „Sobald in einem Jahre das 
Reinerträgnis 6 Percent des Actiencapitales oder die geſammten 
Brutto-Einnahmen mehr als 130.000 fl. betragen, dann iſt die 
Unternehmung dazu verpflichtet.“ Aber wann dieſe Umſtände ein— 
treten werden, iſt ſehr fraglich; ich zweifle, daßs das überhaupt 
früher eintreten wird, als ſich die Nothwendigkeit zeigt, dafs wirklich 
andere Linien gebaut werden. 

Alſo ich bin der Anſicht, dafs in dieſer Vorausſetzung mit 
6 Percent eine zu große Conceſſion für die Unternehmung liegt. 
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Die Unternehmung mußs ſchon früher unter allen Umſtänden 
verpflichtet werden, die nachbenannten Linien zu bauen, ſobald die 
Gemeinde Wien es verlangt, es mußs dies dem freien Ermeſſen 
der Gemeinde Wien überlaſſen werden, und zwar umſomehr, als 
eine Prüfung des Reinertrages und der Brutto-Einnahme ſehr 
ſchwer möglich iſt, wenn die Gemeinde auch, wie es ſpäter heißt, 
einen Delegierten zur Prüfung der Bücher abſenden kann. 

Ich beantrage daher, den § 6 dahin zu modificieren, dag 
es nach dem erſten Abſatze heißt: „und der Gemeinde Wien ſteht 
das Recht zu, es unter dieſen Bedingungen zu verlangen.“ Dann 
könnte der letzte Abſatz ganz entfallen. 

Gem.-Nath Sebaſtian Grünbeck: Verehrte Herren! Wir 
find bei § 6 angelangt, und zwar mußs ich, wie ich ſchon in der 
General⸗Debatte bemerkt habe, auch hier Folgendes erklären: Sie 
finden hier: „Sobald das Reinerträgnis 6 Percent des Actien⸗ 
capitales beträgt.“ Sie wiſſen, wie heute die Capitalien angelegt 
werden: zu 3 und 4 Percent. Der Staat gibt auch nur 4 Percent. 
Ich ſehe nicht ein, warum die Geſellſchaft erſt bei einem Rein— 
erträgniſſe von 6 Percent verpflichtet werden ſoll, die neuen Linien 
zu bauen. Sie wiſſen auch recht gut, wie man die Bilanzen her— 
stellt, daßs fie nie über 6 Percent hinaufkommen. Ergo wird die 
Geſellſchaft nie verpflichtet fein, dieſe Linien zu bauen. Mit dieſem 
Percentſatze bin ich abſolut nicht einverſtanden. Ich glaube, es wäre 
viel beſſer, wenn wir eine Zeit feſtſetzen oder doch den Percentſatz 
herabſetzen. Sie werden dasſelbe finden, wie bei den Privatbahnen, 
die man verſtaatlichen will: es werden die Bilanzen ſo wunderbar 
geſtellt, daſs man eigentlich daraufzahlen müsste. So wird auch 
hier immer die Bilanz geſtellt werden, dieſe Bahn wird nie 
6 Percent tragen, fie wird vielleicht 5½ oder 5°/, Percent tragen. 
Auf 6 Percent werden ſie nicht hinaufkommen. Damit iſt die 
Verpflichtung der Bahn, die neuen Linien zu bauen, beſeitigt. 
Gerade das iſt ein Punkt, dem wir nicht ſo zuſtimmen können, 
abſolut nicht. Ich beantrage daher, dass nicht die Percentuierung 
maßgebend fein ſoll, ſondern dafs die Geſellſchaft verpflichtet 
werden ſoll, nach Ablauf von drei Jahren die neuen Linien zu bauen. 

Gem.-Nath Dr. Daum: Ich hätte eine Anfrage an den 
Herrn Referenten zu ſtellen. Ich bin mir über die Bedeutung 
dieſer Faſſung des Paragraphen nicht ganz klar. Es heißt im 
erſten Abſatze: „Der Unternehmung ſtehe das Recht zu, folgende 
Strecken in Betrieb zu ſetzen.“ Was für ein Recht iſt damit ge— 
meint? Die Gemeinde kann der Unternehmung wohl kein anderes 
Recht verleihen, als das der Straßenbenützung. Dieſes Recht kann 
hier aber wohl nicht gemeint ſein, denn die Gemeinde kann doch 
nicht in bianco der Unternehmung das Benützungsrecht für alle 
beliebigen Straßen verleihen — und der Herr Referent hat ja 
früher die Aufklärung gegeben, dafs im Alinea ! eine heute noch 
ganz unbeſtimmte Zahl und Art von Linien gemeint iſt, ſondern 
dieſe Straßenbenützung mußs ganz beſtimmt individualiſiert fein, 
wie es im 8 1 bezüglich der Hauptlinie auch geſchehen iſt. Ich 
erkläre mir die Abſicht, welche damit verbunden war, ſo: Es ſoll 
damit geſagt ſein, die Unternehmung wird verpflichtet, ſobald in 
einem Jahre das Reinerträgnis u. ſ. w. überſteigt, dieſe Linien 
zu bauen, das Recht der Straßenbenützung wird ihr die Gemeinde 
daun, wenn die Linien beſtimmt ſind, ſeinerzeit ertheilen. Wenn meine 
Anſchauung richtig iſt, fo müſste der erſte Abſatz vollſtändig fallen. 

Aürgermeiſter: Wünſcht noch einer der Herren das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, die Debatte iſt 
geſchloſſen. Der Herr Referent hat das Schlusswort. 
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Referent: Es find mehrere Einwendungen gemacht, be— 
ziehungsweiſe Anträge geſtellt werden. 

In erſter Linie hat Herr Gem-Rath Dr. Linke den Antrag 
geſtellt, daſs nur das erſte Alinea angenommen, dieſes aber dahin 
ergänzt werden möge, dafs die Gemeinde Wien auch berechtigt ſei, 
unter den Bedingungen dieſes Vertrages jederzeit den Bau dieſer 
Linien zu verlangen. 

Der Herr Gem.-Rath Grünbeck hat wiederum den Antrag 
geſtellt, daſs die Unternehmung verpflichtet ſei, nach Ablauf von 
drei Jahren dieſe Linien zu bauen. 

Herr College Dr. Daum ſelbſt hat in einer anderen Richtung 
Aufklärung verlangt, die ich mir nun zu geben erlaube. 

Urſprünglich war die Faſſung des Vertrages fo, dass die 
Gemeinde Wien bei einer ſechspercentigen Verzinſung des Anlage— 
capitales oder bei einer Brutto-Einnahme von mehr als 100.000 fl. 
das Recht haben ſollte, zu verlangen, daſs dieſe Linien erbaut 
werden. Erſt nachdem der urſprüngliche Entwurf fertig war und 
die Unternehmung bereits demſelben zugeſtimmt hatte, iſt die 
Unternehmung mit einer Eingabe an den Stadtrath herangetreten 
und hat darauf aufmerkſam gemacht, das aus der Faſſung dieſes 
Paragraphen für ſie Financierungsſchwierigkeiten entſtehen und die⸗ 
ſelben dahin ergänzt werden ſollen, daſs die Unternehmung auch 
das Recht haben ſoll, jederzeit dieſe Linien zu erbauen, nicht bloß 
der Gemeinderath das Recht haben ſoll, der Unternehmung die 
Verpflichtung zum Baue aufzuerlegen; die Unternehmung ſollte alſo 
in einem ihr beliebigen Zeitpunkte ohne Rückſicht auf die Ver— 
zinſung des Capitales und das Brutto-Erträgnis dieſe Linien bauen 
können. 

Die Straße iſt heute noch gar nicht beſtimmt. Die Unter— 
nehmung muss zum mindeſten der Gemeinde angeben, das und 
das iſt die Straße, durch welche wir die Linie zu führen beab— 
ſichtigen. Wenn die Gemeinde ihre Zuſtimmung gibt, ſo ſoll der 
Unternehmung das Recht zur Erbauung eingeräumt werden. Die 
Gemeinde Wien hat auch nach dem Schlufsabfage die Wahl nach 
der einen oder anderen Seite. Nachdem aber im vorhinein gar 
nicht in beſtimmter Weiſe feſtgeſtellt iſt, welche Trace, welche 
Richtung die Linie nehmen ſoll, ſo ſind diesfalls unter allen 
Umſtänden Verhandlungen nothwendig. Das iſt die Geneſis dieſes 
Abſatzes. Übrigens iſt er klar genug, fo dass weitere Zweifel darüber 
nicht beſtehen können. 

Nürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. 

Gem.-Nath Dr. Daum: Herr Bürgermeiſter, ich habe noch 
nicht geſchloſſen. Ich habe eine Anfrage an den Herrn Referenten 
gerichtet, die er beantwortet hat. Ich muss nun fortſetzen. 

Vürgermeiſter: Ich habe vorhin die Debatte geſchloſſen und 
dem Herrn Referenten das Schlusswort gegeben. 

Gem. Rath Dr. Daum: Ich hatte noch nicht zu Ende 
geſprochen! 

Nürgermeiſter: Ich habe ausdrücklich gefragt, ob noch 
jemand das Wort wünſcht. Wenn die Wiederaufnahme der Debatte 
beantragt wird, ſo werde ich den Antrag zur Abſtimmung bringen. 
Sonſt könnte ich das nicht zulaſſen. 

Gem.-Rath Dr. Daum: Ich muſs um Entſchuldigung 
bitten. Ich habe das Wort nicht erſt zu erbitten gebraucht, ich 
hatte es ſchon. 

Vürgermeiſter: Ich bedauere lebhaft. Ich habe die Debatte 
geſchloſſen und habe gejagt: „Der Herr Referent hat das Schluſs— 
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wort.“ Wenn die Wiederaufnahme der Debatte gewünjcht wird, 
jo mußs das einer der Herren beantragen. 


Gem.-Nath Dr. Daum: Dann beantrage ich die Wieder- 
aufnahme der Debatte. 


Bürgermeiſter: Es iſt der Antrag geſtellt, die Debatte 
wieder aufzunehmen. 

Ich bitte jene Herren, welche dafür ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Iſt die Minderheit! (Widerſpruch links.) Ich 
bitte alſo, ſich von den Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) Jetzt iſt es 
die Mehrheit; der Antrag iſt angenommen. (Gelächter 
links.) 

Gem.-Rath Dr. Daum: Die Aufklärungen des Herrn Re⸗ 
ferenten haben mich nicht vollſtändig beruhigt, denn ich bin noch 
im Zweifel, ob nicht der Abſatz jo aufgefasst werden könnte, als 
ob der Gemeinde hiedurch die Verpflichtung erwüchſe, der Unter— 
nehmung ihr beliebige Straßen zur Verfügung zu ſtellen. 

Ich glaube, daſs zum mindeſten, wenn dieſe Anſicht vorliegt, 
eine Miſsdeutung dadurch vermieden werden könnte, dafs zum erſten 
Abſatze: „Der Unternehmung ſteht das Recht zu, nach erlangter 
Conceſſion folgende Strecken unter den Bedingungen dieſes Ver— 
trages zu bauen und in Betrieb zu ſetzen“, hinzugefügt werde: 
„und die Gemeinde wird nach Feſtſtellung der Trace das Straßen— 
benützungsrecht ertheilen“. 

Vürgermeiſter: Wünſcht jemand von den Herren das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Die Debatte iſt ge— 
ſchloſſen. 

Referent (zum Schlusswort): Ich habe gegen dieſen Zuſatz— 
Antrag, nachdem er einen thatſächlich vorhandenen Zweifel beſeitigt, 
gar nichts einzuwenden. | 

Nürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Das erſte 
Alinea wurde nicht bekämpft; dasſelbe lautet: „Der Unternehmung 
ſteht das Recht zu, nach erlangter Conceſſion folgende Strecken 
unter den Bedingungen dieſes Vertrages zu bauen und in Betrieb 
zu ſetzen.“ 

Dagegen iſt keine Einwendung erhoben worden; ich erkläre 
dasſelbe für angenommen. 

Jetzt kommen die Zuſatz⸗Anträge, und zwar der Zuſatz-An trag 
des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Daum: „und die Gemeinde wird 
das Straßenbenützungsrecht nach Feſtſtellung der Trace ertheilen“, 
und der Zuſatz-Antrag Dr. Linke: „Der Gemeinde ſteht das 
Recht zu, nach Erlangen der Conceſſion, wenn es die Verkehrs— 
bedürfniſſe erfordern, ſie nach ihrem Ermeſſen jederzeit zu ver— 
langen.“ 

Ich bitte jene Herren, welche mit dem Zuſatz-Antrage des 
Gem.⸗Rathes Dr. Daum einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche mit dem Zuſatz-Antrage 
des Gem.⸗Rathes Dr. Linke einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Nach einer Pauſe:) Es iſt die Minderheit. — Ab— 
gelehnt. 

In dem weiteren Punkte heißt es nach dem Referenten-Antrage 
(liest): 

„J. Von der Kronprinz Rudolfſtraße, nach beiden Seiten ab— 
zweigend, Querlinien mit Anſchluſs an die dem II. Bezirke benach— 
barten Bezirke. 

2. Kagran — Leopoldau. 

3. Kagran—Lang⸗Enzersdorf.“ 
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Dagegen iſt auch keine Einwendung erhoben worden. — 
Angenommen. 

Hingegen liegen gegen den Autrag des Referenten, „dafs dieſe 
Linien zu bauen ſind, ſobald in einem Jahre das Reinerträgnis 
6 Percent des Actiencapitales oder die geſammten Brutto-Einnahmen 
mehr als 130.000 fl. betragen ſollten“, Gegen-Anträge vor, und 
zwar vom Herrn Gem.⸗Rath Seb. Grünbeck: „dass die Unter— 
nehmung verpflichtet iſt, ſchon nach Ablauf von drei Jahren ohne 
Rückſicht auf das Ergebnis zu bauen“, und vom Gem.-Rath Dr. 
Linke: „dais die Unternehmung über Verlangen der Gemeinde 
Wien ſpäteſtens binnen 6 Monaten zu bauen habe.“ 

Ich werde zuerſt den Antrag Grünbeck zur Abſtimmung 
bringen. Ich bitte alſo jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe:) Es iſt die Minderheit. 
Abgelehnt. Sohin folgt der Antrag des Gem-Rathes Dr. Linke. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche mit dieſem Antrage einver— 
ſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe:) Es iſt 
die Minderheit. Abgelehnt. Nun bitte ich jene Herren, die mit 
dem Referenten-Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Es iſt die Mehrheit. Angenommen. Wir kommen 
nun zu § 7. Wünſcht jemand das Wort? 


Gem.-⸗Nath Seiler (zur Geſchäftsordnung): Nachdem wir, 
meine Herren, einerſeits die Conceſſion ertheilt haben, andererſeits 
der Vertrag fo hart iſt, dafs wir froh fein ſollen, daßs die Geſell— 
Schaft ihn annimmt, beantrage ich die en bloc-Annahme 
der folgenden Paragraphe. 

Bürgermeiſter: Es iſt von Seiten des Herrn Gem.⸗Rathes 
Seiler beantragt, die folgenden Paragraphe des Vertrages en bloc 
anzunehmen. 

Jene Herren, welche damit einverſtanden ſind, bitte ich die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. Der Gegenſtand 
iſt erledigt. 


Beſchluſs: Vertrag, welcher am heutigen, unten angeſetzten 
Tage zwiſchen der Gemeinde Wien einerſeits und der 
Bauunternehmung Ritſchl & Cie. andererſeits aus 
Anlaſs der Benützung ſtädtiſcher Straßengründe für 
den Bau und Betrieb einer elektriſchen Straßenbahn 
von Wien nach Kagran zufolge Gemeinderaths-Beſchluſſes 
vom 19. September 1893 abgeſch loſſen worden tft. 


81. 

Die Gemeinde Wien erklärt, unter den in dieſem 
Vertrage feſtgeſetzten Bedingungen ihre Zuſtimmung 
dazu zu geben, daſs die Bauunternehmung Ritſchl 
& Cie. auf die in dieſem Vertrage angegebene Art 
und Weiſe zum Baue und Betriebe einer elektriſchen 
Straßenbahn von Wien nach Kagran die in dem bei— 
- gehefteten und einen integrierenden Beſtandtheil dieſes 
Vertrages bildenden Plane roth laſierten ſtädtiſchen 
Straßengründe in der Kronprinz Rudolfſtraße, und zwar 
von der projectierten Station „Prater ſtern“ dieſer Bahn 
bis Kilometer O7 derſelben im Péagebetriebe mit der 
Wiener Tramway -⸗Geſellſchaft oder deren Rechtsnach— 
folgern für die Dauer dieſes Péagevertrages bis längſtens 
31. December 1925, vom Kilometer 07 außerhalb der 
beſtehenden Tramwaygeleiſe bis zur Rampe der Kronprinz 
Rudolfsbrücke für die Conceſſionsdauer, inſoweit dieſelbe 
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fünfzig Jahre nicht überſteigt, gerechnet vom Tage der 
Conceſſionsertheilung, benütze. 

Die Bewilligung zur Fortſetzung des Peageverkeh res 
oder die Benützung eines nach dem Erachten der 
Gemeinde Wien verfügbaren Theiles der Kronprinz 
Rudolfſtraße oder einer Parallelſtraße nach dem 31. De— 
cember 1925 bleibt einem dann zu vereinbarenden Über⸗ 
einkommen vorbehalten. 


Über Aufforderung der Gemeinde Wien wird die 


Unternehmung binnen ſpäteſtens ſechs Monaten dieſes 


Péageverhältnis löſen, in welchem Falle die Gemeinde 


Wien einen anderweitig verfügbaren Straßengrund 


zur Erreichung der Anfangſtation „Praterſtern“ oder | 


eines anderen innerhalb des verbauten Theiles von 
Wien, II. Bezirk, gelegenen Punktes unter den für 
die nicht in der Péageſtrecke gelegenen Theile der 
Bahnſtrecke in der Kronprinz Rudolfſtraße geltenden 
Vertragsbeſtimmungen überlaſſen wird. Über die Frage, 
ob ein Straßengrund zu dieſem Zwecke verfügbar iſt, 
entſcheidet mit Ausſchluſs des Rechtsweges und jedes 
Rechtsmittels nur die Gemeinde Wien. 


8 2. 

Die Bauunternehmung hat für die Benützung dieſer 
ſtädtiſchen Straßengründe zum Baue und Betriebe der 
vorbezeichneten Bahn ein jährliches Entgelt von 5 kr. 
ö. W. per Meter der Péageſtrecke oder deſſen Bruch— 
theil und von 20 kr. ö. W. per Meter ſelbſtändiger 
Geleiſeanlage oder deſſen Bruchtheil im vorhinein vom 
Tage des Baubeginnes am 1. Jänner jeden Jahres 
zu bezahlen. 

Dieſe Straßenbenützungsgebür kann bis auf 2 fl. 
per Meter der Bahnanlage, und zwar ohne Unterſchied 
zwiſchen der Péageſtrecke und der ſelbſtändigen Geleiſe— 
anlage, jedoch nicht vor Ablauf des zwanzigſten 
Betriebsjahres, erhöht werden. 

Für die Benützung der ſtädtiſchen Straßengründe 
zur Herſtellung von Objecten hat die Unternehmung 
ein jährliches Entgelt von 60 kr. per Quadratmeter 
der benützten Fläche vom Tage des Baubeginnes an 
und für jede aufgeſtellte Säule oder Leitungsmaſt 
einen Gulden am 1. Jänner jeden Jahres zu entrichten. 

Überdies iſt, wenn das jährliche Reinerträgnis 
aus dem Betriebe der Bahn und aus den mit dem 
Betriebe der Bahn zuſammenhängenden Geſchäften der 
Unternehmung 6 Percent des inveftierten Capitales 
überfteigt, bei einem Reinerträgniſſe von 6 bis 7 Percent 
außerdem von dieſem ſiebenten Percent oder deſſen 
Bruchtheil ein Zehntel, bei einem Reinerträgniſſe von 
7 bis 8 Percent außerdem von dieſem achten Percent 
oder deſſen Bruchtheil zwei Zehntel, bei einem Rein— 
erträgnis von 8 bis 9 Percent von dieſem neunten 
Percent oder deſſen Bruchtheil außerdem drei Zehntel, 
bei einem Reinerträgniſſe von 9 bis 10 Percent 
außerdem von dieſem zehnten Percent oder deſſen 
Bruchtheil vier Zehntel, endlich von dem 10 Percent 
überſteigenden Reinerträgniſſe außerdem die Hälfte an 
die Gemeinde zu zahlen. 
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Nach Wahl der Gemeinde kann der Gewinnantheil 
auch von dem den Betrag von 130.000 fl. überſteigenden 
Mehrertrag der Brutto-Einnahmen derart bemeſſen 
werden, daſs die Unternehmung von den erſten 
10.000 fl. des Mehrertrages über 130.000 fl. . ½ 
von den zweiten 10.000 fl. des Mehrertrages über 

rr a re 160 
von den dritten 10.000 fl. des Mehrertrages über 

r ea ar 110 
von den vierten 10.000 fl. des Mehrertrages über 

et a es 110 
von dem Mehrertrage über 170.000 fl. . . . . J 
an die Gemeinde zu zahlen hat. 

Die Höhe der abgabefreien Brutto-Einnahmen 
bleibt ſo lange mit 130.000 fl. feſtgeſetzt, als eine 
Verlängerung der Strecke Praterſtern —-Kagran nicht 
ſtattfindet, eine Zweigſtrecke nicht erbaut wird, eine 
außerordentliche Vermehrung der Fahrbetriebsmittel 
nicht ſtattgefunden hat und die oberirdiſche Leitung 
nicht beſeitigt werden mußs. 

Vom Beginne des zwanzigſten Betriebsjahres an 
darf der Gewinnantheil der Gemeinde auf keinen Fall 
geringer als / Percent der geſammten Brutto-Ein— 
nahmen ſein. 

Die percentuelle Abgabe vom Rein- oder Brutto— 
Erträgniſſe iſt ſofort nach erfolgter Veröffentlichung 
des jährlichen Rechnungsabſchluſſes der Bahnunter— 
nehmung, längſtens aber bis 30. Juni jeden Jahres, 
für das vorhergegangene Jahr an die ſtädtiſche Haupt— 
caſſa abzuführen. 

Zur Controle dieſer Abgabenverpflichtung wird 
den Organen der Gemeinde, welche mit einem dies— 
bezüglichen ſpeciellen Auftrage des Bürgermeiſters ſich 
legitimieren werden, vollkommene Einſicht in alle 
Geſchäftsbücher, Documente und Behelfe jeder Art im 
Geſchäftslocale der Unternehmung auch behufs Anferti- 
gung von Notizen geſtattet werden. 


§ 3. 

An Gebür zum Armenfonde hat die Unternehmung 
vom Beginne des fünfzehnten Betriebsjahres jährlich im 
vorhinein von jedem in Betrieb geſetzten Wagen per 
Sitzplatz, die Dachſitze eingerechnet, einen Gulden ö. W. 
an die Stadtcaſſa zu bezahlen. 

Dieſe Gebür wird jedoch jährlich ſo lange in die 
nach § 2 an die Gemeinde zu entrichtende Abgabe ein— 
gerechnet, bis der Betrieb einer der im § 6, Punkt 1, 
bezeichneten beiden Zweigſtrecken eröffnet wird. 


8.4. 

Die Unternehmung verpflichtet ſich, über Ber: 
langen der Gemeinde Wien Elektricität in der von 
derſelben benöthigten Menge und Qualität nach Maß— 
gabe der Leiſtungsfähigkeit der projectierten Anlage 
und in der von der Gemeinde beſtimmten Weiſe zur 
Beleuchtung und Kraftentwicklung für nicht über 2 km 
rechts und links von der Bahnſtrecke entfernte ſtädtiſche 
Objecte und öffentliche Straßen zu liefern und in dem 
hierüber abzuschließenden Vertrage bezüglich des Preiſes 
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und ſonſtiger Lieferungsbedingniſſe alle jene Begünſti— 
gungen zu gewähren, welche irgendwelche Elektricitäts— 
Unternehmungen der Gemeinde Wien gewähren oder 
gewähren werden. 

Im übrigen wird die Unternehmung ohne Zu: 
ſtimmung der Gemeinde Wien ſonſt an niemand Elek— 


tricität zu irgendwelchen Zwecke entgeltlich oder 


unentgeltlich überlaſſen, ſondern die von ihr erzeugte 


oder bezogene Elektricität lediglich zum Betriebe der 


Bahn verwenden. 


9 5. 


Die Unternehmung iſt verpflichtet, eine Linie von 


der Schüttauſtraße über Kaiſermühlen nach Stadlau, 


Aſpern herzuſtellen und in Betrieb zu ſetzen, und zwar 
die Theilſtrecke dieſer Linie bis zum Schüttauplatze 


innerhalb drei Jahren nach Eröffnung der Linie Wien — 
Kagran und die Fortſetzung nach Stadlau entweder 
mit Herſtellung eines nach Anſicht der Gemeinde Wien 
eigenen Bahnkörpers oder, wenn dies nicht durchführ— 


bar ſein ſollte, mit Benützung der nach Stadlau 


führenden Aſperner Landſtraße binnen weiteren drei 
Jahren. 

Bei Einhaltung dieſer Friſten wird für die Be— 
nützung der für dieſe Zweigſtrecke nöthigen ſtädtiſchen 
Straßengründe ein Pauſchalſtraßenzins von 2 fl. ö. W. 
jährlich für eine 50jährige Straßenbenützungsdauer feſt— 
geſetzt. 

8 6. 


Der Unternehmung ſteht das Recht zu, nach 


erlangter Conceſſion folgende Strecken unter den Be— 
dingungen dieſes Vertrages zu bauen und in Betrieb 
zu ſetzen und wird die Gemeinde das Straßenbenützungs⸗ 
recht nach Feſtſtellung der Trace ertheilen: 

1. Von der Kronprinz Rudolfſtraße, nach beiden 
Seiten abzweigend, Querlinien mit Anſchluss an die 
dem II. Bezirke benachbarten Bezirke; 

2. Kagran— Leopoldau; 

3. Kagran—Lang⸗Enzersdorf. 


Sobald in einem Jahre das Reinerträgnis 6 Percent 
des Actiencapitales oder die geſammten Brutto-Ein⸗ 
nahmen mehr als 130.000 fl. betragen ſollten, iſt die 
Unternehmung verpflichtet, um die Coneeſſionierung 
einer der sub 1, 2 und 3 genannten Linien nach Aus— 
wahl der Gemeinde Wien und über deren Verlangen 
ſpäteſtens binnen ſechs Monaten anzuſuchen, innerhalb 
eines Vierteljahres nach ertheilter Conceſſion mit der 
Herſtellung zu beginnen und binnen zwei Jahren nach 
ertheilter Conceſſion den Betrieb zu eröffnen. 


§ 7. 

Falls irgendeine dem öffentlichen Verkehre dienende 
Schienenverbindung (Tramway, Straßenbahn u. dgl.) 
mit dem Rechte, die Kronprinz Rudolfsbrücke zu paifieren, 
conceſſioniert werden ſollte, iſt die Unternehmung der 
Bahn „Wien —Kagran“ verpflichtet, gegen ein von der 
Gemeinde Wien zu beſtimmendes Entgelt dem be— 
treffenden Conceſſionär nach Weiſung der Gemeinde 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 76, 22. September 1893. 1823 


X QM ANN 


AAN 


den Péageverkehr auf der Kronprinz Rudolfsbrücke ohne 
irgendwelche Beſchränkung auf der Strecke, welche zur 
Erreichung eines jenſeits der Donau gelegenen Punktes 
nöthig iſt, und zwar in derſelben Weiſe, wie dieſe Ge— 
leiſe von der elektriſchen Bahn regelmäßig benützt 
werden, derart zu geſtatten, dass beide Betriebe neben— 
einander beſtehen können. 
88. 

über Verlaugen der Gemeinde wird die Unter— 
nehmung den von einer anſchließenden Perſonen⸗ 
transport » Unternehmung angebotenen Correſpondenz⸗ 
dienſtverkehr, wenn deſſen Beſtimmungen nach dem 
Ermeſſen der Gemeinde Wien als annehmbar erklär 
werden, einzugehen haben. 


89. 

Die Gemeinde Wien behält ſich das Recht vor, 
auch anderen Unternehmungen die Benützung von ſtädt. 
Gründen für die Verbindung von Punkten der Stadt 
zu ertheilen, welche bereits durch die von der Unter— 
nehmung zu erbauende Linie verbunden ſind, auch für 
ſolche Linien, welche von der zu erbauenden Strecke 
Praterſtern — Kagran ausgehen oder in fie einmünden. 
Die Unternehmung darf insbeſondere keine Einwendungen 
erheben oder Erſatz- oder Entſchädigungsanſprüche an die 
Gemeinde ſtellen, wenn ihre Linie von ſolchen Linien 
gekreuzt wird, welche zufolge erhaltener Bewilligung von 
anderen Unternehmern auf Querſtraßen errichtet werden; 
ſie iſt auch verpflichtet, den Eigenthümer fremder Linien 
die zum Peagebetriebe behufs Verbindung des Anfangs- 
und Endpunktes derſelben nothwendige Strecke ihrer 
eigenen Geleifeanlage mitbenützen zu laſſen; fie hat 
jedoch in dieſem Falle das Recht, von der anderen 
Unternehmung für die Erhaltung der gemeinſchaftlichen 
Strecke und für die Verzinſung und Amortiſierung des 
in dieſem Streckentheile inveſtierten Capitales eine Bei⸗ 
tragsleiſtung zu fordern. Kommt zwiſchen der Unter— 
nehmung und dem anderen Unternehmer eine Einigung 
über die Höhe der von letzterem zu zahlenden Ent— 
ſchädigungsgebür nicht zuſtande, ſo hat die Gemeinde 
Wien das Recht, die Höhe derſelben als für beide Theile 
bindend feſtzuſetzen. 

§ 10. 

Falls wegen des Baues oder Betriebes der Bahn 
Schadenerſatzanſprüche oder ſonſtige Anſprüche ſeitens 
Dritter an die Gemeinde geſtellt werden ſollten, hat 
die Unternehmung der Gemeinde Vertretung zu leiſten 
und fie ſchad⸗ und klaglos zu halten. 


§ ll. 

Die Unternehmung hat allen Anordnungen, welche 
die Gemeinde wegen der Anlegung der Bahn und in 
der Folge wegen des Beſtandes und Betriebes derſelben 
für die Erhaltung der betreffenden Straßen und der 
ſonſtigen ſtädtiſchen Gründe und Objecte für den Verkehr 
nothwendig findet, nachzukommen, desgleichen die Koſten 
für alle zur Hintanhaltung einer Störung oder Ge— 
fährdung des Verkehres erforderlichen Vorkehrungen zu 
beſtreiten. 
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8 12. 

Durch die Anlage und den Betrieb der Bahn darf 
die ſtete Offenhaltung, Sicherheit und Bequemlichkeit 
des allgemeinen Verkehres keine Einbuße erleiden; der 
Beſtand der Straßen und ihrer Objecte darf durch die 
Bahn nicht gefährdet und deren Erhaltung nicht be— 
einträchtigt werden. Es mußs daher die Bahnanlage 
unter Vornahme der diesfalls erforderlichen Straßen— 
Reconſtructionen in ſolcher Weiſe erfolgen, daſs derlei 
Übelſtänden ſchon von vornherein vorgebeugt wird. 


813. 


Die Anlage der Geleiſe, Ausweichen, Wechſel, Sig— 
nale, Maſten u. ſ. w. mufs in einer ſolchen Weiſe vor— 
genommen werden, daſs der Verkehr des anderen Fuhr⸗ 
werkes nicht behindert wird, das Geleiſe an allen Stellen 
anſtandslos nach jeder Richtung hin von allen Fuhr— 
werken befahren und gekreuzt werden kann und auch 
den Fußgängern in keiner Hinſicht ein Hindernis be— 
reitet wird. Es dürfen daher insbeſondere ohne Ver— 
langen oder ohne Zuſtimmung der Gemeinde 

a) keinerlei Einfriedungen und Terrainerhöhungen 
oder Vertiefungen längs der Bahn angebracht oder 
außer den Maſten Objecte, die über das Niveau der 
Straße hervorragen, aufgeſtellt werden; 

p) die Schienenoberfläche muſs genau im Niveau 
der Straße liegen; 

c) die Ablagerung oder Deponierung von 
Materialien und Requiſiten oder das Stehenlaſſen von 
Fahrbetriebsmitteln auf der Straße iſt nicht geſtattet; 
dieſelbe mufs vielmehr in ihrer ganzen Breite einſchließ⸗ 
lich der Geleiſe ſtets freigehalten werden; 

d) die Geleiſe ſind ſtets in gutem Zuſtande zu 
erhalten. 

Ss 14. 

Durch den Bau und Betrieb dieſer Bahn dürfen 
die in der Straße gelegenen Offnungen, Zugänge, Ein⸗ 
läufe, Einſteigſchachte, Hydranten, Gas- und Waſſer⸗ 
leitungen u. |. w. in ihre Zugänglichkeit oder auch in 
anderer Weiſe nicht beeinträchtigt werden; daher muſs 
insbeſondere dem ſtädtiſchen Perſonale der Zutritt zu 
dieſen Objecten behufs Vornahme von Unterſuchungen 
oder Arbeiten an denſelben jederzeit unbehindert bleiben 
und ſteht der Unternehmung kein Entſchädigungs⸗ 
anſpruch zu, falls durch dieſe Arbeiten der Betrieb der 
Bahn eingeſtellt werden müſste, oder der letzteren ſonſt 
ein Schaden zugehen ſollte. Sollten durch die Bahn⸗ 
anlage Wechſelkaſten, Canalſchächte und Gitter u. ſ. w. 
getroffen werden, ſo ſind dieſelben eventuell nach An— 
gabe des Stadtbauamtes auf Koſten der Unternehmung 
zu verſetzen. 

8 15. 

Die Bahn iſt normalſpurig und mit Ausnahme 
der Peéageſtrecke und der Halteſtellen eingeleiſig und 
hat folgenden Bedingungen zu entſprechen: 

1. Die Bahnanlage in den zweigeleifigen Aus: 
weichſtellen darf, zwiſchen den beiden äußeren Schienen 
fanten gemeſſen, nicht mehr als 456 m beſitzen. Auf 
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der Kronprinz Rudolfsbrücke hat ſich dieſe Entfernung 
nach den Anordnungen des k. k. Straßenärars derzeit 
zu richten. 

2. Die Geleiſezonenbreite wird bei den eingeleiſigen 
Bahnanlagen mit 2˙53 m, bei den zweigeleifigen mit 
5-06 m feſtgeſetzt. Die Unternehmung iſt verpflichtet, 
die Bahn in der Kronprinz Rudolfſtraße innerhalb 
dieſer Bonenbreiten, inſoweit derzeit eine Pflaſterung 
nicht beſteht, mit regulären Granitwürfelſteinen, homogen 
mit bereits beſtehender Straßenpflaſterung, auf ihre 
Koſten kunſtgerecht auszupflaſtern und das Pflaſter in 
der erwähnten Breite in der ganzen Ausdehnung der 
Bahn auf ſtädtiſchem Grunde auf eigene Rechnung 
ſtets in einem guten, klagloſen Zuſtande zu erhalten. 

3. Für die oberirdiſche Leitung ſind diesſeits der 
Donau aus ſchön fagonniertem Eiſen, jenſeits der 
Donau aus Holz hergeſtellte aufzuſtellende Maſten in 
gefälliger Ausſtattung nach dem erſten, beziehungsweiſe 
zweiten Muſter beiliegender Zeichnung zu verwenden 
und müſſen die Säulenarme mit ihrer Unterkante 
mindeſtens 5˙50 m vom örtlichen Straßenniveau abſtehen. 

Falls die oberirdiſche Leitung den Anforderungen 
der Sicherheit und des Verkehres nicht entſprechen 
ſollte, hat die Unternehmung alle jene Abänderungen 
an der Stromleitung und der Bahnanlage vorzunehmen, 
welche die Gemeinde Wien aus obgenannten Rückſichten 
als nothwendig erklärt und erſt, wenn dieſe Abände— 
rungen ſich als ungenügend zur Abhilfe zeigen oder 
von der Unternehmung nicht pünktlich durchgeführt 
werden, hat letztere auf ihre Koſten die Leitung zu 
entfernen und hiefür eine unterirdiſche Leitung herzu— 
ſtellen. 

4. Für den eiſernen Bahnoberbau iſt ein Syſtem 
zu wählen und der Gemeinde Wien zur Genehmigung 
vorzulegen, welches die volle Gewähr für die Zweck— 
mäßigkeit desſelben bietet. 

Die Fahrbetriebsmittel haben hinſichtlich ihrer 
Größe und Ausſtattung im allgemeinen der in bei— 
liegender Zeichnung enthaltenen Projectstype zu ent⸗ 
ſprechen und iſt das Modell der Genehmigung der 
Gemeinde Wien noch vor Eröffnung der Bahn zu 
unterziehen. 

Für alle auf ſtädtiſchem Grunde für Bahnzwecke 
zu errichtenden Objecte ſind die Detailzeichnungen zur 
Genehmigung durch die Gemeinde Wien vorzulegen 
und iſt ſich eventuell uach den Beſtimmungen der 
Bauordnung zu benehmen, da die Bewilligung zur 
Straßenbenützung ſich nicht auch auf die Herſtellung 
von Hochbauten bezieht. 

Die Leitungsmaſten, ſowie die übrige Leitungsanlage, 
welche lediglich zu Bahnbetriebszwecken zu dienen hat, 
werden auf Verlangen der Gemeinde für ihre eigenen 
oder den von ihr genehmigten Leitungsanlagen jeder 
Art und ſonſtigen Vorrichtungen für Beleuchtungs-, 
Telegraphen⸗, Telephonanlagen u. ſ. w., und zwar für 
öffentliche Zwecke unentgeltlich, für private Zwecke 
gegen ein von der Gemeinde Wien im Streitfalle zu 
beſtimmendes Entgelt überlaſſen und wird die Vor⸗ 
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nahme der diesfalls nöthigen Abänderungen an den 
Maſten, ſoweit hiedurch der Bahnbetrieb nicht geſtört 
wird, auf Koſten der Intereſſierten bedingungslos 
geſtattet. 

§ 16. 

Alle derzeit beſtehenden Zufahrten zu Häuſern und 
ſonſtigen Realitäten innerhalb des Gemeindegebietes 
ſind auf Koſten der Unternehmung ungeſchmälert zu 
erhalten und dürfen künftig nothwendig werdende Zu⸗ 
fahrten durch die Bahn nicht behindert werden. 


§ 17. 

Die Unternehmung anerkennt folgende Fahrpreiſe 
vertragsmäßig als Maximaltarifpreiſe an: 

a) Bis zum Ablauf des 4. Betriebsjahres: Für 
Erwachſene in der Strecke zwiſchen Praterſtern —Militär— 
ſchießſtätte und KaiſermühlenKagran höchſtens 10 kr., 
für die ganze Strecke höchſtens 15 kr. per Perſon, für 
Kinder vom zweiten bis zehnten Lebensjahre auf allen 
Strecken höchſtens 6 kr.; 

b) mit Beginn des 5. Betriebsjahres: Für 
Erwachſene in der Strecke zwiſchen Praterſtern—Militär— 
ſchießſtätte und Kaiſermühlen —Kagran höchſtens 8 kr., 
für die ganze Strecke höchſtens 12 kr. ö. W., für 
Kinder vom zweiten bis zehnten Lebensjahre auf allen 
Strecken höchſtens 5 kr. Für Gepäck, welches nicht 
unter dem Sitze oder auf den Gepäckstraggittern unter— 
gebracht werden kann, und zwar: leere Butten, Kreunzen 
und Gefäße, Körbe, höchſtens 5 kr. 3 Stück; für 
volle Markt-, Geflügelbutten, größere volle Koffer 
und Körbe bis 20 kg 10 kr., für alle ſchwereren 
derartigen Güter für je 5 kg Mehrgewicht oder deſſen 
Bruchtheil höchſtens je 2 kr. ö. W. Großes Hand— 
gepäck, Stückgüter, ſowie überhaupt bezahlte Fracht: 
güter werden nicht im Innenraum der Perſonenwagen, 
ſondern in eigenen Laſtabtheilungen oder beigegebenen 
Laſtwagen und nur im äußerſten Nothfalle eventuell 
auf dem Dache der Wagen untergebracht werden. 

Perſonen⸗, Gepäck⸗ und Frachtentarife unterliegen 
von fünf zu fünf Jahren nach gepflogenem Vernehmen 
mit der Unternehmung einer Reviſion ſeitens der 
Gemeinde Wien, wobei das Erträgnis der Unternehmung 
in der abgelaufenen fünfjährigen Periode ſowohl im 
Falle der Erhöhung als auch Ermäßigung des Tarifes 
zu berückſichtigen iſt. 

§ 18. 

Die Unternehmung wird, bevor ſie den Betrieb 
eröffnet, und weiterhin, bevor ſie irgendwelche Ande— 
rungen im Betriebe oder Beſtande der Bahn in den 
Fahrpreiſen, in der Fahrordnung, in den Wagentypen 
u. ſ. w. bei der Regierung beantragt, mit der Gemeinde 
Wien das Einvernehmen pflegen und wenn ihr eine 
diesbezügliche Erledigung binnen fünf Wochen zukommt, 
die Forderungen der Gemeinde Wien vollinhaltlich im 
eigenen Anſuchen an die k. k. Regierung berückſichtigen. 


8 19. 
Alle Veränderungen, welche infolge der Anlage 
der Bahn an Canäle, Rohrleitungen ꝛc., oder am 
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Niveau des Pflaſters nothwendig werden, ſind von der 
Unternehmung auf eigene Koſten in der ihr von der 
Gemeinde Wien vorgeſchriebenen Weiſe herzustellen und 
ift die Unternehmung für jeden Schaden, der durch die 
Bahn an den gedachten Objecten oder ſonſt an privatem 
oder öffentlichem Gute verurſacht wird, verantwortlich 
und ſchadenerſatzpflichtig. Dagegen kann die Gemeinde 
Wien für irgendeinen Schaden, welcher der Bahn— 
anlage durch den Beſtand von Canälen, Waffer- 
leitungen ꝛc., oder durch Anderungen an denſelben in 
der Folge zugehen könnte, nicht verantwortlich gemacht 
werden. 
S8 20. 

Sollten in der Folge aus Anlass des Betriebes 
der Bahn Reconſtructionen, Verſtärkungen, Verſiche— 
rungen oder Verlegungen von der Gemeinde oder 
Privaten gehörigen, auf oder unter der Straße befind⸗ 
lichen Objecten was immer für einer Art vorzunehmen 
ſein, jo iſt die Unternehmung verpflichtet, alle dies⸗ 
bezüglichen Herſtellungen ſammt Materialbeigabe in 
ihrem ganzen Umfange auf ihre Koſten und nach den 
Anforderungen der Gemeinde Wien zur Ausführung 
zu bringen. 

§ 21. 

In den gepflaſterten Straßen iſt der Unternehmung 
die Wiederverwendung der Pflaſterſteine zur Auspflaſte⸗ 
rung des Geleiſes und zur Anpflafterung des auf- 
geriſſenen Pflaſters geſtattet; in den beſchotterten 
Straßen iſt die Schotterdecke nach erfolgter Legung 
des Geleiſes von der Unternehmung mit Beigabe des 
erforderlichen Materiales wieder in gut fahrbaren und 
mit der angrenzenden Straßendecke gleichen Zuſtand 
auf ihre Koſten herzuſtellen. 


§ 22. 

Die aus Anlass der Einlegung der Bahngeleiſe 
in die beſtehenden Straßen erforderlichen Niveauaus⸗ 
gleichungen und Pflaſterungen ſind nicht allein in der 
Geleiſezone, ſondern auch in den angrenzenden Straßen⸗ 
theilen nach Anordnung der Gemeinde Wien von der 
Unternehmung auf eigene Koſten zu bewirken. 


§ 23. 

Die Unternehmung darf mit dem Aufreißen der 
Straßendecke erſt dann beginnen, wenn ſie von Seite 
der Gemeinde Wien hiezu die Genehmigung erhalten 
hat; fie iſt verpflichtet, die zur Einlegung der Geleiſe 
und deren Zugehör erforderlichen Arbeiten möglichſt 
raſch, ununterbrochen und in einer Weiſe auszuführen, 
dass der anderweitige Verkehr auf der Straße und ing- 
beſondere bei den Straßenkreuzungen in einer der öffent— 
lichen Sicherheit entſprechenden Weiſe ſtattfinden kann. 

Weiters hat dieſelbe die aufgeriſſenen Straßentheile 
nach Ausführung der Geleiſe ſofort wieder in guten, 
fahrbaren Zuſtand zu verſetzen und das hiezu etwa 
erforderliche neue Materiale beizugeben. 

§ 24. 

Die Unternehmung wird während der ganzen 

Vertragsdauer die Säuberung innerhalb der ſelbſt— 
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ſtändigen Geleiſeanlage in der im § 15, Punkt 2, 
angegebenen Breite von Schnee, Staub und Koth 
beſorgen und das zuſammengezogene Materiale immer 
ſofort durch Verführung von der Straße fortſchaffen. Bei 
der Reinigung iſt jede Staubentwickelung hintanzuhalten. 

Es iſt verboten, das vorbezeichnete Materiale 
auf die für das Straßenfuhrwerk beſtimmte Straßen- 
breite oder auf die Gehwege zu bringen. 

Die Gemeinde Wien wird den Auftrag ertheilen, 
dafs bei Reinigung der übrigen Straßentheile kein 
Unrath auf die Geleiſezone gebracht werde. 

Sollte dieſes jedoch wider Erwarten dennoch 
geſchehen, ſo wird die Gemeinde Wien über erfolgte 
Anzeige ſofort Abhilfe treffen. 

8 25. 

Die Unternehmung hat den Bahnkörper, ſoweit 
derſelbe vom Wagen⸗ oder Fußgängerverkehre benützt 
werden kann, bei Winterglätte in ausreichendem Maße 
beſtreuen zu laſſen. 

8 26. 

In jenen Fällen, wo bei Feierlichkeiten, Truppen⸗ 
märſchen, Paraden, Vornahme von Herſtellungen an 
Canälen, Nöhrenleitungen u. ſ. w. von Seite der Be 
hörden die zeitweilige Einſtellung des Wagenverkehres 
auf einer Strecke der Bahn für nothwendig erachtet 
würde, hat ſich die Unternehmung den bezüglichen An— 
ordnungen der Behörde ohne irgendeinen Anſpruch auf 
Entſchädigung für den ihr aus der zeitweiligen Ein— 
ſtellung des Betriebes erwachsenden Verluſt unweigerlich 
zu fügen. 

8 27. 

Die techniſche Beurtheilung der Anlage des Baues 
und des Betriebes dieſer Bahn in Bezug auf die be⸗ 
nützte communale Straße, dann die Art und Weiſe, 
wie die Unternehmung die ihr obliegende Straßen⸗ 
erhaltung und Reinigung beſorgt, ſteht einzig und allein 
der Gemeinde zu, deren Ausſpruch ſich die Unternehmung 
unbedingt zu unterwerfen hat und verzichtet dieſelbe in 
dieſer Beziehung auf den Rechtsweg. 


8 28. 

Die Unternehmung iſt gehalten, die Traverſierung 
der Geleiſe ſowohl zum Zwecke der Neuherſtellung als 
auch der Erhaltung von Canälen, Rohrleitungen, 
Telegraphenkabeln ꝛc. nicht allein der Gemeinde Wien, 
Sondern auch allen Privaten, welche derlei Objecte mit 
Zuſtimmung der Gemeinde Wien erbauen oder befigen, 
jederzeit unentgeltlich zu geftatten, jedoch iſt die Unter⸗ 
nehmung rechtzeitig von jeder ſolchen Traverſierung zu 
verſtändigen, damit die erforderlichen Vereinbarungen 
über die zur Aufrechthaltung und Sicherheit des Bahn⸗ 
betriebes während der Arbeit nothwendigen Maßregeln 
getroffen werden können. Die Durchführung dieſer Maß⸗ 
regeln obliegt dem Unternehmer dieſer Bahn, welcher 
aber nicht berechtigt iſt, hiefür einen Erſatz zu fordern. 

8 29. 


Wird eine mit einem Bahngeleiſe belegte Straße 
während der Vertragsdauer ganz oder theilweiſe 
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reguliert, beziehungsweiſe im Niveau verändert — oder 
wird eine bisher ungepflaſterte Straße gepflaſtert — 
oder wird eine Umpflaſterung mit Beſeitigung des bes 
ſtehenden und Verwendung eines anderen Materiales 
vorgenommen — oder iſt die Herſtellung neuer, oder 
ſind Reconſtructionen, eventuell Reparaturen an be⸗ 
ſtehenden Objecten über, auf oder in dem Straßen⸗ 
körper nach dem Ermeſſen der Gemeinde Wien noth? 
wendig, jo iſt die Unternehmung nicht berechtigt, da: 
gegen eine Einwendung zu erheben, ſondern vielmehr 
verpflichtet, das durch ſolche bauliche Ausführungen 
bedingte Aufreißen und Wiederlegen der Geleiſe ſelbſt 
und auf eigene Koſten zu bewirken und die Eventualität 
einer allfälligen Unterbrechung des Betriebes allein 
zu tragen, wogegen in ſolchen Fällen ſeitens der Ge⸗ 
meinde Wien auf ihre Koſten auch in der Geleiſezone 
die dahin treffenden Bauausführungen ſammt Material⸗ 
beigabe geleiſtet werden. Selbſtverſtändlich wird, damit 
der Unternehmung die Erfüllung der ihr vertragsmäßig 
obliegenden Verpflichtung der ununterbrochenen Aufrecht⸗ 
haltung des Betriebes während der Zeit der Ausführung 
dieſer vorbezeichneten Straßenherſtellungen nicht un⸗ 
möglich gemacht werde, die Gemeinde bezüglich der 
eigenen Straßen erforderlichenfalls vor Beginn der 
betreffenden Arbeiten die proviſoriſche Verlegung der 
Bahngeleiſe auf der zu reconſtruierenden Fahrbahn ge⸗ 
ſtatten, in welchem Falle die Unternehmung die Koſten 
des Proviſoriums aus Eigenem zu beſtreiten hat. 

Auch obliegt der Unternehmung ſodann ſelbſt⸗ 
verſtändlich die im $ 15, Punkt 2, bedungene Erhaltung 
der reconſtruierten Straßentheile. 


§ 30. 


Sollte über Anordnung der Gemeinde Wien eine 
zur Bahnanlage benützte Straße ganz oder theilweiſe 
aufgelaſſen oder verlegt werden, oder ſollte eine ſolche 
Straße aus öffentlichen Rückſichten als für den Bahn⸗ 
betrieb nicht mehr geeignet erkannt werden, ſo hat die 
Unternehmung auf ihre Koſten und ohne Anſpruch auf 
eine Entſchädigung die Geleiſe ſammt Zugehör aus der 
bezüglichen Straße zu entfernen, den benützten Straßen⸗ 
körper in den mit den angrenzenden Straßentheilen 
conform in Stand zu verſetzen und die Bahn in die 
zu beſtimmende Erſatzſtraße unter Einhaltung der für 
die urſprüngliche Anlage eingegangenen Verpflichtungen 
umzulegen; ebenſo hat die Unternehmung in jenen 
Fällen, wo nachträglich eine Veränderung der die 
Straßen begrenzenden Baulinien, beziehungsweise eine 
Verbreiterung oder Richtungsänderung der Straßen, 
eine Verſchiebung der Fahrbahnen, überhaupt eine 
Anderung in der Situation oder im Querprofile der 
Straßen von der Gemeinde angeordnet oder ausgeführt 
werden ſollte, über Auftrag der Gemeinde Wien die 
hiedurch bedingte Verlegung der Geleiſe auf ihre Koſten 
vorzunehmen und die Straßen in der verlaſſenen Ge⸗ 
leiſezone in einen ſolchen Stand zu verſetzen, welcher 
dem Zuſtande der parallel angrenzenden Straßentheile 
im Zeitpunkte der Verlegung der Geleiſe gleich iſt. 
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8 31. 

Wird durch Elementarereigniſſe oder durch Bruch 
von Canälen, Rohrleitungen oder durch irgendeine 
andere Urſache die Straße beſchädigt und der Bahn— 
betrieb geſtört, ſo hat die Unternehmung keinen An- 
ſpruch auf irgendeine Entſchädigung gegen die Gemeinde 
Wien, vielmehr iſt ſie gehalten, nach erfolgter Recon— 
ſtruction der beſchädigten ſtädtiſchen Bauobjecte, be⸗ 
ziehungsweiſe ſolcher Objecte, deren Errichtung von 
der Gemeinde Wien bewilligt wurde, das Geleiſe und 
die Straßendecke in der im $ 15, Punkt 2, normierten 
Geleiſezone auf eigene Koſten in den früheren Stand zu 
ſetzen. 

8 32. 

Der Unternehmung obliegt die Verpflichtung, durch 
ihre eigenen Bahnbedienſteten die erforderliche Über— 
wachung zu pflegen, damit die zur Erhaltung und 
Reinigung der Straßen in der Geleiſezone noth— 
wendigen Vorkehrungen und Arbeiten ſtets rechtzeitig 
und nicht erſt dann, wenn eine diesbezügliche Weiſung 
durch die Organe der Gemeinde erfolgt, bewerkſtelligt 
werden. 

Sollten aber dennoch von den Executivorganen 
der Gemeinde Wien Vernachläſſigungen rückſichtlich der 
Erhaltung der Straßendecke oder der Koth-, Staub- 
und Schneeſäuberung und Verführung beobachtet 
werden, ſo hat die Unternehmung dem ihr diesfalls 
von der Gemeinde Wien zukommenden Auftrage ſo— 
gleich und unweigerlich nachzukommen, widrigenfalls 


die Gemeinde Wien die erforderlichen Arbeiten auf Ge⸗ 
fahr und Koſten der Unternehmung veranlaſſen wird. 


§ 33. 

Die Unternehmung verpflichtet ſich, die geſammte 
Bahnanlage, nebſt dem ganzen Zubehör, insbeſondere 
die Geleiſe, Leitungen, Maſten, Beleuchtungsapparate, 
Fahrbetriebsmittel, Stationshäuschen u. ſ. w., ſtets in 
beſtem Zuſtande zu erhalten und allen bezüglichen An— 
forderungen der Gemeinde Wien unweigerlich Folge zu 
leilten. 

Die Unternehmung macht ſich weiter verbindlich, 
bei der Bahnanlage und dem Betriebe, insbeſondere 
der Stromleitung, alle ſolche Verbeſſerungen einzuführen, 
welche die Fortſchritte der Technik an die Hand geben. 


§ 34. 

Alle infolge des Bahnbaues oder Bahnbetriebes 
während der Dauer des Vertrages an einer Straße 
ſtattgefundenen Meliorationen und Verbreiterungen, 
ſowie alle bewirkten Inveſtitionen, namentlich an 
Pflaſterungen oder Straßenobjecten, gehen ſofort in 
das Eigenthum der Gemeinde über, und iſt die Unter— 
nehmung verpflichtet, die diesfalls erforderlichen Ur— 
kunden auf ihre Koſten auszuſtellen. 


§ 35. 

Die Unternehmung oder ihre Rechtsnachfolger 
werden nach Ablauf der Conceſſionsdauer, falls dann 
dieſe Bahn nicht an den Staat heimfällt, die ganze 
Anlage ſammt allem Zubehör und allen Rechten laſten⸗ 


frei, unentgeltlich, ohne jeden Erſatz der Gemeinde 
Wien in ihr unbeſchränktes Eigenthum übertragen. 

Ein ſolches Verlangen der Gemeinde mußs 
mindeſtens ſechs Monate vor Ablauf der Coneeſſion 
geſtellt werden. 

§ 36. 

Sollte ſich bei Endigung des Vertrages die Noth— 
wendigkeit herausſtellen, daſs entweder längs der ganzen 
Bahnſtrecke oder auch nur eines Theiles derſelben die 
Geleiſe und das im Straßenkörper befindliche Zubehör 
entfernt werden müſſen, ſo iſt die Unternehmung ver— 
pflichtet, dies auf ihre Gefahr und Koſten zu bewerk— 
ſtelligen und die Straße in der aufgelaſſenen Geleiſe— 
zone in einen ſolchen Zuſtand zu verſetzen, welcher 
dem Zuſtande der angrenzenden Straßentheile im Zeit— 
punkte der Endigung des Vertrages gleich iſt. Sollten 
die Unternehmung oder ihre Rechtsnachfolger einem 
ſolchen Auftrage der Gemeinde binnen der von der 
letzteren beſtimmten angemeſſenen Friſt nicht nach— 
kommen, ſo iſt die Gemeinde berechtigt, auf Koſten 
und Gefahr der Unternehmung dieſes ſämmtliche 
Materiale vom ſtädtiſchen Straßengrunde zu entfernen, 
ohne für irgendwelche aus dieſem Anlaſſe dem Materiale 
zugegangene Beſchädigungen, ſeien ſolche auch in einem 
Verſchulden der mit der Ausführung betrauten Organe 
begründet, einen Erſatz zu leiſten. 


§ 37. 

Bei Endigung des Vertrages, mag dieſe aus 
was immer für einem Grunde mit oder gegen den 
Willen der Unternehmung eintreten und mag dieſe 
Endigung ſich entweder auf die geſammte Bahnſtrecke 
oder nur auf einen Theil derſelben beziehen, erliſcht 
die von der Gemeinde Wien zufolge § 1 ertheilte 
Bewilligung und hat derjenige, der den Fortbetrieb 
der Bahn übernehmen will, mit der Gemeinde ein 
neues Übereinkommen zu treffen. 


§ 38. 

Die Unternehmung hat die für dieſen Vertrag 
etwa entfallenden Staatsgebüren, ſowie die Gebüren 
für alle in der Folge aus Anlaſs dieſes Vertrages oder 
Erfüllung einer Beſtimmung desſelben etwa auszu— 
ſtellenden Rechtsurkunden, als: Quittungen, Eingaben 
an Behörden u. ſ. w. zu beſtreiten. 


8 39. 

Die Unternehmung hat bei Ausfertigung dieſes 
Vertrages eine Geſammtcaution von 5000 fl. ö. W. 
in Barem oder in von der Gemeinde zur Cautions— 
leiftung geeignet erkannten Wertpapieren zu Handen 
der ſtädtiſchen Hauptcaſſa zu erlegen. Der Wert ſolcher 
Papiere wird nach dem Börſencourſe des dem Erlags— 
tage unmittelbar vorausgegangenen Tages berechnet. 

Dieſe Caution hat zur Sicherſtellung der genauen 
Erfüllung aller von der Unternehmung in dieſem 
Vertrage gegenüber der Gemeinde übernommenen Ver⸗ 
bindlichkeiten zu dienen und ſoll die Gemeinde Wien 
berechtigt fein, wenn die Unternehmung einer vertrags— 
mäßigen Verpflichtung, ungeachtet der an ſie ergangenen 
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Erinnerung nicht nachkommt, dieſelbe auf ihre Gefahr 
und Koſten anderweitig ausführen zu laſſen, und ſich 
in dieſem Falle, ſowie in allen übrigen Fällen der 
Vertragsverletzung aus der Caution und auch aus dem 
ſonſtigen Vermögen der Unternehmer ſchadlos zu halten. 


Hiebei iſt die Unternehmung für die aus Anlaſs 
ſolcher zwangsweiſer Durchführungen entſtehenden 
Betriebsſtörungen Erſatz⸗ oder Entſchädigungsanſprüche 
zu ſtellen nicht berechtigt. 


Die Unternehmung hat die Caution während der 
ganzen Dauer des Vertrages ſtets in der gleichen 
Werthöhe von 5000 fl. zu erhalten, daher im Falle 
der Courswert der erlegten Wertpapiere ſinkt oder die 
Caution theilweiſe oder ganz von der Gemeinde ein— 
gezogen würde, dieſelbe ſofort auf die urſprüngliche 
Höhe zu ergänzen, rückſchtlich zu erneuern iſt. Für 
den Fall der Erbauung der im § 6, Z. 1, gedachten 
Linie iſt eine weitere angemeſſene Caution zu beſtellen, 
deren Höhe die Gemeinde Wien zu beſtimmen hat. 


§ 40. 

Die Caution verfällt in ihrem ganzen Betrage 
zu Gunſten der Gemeinde Wien unter gleichzeitiger 
ſofortiger Erlöſchung dieſes Vertrages, wenn ſich die 
k. k. Regierung veranlaſst finden ſollte, noch vor Ablauf 
der Conceſſionsdauer die Conceſſion für erloſchen zu 
erklären, oder wenn nach freiwilliger Auflaſſung der 
Bahnanlage, welche im Einverſtändnis mit der Gemeinde 


Wien geſchehen müſste, die Straße von der Unter: | 


nehmung nicht in jenen Stand verſetzt wird, wie dies 
§ 36 vorſchreibt, oder wenn die Uuternehmung in 
Concurs verfällt, ferner wenn der Betrieb, ausgenommen 
infolge von vis major, durch drei Tage in einem 
Monate ohne Genehmigung der Gemeinde eingeſtellt 
oder wenn die Unternehmung zur endgiltigen Ein— 
ſtelung des Betriebes aus welchem Grunde immer 
verhalten wird, ferner wenn ſie binnen zwei Jahren 
vom Tage des Vertragsabſchluſſes die ſtaatliche Con— 
ceſſion nicht erhält oder binnen Jahresfriſt nach 
ertheilter Conceſſion den regelmäßigen Betrieb nicht 
eröffnet, wenn ſie ſich mit einer anderen Unter— 
nehmung ohne Zuſtimmung der Gemeinde vereinigt 
oder die aus der Conceſſion erworbenen Rechte ohne 
Zuſtimmung der Gemeinde auf einen Dritten über- 
trägt, wenn ſolche Vertragsverpflichtungen, für welche 
nicht eine kürzere Erfüllungsfriſt beſtimmt iſt, trotz 
dreimaliger mit je acht Tagen Zwiſchenzeit ſeitens 
der Gemeinde erlaſſener Aufforderungen nicht erfüllt 
werden, endlich falls die Ergänzung der Caution oder 
die Zahlung verfallener Abgaben nicht innerhalb vier 
Wochen erfolgt. 


8 41. 


Die Unternehmung hat einen in Wien wohn— 
haften Bevollmächtigten namhaft zu machen, welcher 
berechtigt iſt, für ſie in vollkommen rechtsverbindlicher 
Weiſe mit der Gemeinde Wien und deren Organen zu 
verkehren und berechtigt und verpflichtet iſt, von den— 
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selben Weiſungen und Aufträge entgegenzunehmen und 
deren Vollzug zu veranlaſſen. 

Die Vollmacht iſt bei der Gemeinde Wien zu 
hinterlegen. 

8 42. 

Die Unternehmung zum Baue und Betriebe der 
im § 1 erwähnten Localbahn mufs ihren Sitz in 
Wien haben und iſt daher die Unternehmung ver— 
pflichtet, zu dieſem Zwecke ihre Firma in Wien, und 
zwar mit dem Sitze in Wien, handelsgerichtlich 
regiſtrieren zu laſſen. 

43. 

Unter dem in dieſem Vertrage vorkommenden 
Ausdruck „Wiener Gemeindegebiet“ iſt in allen Fällen 
das jeweilige Gemeindegebiet von Wien zu verſtehen 
und erſtreckt ſich die Giltigkeit der Vertragsbeſtimmungen 
im Zweifel auf dasſelbe. 

§ 44. 

Sollte die Verwaltung des im Gemeindegebiete 
gelegenen Theiles der Kagraner Reichsſtraße, beziehungs⸗ 
weiſe der Kronprinz Rudolfsbrücke an die Gemeinde 
übergehen, ſo haben die Beſtimmungen dieſes Vertrages 
auch hinſichtlich des Straßenzinſes auf dieſen Theil 
der Bahnſtrecke ſinngemäße Anwendung zu finden. 

Die ſpeciell für dieſe Straßentheile, beziehungs- 
weiſe Brücke getroffenen techniſchen Anordnungen 
werden nach dem Ermeſſen der Gemeinde in Kraft 
bleiben. 

§ 45. 

In Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde Wien 
und der Unternehmung, in welchen die erſtere als 
Klägerin auftritt, ſoll dieſelbe berechtigt ſein, die 
Klage bei jenem Gerichte anhängig zu machen, welches 
competent ſein würde, wenn ſie die Geklagte wäre. 

8 46. 

Die von der Gemeinde Wien ertheilte Zuſtimmung 
zur Benützung ihrer Straßengründe für die Anlage 
und den Betrieb dieſer Bahn bleibt auf die Firma 
Ritſchl & Cie. beſchränkt. 

Die Übertragung auf andere Rechtsſubjecte ohne 
früher ertheilte Zuſtinmung der Gemeinde Wien kann 
weder durch ein Rechtsgeſchäft unter Lebenden, noch 
im Wege der Execution ſtattfinden. 


§ 47. 

Die Contrahenten verzichten gegenſeitig auf die 
Beſtreitung dieſes Vertrages aus dem Titel der Ver— 
letzung über die Hälfte. 

§ 48. | 

Von dieſem Vertrage wurde ein Exemplar aus⸗ 
gefertigt und von der Gemeinde Wien zurückbehalten. 

Der Unternehmung wird auf Verlangen und auf 
ihre Koſten eine vidimierte Abſchrift hievon ausgefertigt. 

Urkund deſſen die nachſtehenden Fertigungen: 

Wien, den 1893. 


% * 
% 


Der Bürgermeiſter wird erſucht, dahin zu wirken, 
daß die Kopfſtation auf den Praterſtern verlegt werde. 
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Bürgermeiſter: Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen, es 
folgt eine vertrauliche. 
(Schluſs der öffentlichen Sitzung 7 Uhr.) 


Beſchluſs- Protokoll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
vom 19. September 1893. 


Vorſitz: 1. Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter. 


1. Gem.-Nath Witzelsberger beantragt die Verleihung der 


goldenen Salvator⸗Medaille an Johann Schmidt, Obmann— 
Stellvertreter des Armenrathes des XVI. Bezirkes. ( Angenommen.) 

2. Gem.-Rath J. Müller referiert über die Baulinien— 
beſtimmung für die Bahnhofſtraße in Hütteldorf, XIII. Bezirk, und 
beantragt unter Hinweis auf den vorliegenden Plan: 

Es ſeien die Baulinien für die Bahnhofſtraße in Hütteldorf, 
XIII. Bezirk, nach den Linien AB C D F einerſeits und GHI 
KL Mandererſeits bei einer Straßenbreite von 1327 m zu beſtimmen. 

oo. 

3. Gem.⸗Rath Dr. Huber 8 die Erhöhung der 
Entlohnung von jährlich 60 fl. auf jährlich 100 M für den 
Organiſten an der Kirche in Unter-St. Veit, Richard Kaſpar. 

(Angenommen.) 

4. Gem.-Nath Pr. v. Billing beantragt, den proviſoriſchen 

neun Mahnboten Joſef Wagner, Wilhelm Dücke, Anton 


Czeczek, Julius Seuß, Maximilian Debitzka, Joſef Hoch- 


edlinger, Wilhelm Kaszalay, Joſef Pelz und Anton 
Matouſchek auf die Dauer ihrer Verwendung anſtatt des bis— 
herigen Taggeldes per 1 fl. 5 kr. ein ſolches von 1 fl. 50 kr. 
vom 1. März 1893 an anzuweiſen und auf die Dauer der Dienſt— 
leiſtung dieſer Individuen die entſprechende Anzahl von Mahnboten— 
ſtellen in der IT. Bezugsclaſſe der ſtädtiſchen Diener unbeſetzt zu 
laſſen. (An genommen.) 

5. Derfelbe beantragt die Gewährung einer Gnadengabe für 
eine Feuerwehrmanns-Witwe und eine ſolche für eine Gemeinde— 
beamtens⸗Witwe. (Angenommen.) 

6. Derſelbe beantragt den Fortbezug von zwei Gnadengaben 
und eine gnadenweiſe Gewährung eines Erziehungsbeitrages. 


7. Oerſelbe beantragt die Penſionierung des Steuerexecutions⸗ 
Officialen Benedict Leitner. (Angenommen.) 


8. Derſelbe beantragt die Penſionierung des in der n.5. 
Landesirrenanſtalt internierten Amtsdieners J. W., reſpective die 
Gewährung eines Gnaden ⸗Erziehungsbeitrages für deſſen beide 
Kinder. (Angenommen.) 

9. Gem.-Nath Dr. Vogler beantragt den Fortbezug des 
Erziehungsbeitrages für eine Bürgerſchullehrerswaiſe. 

Angenommen.) 

10. Derſelbe beantragt die Verleihung der großen goldenen 

Salvator⸗Medaille an den geweſenen Armenrath Joſef Schadek. 
(Angenommen.) 

11. Derſelbe beantragt die Verleihung der goldenen Salvator- 

Medaille an den Armenrath Franz Bachinger. 
(Angenommen.) 

12. Derſelbe beantragt die Verleihung der goldenen Salvator- 

Medaille an den Armenrath Johann No oſek. (A ngenommen.) 
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13. Gem.-Nath Dr. Hackenberg beantragt die Verleihung 
des taxfreien Bürgerrechtes an den Magiſtratsrath Franz Chwalowsky 
anläſslich ſeiner Penſionierung. (Angenommen.) 

14. Gem.-Nath Dr. Lederer beantragt den Fortbezug von 
Gnadengaben für zwei Lehrerswitwen. (Angenommen.) 

15. Derſelbe beantragt die Penſionierung des Steuerexecutions- 
Officialen Franz Lehmann. (Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Sludtrath. 


Hitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 26. September 1893. 
Mittwoch, den 27. September 1893. 
Donnerstag, den 28. September 1893. 
Freitag, den 29. September 1893. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 13. September 1893, 


Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Prix. 


2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, Noske, 
v. Götz, Rückauf, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Dr. Stenzl, 
Matthies, Vaugoin, 
Matzenauer, Dr. Vogler, 
Meißl, Wurm. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Beurlaubt: St.⸗R. Dr. Lueg en v. Neumann, Witzels— 
berger. 

Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. Hackenberg. 

Experten: Magiſtrats⸗Vicedirector Tachau, Baurath Clauſer 

Schriftführer: Magiftrat3-Concipift Dr. Weiſer. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 

(6437.) St.-R. Voſchan referiert über das Offertperhandlungs⸗ 
Ergebnis wegen Vergebung der Möbeltiſchler- und Schriftgießerarbeiten 
für den Bau eines Amtshauſes in Ober-Döbling im XIX. Bezirke 
und beantragt: 

1. Die Möbeltiſchlerarbeiten der Firma Andreas Oltmanns, 
W Agydigaſſe 6, mit einem Nachlaſſe von 8 Percent, und 

2. die Schriftgießerarbeiten der Firma Mich. Winkler & Sohn, 
XV., Michaelergaſſe 17, mit einem Nachlaſſe von 30 Percent zu ver— 
geben. (Angenommen.) 


6380.) Derſelbe referiert über die Anſchaffung von acht Rohr. 


beck'ſchen Alkohol-Meſsapparaten um den Betrag von 120 fl. und 


beantragt die Genehmigung dieſer Beſchaffung und die Bewilligung eines 
Zuſchuſscredites per 120 fl. zur Ausgabs⸗Rubrik IX 3. 
(An genommen.) 
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6346.) Derſelbe referiert über 31 Anſuchen aus dem IX. Bezirke 
um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die 
Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Thor Franz, Chordirector und Muſikſchul⸗Inhaber; 

Kamleitner Karoline, Wirtſchafterin; 

Barbieri Domenico, Dr. med., kaiſerl. Rath; 

Eberant Joſef, Hausbeſorger; 

Prusa Franz sen., Privatier; 

Pruda Franz jun., Holz- und Kohlen⸗Verſchleißer; 

Jehne Ignaz, Tiſchlergehilfe und Hausbeſorger; 

Krempel Eliſabeth, Bedienerin; 

Haberſattler Joſef, Hausbeſorger; 

Mayer Bertha, Private; 

Urbach Abraham (Adolf), Fabriksbeamter; 

Adam Franz, Schneidergehilfe; 

Meindl Franz, Marktvictualienhändler; 

Weeſe Johann, Bureaudiener; 

Moſer Johann, Taſchnergehilfe; 

Strak Franz, Spediteuraufleger; 

Segali (auch Segalla) Leib (Leo), Handelsagent; 

Kri! Anton, k. k. Poſtamtsdiener; 

Ludwig Marie, Beſitzerin eines Hufſchmiedgewerbes; 

Prochaska Joſef, Gemiſchtwaren-⸗Verſchleißer; 

Gſöll Marie, Stubenmädchen; 

Hinterm ayr Franz, Vorarbeiter; 

Ceh Ferdinand, Portier; 

Haidinger Johann, Platzmeiſter; 

Spalek Joſef, Kürſchnermeiſter; 

Lanzinger Katharina, Zeitungsausträgerin; 

Schmutz Johann, Kutſcher; 

Rößſelhuber Engelbert, Stein- und Kupferdrucker; 

Stub enr auch Franz, Buchhalter; 

Ruberl Arnold, Aſſecuranzbeamter; 

Warchalowski Emil, Seeretär der Erſten Wiener Zeitungs— 
Geſellſchaft. (Angenommen.) 

(5646.) Derſelbe referiert über den Zuſchuſseredit zur Ausgabs⸗ 
Rubrik XIII „Anſchaffung von Lernmitteln für arme Schulkinder“ 
pro 1892 und beantragt, beim Gemeinderathe einen Zuſchuſscredit in 
der Höhe von 26.698 fl. 78 kr. zu erwirken. 

(Angenommen; an die Commiſſion zur Prüfung 
der Rechnungsabſchlüſſe pro 1892.) 

(6402) St.-N. Dr. Huber referiert über Herftellungen zur 
Verbeſſerung der Canaliſierung der Kälberhalle und Anbringung von 
eiſernen Stangen an den Säulen zum Anhängen von Rindern und 
beantragt, die Genehmigung dieſer Herſtellungen und Bewilligung eines 
Zuſchuſscredites in der Höhe des Erforderniſſes von 8539 fl. 28 kr. 
zur Rubrik XXVIII 2 b. 

(Bei dieſem Referate fungierte Baurath Clauſer als Experte.) 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(646 1.) Sk.-N. Matzenauer referiert über das Anſuchen des 
Barnabiten⸗Collegiums zu St. Michael um Herſtellung eines Asphalt— 
pflaſters auf der Fläche zwiſchen dem asphaltierten Trottoir und der 
Flucht der Michaelerkirche, beziehungsweiſe dem Hauſe Nr. 6 Michaeler⸗ 
platz und beantragt, das Anerbieten des genannten Collegiums, für 
die Asphaltierung dieſer Fläche im Zuge der Regulierungsarbeiten am 
Michaelerplatze die Koſten aus eigenem zu beſtreiten, mit dem aus⸗ 
drücklichen Vorbehalte anzunehmen, daſs hiedurch die gegenwärtigen 
Eigenthumsverhältniſſe hinſichtlich des ganzen Trottoirgrundes vor der 
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Michaelerkirche, beziehungsweiſe dem Haufe Or.⸗Nr. 6, welcher grund 
bücherlich einen Beſtandtheil der dem öffentlichen Gute inneliegenden 
Cat.⸗Parc. 1667 bildet, in keiner wie immer gearteten Weiſe berührt 
werden und die der Gemeinde Wien erwachſenden Koſten per 277 fl. 
38 kr. derſelben nach erfolgter Collaudierung der Arbeiten rückzuver⸗ 
güten ſind. (Angenommen.) 

(6333.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Leopold Sailer 
um käufliche Überlaſſung des Bürgerſpitalgrundes Cat.⸗Parc. 801 in 
Simmering und beantragt die Wahl eines Comités behufs Verhand— 
lungen mit dem Geſuchſteller. ( Angenommen.) 

(6280. Derſelbe referiert über die vom Forſtmeiſter Hackenberg 
angeordneten Holzfällungen auf dem Pachtgrunde der Anna Lin zbauer, 
Hochramalpe nächſt dem St. Marxer Walde bei Gablitz, und beantragt, 
die gefällten Holzquantitäten per 9 m? Erlenprügel & 1 fl., 8 m? Erlen⸗ 
ſtöcke zu 1 fl. 65 kr. und 2 ms Buchenprügel à 1 fl. 55 kr., zuſammen 
um 25 fl. 30 kr. der Anna Linzbauer zu überlaſſen und dem 
Forſtmeiſter Hackenberg die weiteren Fällungen auf dem Pacht⸗ 
grunde derſelben zu unterſagen. Angenommen.) 

(6419.) St.- N. Müller referiert über das Project für den 
Bau einer Schlepp¾hahn von der Donauuferbahn zur Mälzerei der 
Hütteldorfer Bierbrauerei⸗Actiengeſellſchaft nächſt dem Quaibahnhofe 
im Prater und beantragt, vom Standpunkte der Straßenbenützung 
dem vorliegenden Projecte für die Herſtellung einer im Kilometer 7˙8 
der Eiſenbahnlinie Nuſsdorf—Kaiſer⸗Ebersdorf (Donauuferbahn) ab- 
zweigenden und den Handelsquai traverſierenden Schleppbahn zu der 
von der Hütteldorfer Bierbrauerei-Actiengeſellſchaft auf Baugruppe 
XVII der Donauregulierungsfondsgründe zu erbauenden Mülgerei 
unter den im Bauamtsberichte sub 1 bis 11 geſtellten Bedingungen 
die Zuſtimmung zu ertheilen. (An genommen.) 

(6421.) Derſelbe referiert über die Abtheilung der Realität 


Einl.⸗Z. 1126 in Unter-Meidling, Quellen- und Franzensgaſſe im 


XII. Bezirke, und beantragt, die Ertheilung des Bauconſenſes für die 
Bauſtelle Einl. Z. 1242 nur davon abhängig zu machen, dafs vorher 
wenigſtens die laſtenfreie Abſchreibung und Niveauherſtellung, ſowie 
die Übergabe bezüglich desjenigen Grundes erfolge, welcher für die 
Eröffnung der Quellengaſſe in der halben Straßenbreite von den Bau⸗ 
stellen I, II, III (alfo zwiſchen der Dammſtraße und Franzensgaſſe) 
erforderlich iſt. 

Den Eigenthümern der übrigen Bauſtellen, ſowie dem Eigen⸗ 
thümer des Straßengrundes werde zur Durchführung der grundbücher⸗ 
lichen laſtenfreien Abſchreibung des Straßengrundes und Eintragung 
in das öffentliche Gut der Gemeinde Wien, ſowie zur Niveau⸗ 
herſtellung der Auftrag auf Grund des Parcellierungs⸗Conſenſes und 
der Beftimmung des § 14 der Bauordnung für Niederöſterreich mit 
dem Beiſatze ertheilt, daſs vor Durchführung dieſes Auftrages eine 
Baubewilligung in keinem Falle ertheilt werden würde. 

StR. Wurm beantragt, daſs vorerſt die geſammten, nach dem 
Parcellierungsplane und der dazu gehörigen Tabelle zur Straße ent- 
fallenden Grundflächen grundbücherlich laſtenfrei abgeſchrieben, als 
Straßengrund der Gemeinde Wien in das Verzeichnis für das öffent⸗ 
liche Gut eingetragen und unentgeltlich und im richtigen Niveau an 
die Gemeinde Wien übergeben werden, demnach vordem kein Bau⸗ 
conſens auch nicht für die Bauſtelle ausgefertigt werde. 

StR. Matzenauer ſtellt zu letzterem Antrage den Zuſatz⸗ 
Antrag, von dem Vorgehen des Grundbuchsgerichtes bei der in Rede 
ſtehenden Parcellierung dem Oberlandesgerichte Mittheilung zu machen, 
damit auf dieſe Weiſe in Hinkunft ähnliche Vorkommniſſe vermieden 
werden. 
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Anträge der St.-R. Wurm und Matzenauer ange 
nommen. 

(Bürgermeiſter Dr. Prix übernimmt den Vorſitz.) 

(5095.) Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl referiert über die 
Beſetzung erledigter Beamtenſtellen im Conſeriptionsamte. 

Es werden ernannt: 

zu Adjuncten in der IX. Nangclaſſe: Bellazi Joſef, Krumpel 
Joſef; 


zum Official in der X. Rangclaſſe, I. Kategorie: Wojaczek ' 
Joſef (letzterer unter Einſtellung feiner bisherigen Zulage von 190 fl.); 
zu Officialen in der X. Nangclaſſe, II. Kategorie: Glafer 


Eduard, Eichberger Joſef, Gradwohl Johann; 
zu Acceſſiſten in der XI. Rangclaſſe: Bachmann Leopold, 


Höller Ludwig, Kamp Max, Fuhrmann Karl, Weindl Max, 


Wengersky Otto. — Drei Aceeſſiſtenſtellen bleiben derzeit unbeſetzt. 
(5579.) Derſelbe referiert über Beſetzungen im Conceptſtatus. 
(Magiſtrats⸗Vicedirector Tachau fungiert als Experte.) 

Es werden ernannt: 
zu Magiſtratsräthen in der VII. Raugclaſſe: Dr. Franz Sauer, 
Dr. Ferdinand Seltſam; 


zu Magiſtrats⸗Secretären in der VIII. Rangclaſſe: Siegmund 


Kodidek, Joſef Umbauer; 

zu Magiſtrats-Commiſſären in der IX. Rangclaſſe: 
Fuhrmann, Johann Bednaf; 

zu Magiſtrats⸗Concipiſten in der X. Rangclaſſe, J. Kategorie: 


Dr. Auguſt 


Dr. Alfred Höfer, Karl Vornwald, Dr. Victor Winkler, 


Dr. Rudolf Bibl (eine Stelle bleibt derzeit unbeſetzt); 
zu Magiſtrats-Concipiſten in der X. Rangclaſſe, II. Kategorie: 
Karl Otto Friſchauf, Ernſt Jockl, Wilhelm Wimmerer, 


Adalbert Petzold, Dr. Emil Heller (eine Stelle bleibt derzeit 


unbeſetzt). 

(6209.) St.⸗R. Kreindl referiert über fünf Anſuchen aus dem 
XVIII. Bezirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und 
beantragt: 

a) die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Lorenz Auguſt, Maurergehilfe; 

Friedl Antonie Francisca, Private; 

Grüger Maurus, Aushilfsträger im k. k. Verſatzamte; 


Zernpfenig Matthias, Aufſeher im Währinger Ortsfriedhofe 


b) die Zuſicherung der Aufnahme an 
Schwaab Lorenz, Bureauchef. (Angenommen.) 
Schluſs der Sitzung. 


Allgemeine Muchrichten. 


Approviſtonierung. 
(Borſteuviehmarkt vom 19. September 1893.) 
1. Auftrieb 
auf dem freien Markte: 

Jungſch weine 3171 Stück 
Fettſchweine 8089 „ 

Summa . 11260 Stück 
Angekauft wurden: 


für Wien. 9120 Stück 
für das Land.. 1480 „ 
unverkauft blieben 660 „ 
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2. Preisbewegung: 
Jungſchweine .. . von 30 bis 41 ir. 
Fettſchweine .. . „ 30 „ 382, 
| Der Geſchäftsverkehr war bei dem ſtarken Auftriebe flau und 
haben die Preiſe aller Gattungen 1 bis 2 kr. per Kilogramm ein— 
| gebüßt. 


per Kg. Lebendgewicht. 


**. * 
* 


(Pferdemarkt vom 19. September 1893.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 328 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferdee . 90-310 fl. per Stück. 
| „ Schlachtpferde .. 33— 60 „ „ „ 
| Der Markt war lebhaft. 

* * 


* 
(Stechviehmarkt vom 21. September 1893.) 
1. Auftrieb: 

Kälber Waidner 1057, Kälber lebend 2507, Lämmer 
Waidner 6, Lämmer lebend 57, Schafe Waidner 718, 
Schafe lebend 8466. 

| 2. Preisbewegung: 
Kälber Waidner per Kgg nm... von 28 bis 50 (54) kr. 


Kälber lebend „/i... „ 22 % 46 (8 
Lämmer Waidner „ Paar von 6 bis 8 fl. 
Lämmer lebend . „ N ie U e 


Schafe Waidner „ Kg. von 22 bis 42 (44) kr. 
Schafe lebend . „ Paar . von 6 bis 20 fl. 
Schafe lebend „ K ꝶ g.. von 18 bis 36 kr. 


Auf dem Jungviehmarkte wurden um 95 Stück Kälber weniger 

zugeführt. Die Nachfrage entſprach beiweitem nicht den ſtarken 
Zufuhren und haben daher die Preiſe einen Rückgang von 3 bis 4 kr. 

per Kilogramm erfahren. 

| Auf dem Schafmarkte wurden um 1340 Stück Schafe mehr auf- 

| getrieben. Die Kaufluſt war ſehr flau und find die Preiſe um 1 fl. 

per Paar, reſpective um 2 kr. per Kilogramm gefallen. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 21. September 1893 

21 Stück Maſt⸗, 50 Stück Weide⸗ und 145 Stück Beinlvieh 

aufgetrieben. 


Hanitäts angelegenheiten. 


| 

| 

| 

Protokoll über die Sitzung der Sanitäts⸗Commiſſion vom 
| 9. September 1893. 

| 
| 


Vorſitzender: Bürgermeiſter Dr. Joh. Nep. Prix. 


Entſchuldigt die Commiſſionsmitglieder Herren: Dr. Kühn, 
| Dr. Lueger, Seidler und Ulrich. 


| Der Vorſitzende begrüßt die Verſammlung und theilt 
mit, daſs die Sanitäts⸗Commiſſion deshalb einberufen werden 
musste, weil zwei Cholerafälle in Wien conſtatiert worden ſind; 
es ſei aber hieran keine Befürchtung zu knüpfen, da der Geſundheits⸗ 
zuſtand in Wien ein ſehr günſtiger ſei und zu keinerlei Be— 
ſorgniſſen Anlaſs gebe. 

Stadtphyſicus Dr. Kammerer berichtet über den Gefundheits- 
zuſtand in Wien und bemerkt, das der Krankenſtand in ſämmtlichen 
19 Bezirken ein ſehr niederer ſei und können die Geſundheits— 
verhältniſſe als ſehr günſtige bezeichnet werden; insbeſondere treten 
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auch die Magen und Darmerkrankungen in weit milderer Form 
wie in früheren Jahren auf und ſind an Zahl geringer. 

Weiters bemerkt derſelbe, dafs die Fälle von Anzeigen über 
choleraverdächtige Erkrankungen trotz Verſchärfung der Anzeigepflicht 
in der Zeit vom 20. Juli bis 7. September d. J. 61 betrugen 
gegen 85 in derſelben Zeit des Vorjahres. Es kamen zehn cholera— 
verdächtige Todesfälle zur Obduction und wurde in zwei Fällen 
(Eggenfellner und Mertl) cholera asiatica conſtatiert. 

Dieſer Bericht wird mit voller Befriedigung zur Kenntnis 
genommen. Der Vorſitzende bemerkt hierauf, daſs daraus 
erſehen werden kann, mit welcher minutiöſen Genauigkeit zuwerke 


gegangen wird, und betont, dass die Einſchleppung der Krankheit 
durch Mertl unter Umſtänden erfolgte, welche wohl Bedenken 


2 


| 


erregen. Der in Wien bereits krank eingelangte Patient war ſchon 


von der Krankheit befallen, als er in Maros-Szigeth die Bahn 
beſtieg. 

Stadtphyſicus Dr. Kammerer gibt auf Grund der über 
dieſen Krankheitsfall gepflogenen Erhebungen die einzelnen Details 
der Krankengeſchichte bekannt. 

Der Vorſitzende weist darauf hin, das die Conducteure 
die Einſchleppung der Cholera nicht verhindern können, und es ſei 
deshalb nothwendig, neuerdings an das hohe k. k. Miniſterium 
des Innern die dringende Bitte zu richten, dass die Koſten für 
Begleitärzte bei Fernzügen flüſſig gemacht und ſo raſch als möglich 
mit der Einführung der Begleitärzte vorgegangen werde; hiezu 
bemerkt Dr. Lerch, dafs die Einführung der Begleitärzte auch auf 
Dampfſchiffe auszudehnen ſei. 

Es wird einſtimmig beſchloſſen: 

Die Sanitäts⸗Commiſſion richtet an das hohe k. k. Miniſterium 
des Innern neuerlich die dringende Bitte, ſo raſch als möglich 
mit der Einführung von Begleitärzten für Fernzüge und Dampf 
ſchiffe vorzugehen. 

Weiters bemerkt der Vorſitzende, daſs der Magiſtrat die 
umfaſſendſten Vorbeugungsmaßregeln ergriffen, dass die Polizei⸗, 
Hofe und Militärbehörden in der freundſchaftlichſten Weiſe zu— 
ſammenwirken, dafs ſich in den einzelnen Bezirken Bezirks⸗Sanitäts⸗ 
Commiſſionen gebildet und die Bezirksausſchüſſe ſich mit lobens— 
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wertem Eifer gewiſſenhaft mit den ſanitären Unterſuchungen 
befaffen. Seit Ende Juli haben 14.000 Reviſionen ftattgefunden, | 


und es mufs mit Befriedigung conſtatiert werden, dass ſich wenige 
Anſtände (1250) ergeben haben, wovon bereits 550 beſeitigt ſind; 
daraus ergibt ſich, dafs die Bevölkerung mit geſundem Sinne im 
Intereſſe des Gemeinwohles mitwirkt an der Beſeitigung der 
Gefahr. Bezüglich der nächtlichen Reviſionen ſind ebenfalls die 
nöthigen Einleitungen bereits getroffen. 


Verhältniſſe der Wiener Garniſon erfreuliche ſeien, daſs der normale 
Krankenſtand minimal (am 5. September d. J. 26 Erkrankungen 
bei einem Stande von 23.000 Mann), dass fortwährend ſanitäre 
Reviſionen ſtattfinden und die Übelſtände ſofort abgeſtellt werden. 

Magiſtratsrath Lekiſch erſtattet ſohin einen kurzen Bericht 
über die ſanitären Vorkehrungen im Hochquellengebiete und gibt 
weiters bekannt, daſs 3 Säle, 21 Zimmer und 11 Cabinette zu— 
ſammen ausreichend für 236 Perſonen zur Verfügung ſtehen für 
den Fall, als Iſolierungen bei Eintritt eines Cholera-Erkrankungs⸗ 
falles vorgenommen werden müssten. Der Krankentransport iſt 
organifiert und ebenſo der Permanenzdienſt im II. und XIV. Be⸗ 
zirke. Weiters hat die Freiwillige Rettungs⸗Geſellſchaft einzelne 


Ober⸗Stabsarzt Dr. Chlubna berichtet, daſs die ſanitären 
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Stationen eingerichtet und die öſterreichiſche Geſellſchaft vom Rothen 
Kreuze gleichwie im Vorjahre die Zuſicherung gegeben, dass ſie 
im Bedarfsfalle 20 Transportwagen zur Verfügung ſtellt. Für 
die Aufnahme von Cholerakranken iſt in erſter Linie das Kaiſer 
Franz Joſef⸗Spital, weiters das communale Epidemie⸗Spital an 
der Trieſterſtraße, ferner ein Theil des Wilhelminen-Spitales 
und im Falle der Noth das Spital in Zwiſchenbrücken für den 
II. Bezirk und ſind in dieſen Spitälern 1492 Betten ſichergeſtellt. 
Für den Kranken⸗Transport beſitzt die Gemeinde 67 Träger, 9 Ein⸗ 
ſpännerwagen, 26 Zweiſpänner, zuſammen 35 Wagen; ſpeciell für 
den Transport von Cholerakranken 34 Träger, ferner 3 einſpännige 
und 16 zweiſpännige Wagen. Die Freiwillige Rettungs⸗Geſellſchaft 
hat für den Cholerakranken⸗Transport 17 Individuen,? Baracken, 
11 einſpännige und 4 zweiſpännige Wagen, zuſammen 15 Wagen, 
die Geſellſchaft vom Rothen Kreuze 20 Wagen, daher im ganzen 
54 Wagen. 

Der Schriftführer: 


Hans Pfeiffer m. p. 


Der Vorſitzende: 


Dr. Prix m. p. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Vaubewilligungen wurden überreicht: 
vom 18. September bis 21. September 1893; 


Für Neubauten: 

IX. Bezirk: Haus, Höfergaſſe 5, Grundb.⸗Einl. 286, von Auna Klöpfer 
Bauführer Al. Schumacher (6845). 
Haus, Höfergaſſe 3, Grundb.⸗Einl. 286, von 
Bauführer Al. Schumacher (6846). 
Einftödiger Neubau, Parcelle 240.41, Einl.. 328, Hietzing, 
(Neue Welt), Lainzer- und St. Veiterſtraße, von Thereſe 

Bauer, Bauführer G. Berger (24204). 

Villa, Ottakring, Cat.-Pare. 340/14, Ried Winterleiten, 
Grundb.⸗Einl. 2826, von Karl und Karoline Maurer, 
Bauführer Georg Kowapik (388942). 
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Anna Klöpfer, 
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XIII. Bezirk: 


XVI. Bezirk: 


Für Zubauten: 

Brigittaplatz 1, von Max Landau, Bauführer Deh m 
K Olbricht (6897). 

XIII. Bezirk: Schupfe, Speiſing, Hauptſtraße 
Bauführer derſelbe (24203). 

Pferdeſtall, Ober⸗St. Veit, Auhofſtraße 47, von Barbara 
Kümmerle, Bauführer ? (24850, 25090). 

Seitentract, Speiſing, Hauptſtraße 48, von ol. Wein⸗ 
rother, Bauführer Kröpfl (24854). 

„ Schupfen, Abort, Senkgrube, Baumgarten, Hütteldorfer⸗ 
ſtraße 71, von Georg Herberth, Bauführer Alber 
(24880). 

Glashaus, Hietzing, Auhofſtraße 14, von 
Bauführer Wenzwo (25090). 

Ottakring, Wilhelminenſtraße 113, von Jakob und Francisca 
Stindl, Bauführer Martin Vogler (88946). 

Ottakring, Leopoldigaſſe 22, von Ignaz und Jakob Kuffner, 
Bauführer Antonin Zag rs ki (38945 

Ottakring, Friedmannsgaſſe 46, von Joſef 
führer Franz Vock (38954). 

Neulerchenfeld, Hauptſtraße 21, von Armand und Marie 
Spetter, Bauführer Franz Vock (39108), 

Tanzſalon und Abortanlage, Dornbach, Hauptſtraße 131, 
von Adele Heuke, Bauführer H. und F. Glaſer 
(31016). 

Herſtellung eines Seitentractes (Pferdeſtall', Währing, Wiener⸗ 
ſtraße 62, von Karl Andres, Bauführer Alexander 
Jungwirth (27918). 


Für Adaptierungen: 
Opernring 19, von Eduard Lanner, Bauführer Chr. 
Binder (6902). 


II. Bezirk: 
21, von Joſef Pantlitſchko, 
7. 77 
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Emil Rodek, 


XVI. Bezirk: 
Sittig, Bau⸗ 
XVII. Bezirk: 


XVIII. Bezirk: 


J. Bezirk: 
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Bezirk: Wiedener Hauptſtraße 55, von Michael Bernhofer, 


Bauführer C. Rieß (6889). 


VII. Bezirk: Kandlgaſſe 6, von Karl Rathner, Bauführer? (6867). 
VIII. Bezirk: Langegaſſe 23, von Auguſte Friedinger, Bauführer 
| F. Kubaeſek (6862). 
IX. Bezirk: Univerſitätsſtraße 12, von Ferd. Dehm und F. Olbricht, 
Baumeiſter (6841). 
5 ir Servitengaſſe 11, von Gräfin Ludovika Dubsfy, Bauführer 
E. Schweinburg (6887). 
X. Bezirk: Hanſengaſſe 3, von Stephan Wrany, Bauführer Lorenz 
Wetſch (29691). | 
„ „ Jaagdgaſſe 39, Ecke der Rothehofgaſſe 30, von Joſef Zeit— 
linger, Bauführer ? (29701). 
XI. Bezirk: Breitenſee, Kirchengaſſe 15, von Joſef Laſer, Bauführer 
Ludwig Zatzka (24314). 
5 „ Breitenſee, Rudolfſtraße 12, von Johann Reichhuber, 
Bauführer Ludwig Zatzka (24315). 
XVI. Bezirk: Ottakring, Wurlitzergaſſe 46, von Hermann Popp, Baus 


führer Franz Vock (38953). 


führer Franz Roth (38989), | 
XVIII. Bezirk: Gerſthof, Scheidlſtraße 50, von Hugo Carmine, Bau— 
führer? (27694). N | 
1 „ Paähring, Mitterberggaſſe 15, von Bonifacius Ritt v. Riedl, 
Bauführer? (27919). 
| Für diverſe (geringere) Bauten: 
II. Bezirk: Rohrcanal, Karmelitergaſſe 9, von Heinz Gerl, Baumeiſter 


(6849). 

Abort und Senkgrube, Kaiſer-Ebersdorf, Schwechaterſtraße, 
Conſcr.⸗Nr. 118, von Franz und Barbara Bruckmoſer, 
Bauführer Anton Heindl, Baumeiſter (13187). 

Hofmauer⸗Erhöhung, Unter⸗Meidling, Hauptſtraße 74, von 
Laufer & Sohn, Bauführer Friedrich Sonnen— 
burg (26552). 


Bezirk: 


Bezirk: 


XIII. Bezirk: Hauscanal, Penzing, Hauptgaſſe 53, von Thereſe Neß ler, 
Bauführer Stättermeyer (24733). 
1 „ Hauscanal, Penzing, Maiergaſſe 5, von Heinrich Edler v. 
Vogel, Bauführer Stättermeyer (24724). 
1 „ Hauscanal, Penzing, Schulgaſſe 5, von Joh. Feilhaber, 
Bauführer Stättermeyer (24725). 
N „ Hauscanal, Penzing, Pfarrgaſſe 5, von Moriz Komrovsky, 
Bauführer Stättermeyer (24726). 
7 h Hauscanal, Penzing, Pfarrgaſſe 3, von Urſula Kunert, 
Bauführer Stättermeyer (24727). | 
7 „ Hauscanal, Penzing, Maiergaſſe 3, von Henriette Scherer, 
Bauführer Stättermeyer (24755). 
XVI. Bezirk: Canal, Neulerchenfeld, Haſuerſtraße 30, von Franz Lorenz, 
Bauführer A. Sikora (38949). 
XVII. Bezirk: Mauer und Planke, Dornbach, Winklergaſſe 9, von Roſa 


Mayßen, Bauführer Fr. Nowa ek (80915). | 

Auswechslung einer Deckenconſtruetion, Währing, Wiener⸗ 
ſtraße 9, von Joſef Staſtuik, Bauführer Joſ. Baldia 
27443). 


Bezirk: 


XIX. Bezirk: Treibhaus, Ober-Döbling, Nufsdorferftraße 33, von J. 
Römer & Sohn, Bauführer Franz Feigl! (16602). 
Stockwerks⸗Aufſetzungen: 
XVIII. Bezirk: Aufſetzung zweier Stockwerke und Werkſtättenzubau, Währing, 
Auaſtaſius Grüngaſſe 30, von Emil Pollak, Bauführer 
Adolf Wengritzky (27690). 
Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 

II. Bezirk: Eberlgaſſe 4, Grundb.⸗Eiul. 3497, von Michael Stirling 
6852). 

1 „ Eberlgaſſe 6, Grundb.⸗Einl. 2488, von Michael Stirling 
(6853). 

15 „ Strefleurgaſſe, Grundb.-Einl. 2005, von Joſef Jalkotzy 
(6854). 

XII. Bezirk: Unter-Meidling, Grundb.⸗Einl. 44, von der Wiener Bau— 


geſellſchaft noe. Freiin v. Sommaruga (6840). 


Ceſuche um Bekanntgabe der Vaulinie wurden überreicht: 


X. Bezirk: Alxingergaſſe 42, von Julius und Marie Schmid t (29796). 
XI. Bezirk: Magazin, Simmering, Geiſelberg, Einl.-Z. 386, Conſer.⸗ 
Nr. 404, von der Direction der J. öſterr. Jute⸗ 
ſpinnerei und⸗Weberei (13181). 
XIII. Bezirk: Lainz, N Veiterſtraße, von Ludwig R. v. Becker 
ö 684 


( 

XVII. Bezirk: Dornbach, Ecke der Kainz⸗ und Schwarzenbergſtraße, von 
Frauz Schuſter (30916). 

XIX, Bezirk: Baugrund, Einl.⸗Z. 553, Conſer.⸗Nr. 161, Or.⸗Nr. 33, 
Parc. 33 und 34, Nuſsdorferlände, von Guſtav Hönig 
(16633). 


Ottakring, Hauptſtraße 156, von Moriz Schöngut, Bau- 
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Gewerbeanmeldungen vom 14. September 1893. 


Fortsetzung) 

Czech Thereſia — Verſchleiß von Obſt und Grünzeug im Umherziehen 
— XVIII., Währing, Schulgaſſe 73. | 

Bartos Anna — Papier-, Schreib- und Zeichenrequiſiten-Verſchleiß — 
V., Fockygaſſe 25. | 

Englert Joſefa — Pfaidlerin — I., Giſelaſtraße 1. 

Quetſch Henriette — Pfaidlerin — II., Wintergaſſe 17. 

Pauer Marie — Privatlehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen und 
Kleidermachen — XVIII., Währing, Gürtel 53. 

Picher Joſef — Rauchfangkehrer — V., Gartengaſſe 17. 

Hubel Karl — Schuhmacher — IV., Trappelgaſſe 4. 

Weſely Franz — Schuhmacher — IV., Louiſengaſſe 23. 

Jiru Johann — Tiſchlergewerbe — IX., Schubertgaſſe 15. 

Kohl Johann — Tiſchlergewerbe — XIII., Schmiedgaſſe 23. 

Schenk Marie — Tiſchlergewerbe — VII., Neubaugaſſe 44. 

Wilhelm Anna — Tiſchlergewerbe — III., Reisnerſtraße 7. 

Beniſchko Joſef — Verſchleiß von Schulbüchern, Gebetbüchern, Kalendern 
und Heiligenbildern — XIII., Unter⸗St. Veit, Kirchengaſſe 21. 

Heſſe Eliſabeth — Verſchleiß von Schul-, Gebetbüchern und Kalendern 
— IV., Preſsgaſſe 23. 

Höllinger Friederike — Verſchleiß von Schul-, Gebetbüchern und Heiligen- 
bildern — III., Ungargaſſe 33. 

Halbwidl Katharina — Verſchleiß von Milch-, Milchproducten, Gebäck 


und Canditen — IX., Fechtergaſſe 17. 


Dückelmann Eduard — Verkauf von Stoffen, Kurzwaren und Regen— 
ſchirmen — XVIII., Währing, Kreuzgaſſe 50. 
Merth Thereſia — Wäſcherin — XIII., Baumgarten, Hauptſtraße 51. 
Mraéansky Ernſt — Würſtel- und Brotverſchleiß im Umherziehen — 
X., Quellengaſſe 5. 
% 


Gewerbeaumeldungen vom 15. September 1893. 


Threir Joſef — Ankleiden von Puppen — XIV., Wienfluſssgaſſe 4. 
Mautner Sigmund — Bank- und Commiſſionsgeſchäft — J., Wipplinger— 
ſtraße 43. 
Platz Karl — Buchdrucker — III., Obere Weißgärberſtraße 11. 
Sobel Moſes — Eier-Export und -Importhandel — XIV., Rudolfsheim, 
Hollergaſſe 8. 
Weißhappel Eliſe — Fleiſchſelchergewerbe — VI., Magdalenenſtraße 63. 
Hauſer Michael — Gaſtwirt — V. , Diehlgaſſe 21. 
Deutſch Roſalie — Gaſtwirtin — III., Dampfſchiffſtraße 22. 
Menzel Albert — Gaſtwirtsgewerbe (Pachtbetrieb) — II., Eugerth— 


ſtraße 136. 


Handl Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Khunngaſſe 15. 
Knopp Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Gürtel 42. 


Schmidt Margarethe — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Mildeplatz 2. 

Snydr Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Wallnerſtraße 19. 

Svételsky Roſina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Weſtbahnſtr. 6. 

Daurer Lorenz — Kleinverſchleiß von Holz und Kohlen — XIV., Rudolfs— 
heim, Pereiragaſſe 10. 

Kremſer Gregor — Kleinhandel mit Brennholz und Kohlen — XVIII., 
Währing, Gürtelſtraße 19. 

Gruber Johann — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
XV., Verlängerte Kandlgaſſe 3. 

Weßely Wenzel — Herrenkleidermacher — XVI., Friedmannsgaſſe 8. 

Grünwald Johanna — Koſtgeberin — VII., Andreasgaſſe 4. 

Seyff Karl — Krägen- und Manſchetten-Erzeugung — XVII., Hernals, 
Hauptſtraße 11. 

Müller Adolf — Ledergalanteriewaren-Erzeugung — VII., Halbgaſſe 17. 

Weidlich Johann — Ledergalanteriewaren-Erzeugung — VII., Bernard— 

aſſe 8. 
a Mikes Roſalia — Milchverſchleiß — III., Schimmelgaſſe 23. 

Kijz Pauline — Milch- und Gebäckverſchleiß — VII., Hermanngaſſe 30. 

Hirſchler Jakob — Verſchleiß von Papier, Schul-, Schreib- und Zeichnen⸗ 
requiſiten — J., Reungaſſe 17. 

Schacherl Anton — Perſonalapothekergewerbe — IX., Rothe Löweng. 1. 

Wolff Wilhelm — Verſchleiß von Pöttſchinger Sauerbrunn — VI., Web— 

aſſe 11. 
f Backovsky Ferdinand — Schuhmacher — XV., Fünfhaus, Zinkgaſſe 10. 

Baron Bernhard — Schuhmacher — V., Grohgaſſe 3. 

Wrzal Francisca — Siebmachergewerbe — XIII., Lainz, Hauptſtr. 46. 

Kraus Amalia — Sonnen- und Regenſchirm⸗Erzeugung — XVII., Hernals, 
Annagaſſe 5. 

Korbuly Franz Joſef — Spielwaren-Erzeugung — VII., Stiftgaſſe 10. 

Zawadil Franz — Stadtträger — III., Krieglergaſſe 5. 

Schweiger Eduard — Steindrucker — III., Obere Weißgärberſtraße 11. 
| Roſenzweig Johanna — Thee-, Rum- und Spirituoſen-Verſchleiß — 
I., Salzgries 17. 

Heßek Helene — Victualien-Verſchleiß — VI., Laimgrubengaſſe 9. 

Szekacs Johaun — Victualieuhandel im Umherziehen — V., Mitter— 
ſteig 12. 


4* 
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Sommer Mar. — Marktbictualienhandel — IV., Obſtmarkt. 


Wicht Ferdinand — Marktvictualienhandel — XV., Schönbrunnerſtraße. 4 
Müller Joſefa — Wagenlackierergewerbe — XVII., Hernals, Hauptſtr. 85. | 
Watzek Marie — Zeitungs⸗Verſchleiß — III., Rennweg 45 5 


** ** 


Gewerbeanmeldungen vom 16. September 1893. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 76, 22. Septemb 


Einladung zur Feier des 25jährigen Beſtandes des ſtädtiſchen 
| 1 
Ergebnis der Wahl der Commifſ 


er. 1893. 


Seite 


ä 807 
ſion zur Prüfung der Rechnungs⸗ 
ö 180 


Pädagoginm s 


1 


1808 


Fuchs Leopold — Architekt — III., Radetzkyſtraße 3. er | fend t 
Wünſch Katharina — Bauunternehmung — III. Khunngaſſe 10. Vergebung der Canal- und Senkgrubenräumungs⸗Arbeiten im 
Theil Paul — Borſtenviehhandel — III., St. Marxer Viehmarkt. 2 XVIII. Bezir lle. e 1808 
Schmaus Matthias — Feilbieten von Obſt im Umherziehen in Wien — Interpellationen: ee 
Kloſterneuburg, Stadtplatz 2. | 8. Gem.⸗Rath Tomo la, betreffend die Nichtbeſetzung einer 
Bangerl Johanna — Fiakergewerbe (pächterin) — III., Paulusgaſſe 6. Bürgerſchullehrerſtelle an der Schule XVII., Kirchengaſſe 37 . 1808 
Zelina Marie — Flaſchenbier⸗Verſchleĩ — XIV., Sechshaus, Rauchfang⸗ 9. Gem. Rath Büſſch, betreffend eine Siſtierung des Schulunter⸗ 
kehrergaſſe 22. richtes in der Schule XII., Schönbrunner Hauptſtraße 41, bis 
Görlich Karl — Gelbgießer — X., Muhrengaſſe 11. zur Vollendung der Adaptierungsarbeiten, reſpective der Aus⸗ 
Chamajdes Süſſie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Kunzgaſſe 5. | trocknung der Localitäten e . 18⁰8 
Freund Hermann — Gemiſchtwaren⸗Verſchleis — XVII., Heruals, | 10. Gem⸗Rath Eigner, betreffend den. Ban von Magazins⸗ 
Ottakringerſtraße 20. Gebäuden anläſßslich der bevorſtehenden Übernahme der Straßen⸗ 
Ornſtein Rosalia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Rein reinigung im XVII. Bezirke in eigene Regie 
hartsgaſſe 29. Anträge: . — b 
Ralbovszky Helene — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — AL, Simmering, 11. Gem.⸗Rath Buſchan, betreffend eine beſſere Beleuchtung jener 
Mühlgaſſe 8. Straßen, in welchen Erdaushebungen erforderlich ſind . .. . 1809 
Roſenberg Sidonie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Rembrandtſtr. 36. 12. Gem.⸗Rath Trambauer, betreffend die Zufuhr von Hoch⸗ 
Seiboth Konrad — Induſtriemaler — V., Krongaſſe 4. quellenwaſſer in jenem Gebietstheile des X. Bezirkes, welcher 
Blau Henriette — Maſchinſtrickerei — IL, Obere Angartenſtraße 64. „ derzeit noch der Waſſerleitung entbehrt en nt den 1809 
Kohn Roſalia — Maſchinſtickerei — V., Grüngaſſe 27. 13. Gem.⸗Rath Scheid. betreffend die Entfernung der auf den 
Menzel Marie — Milchhandel — X., Leebgaſſe 23. Spiegelgründen des Lercheufeldergürtels befindlichen verwahr⸗ 
Negrini Marie — Milch-⸗Verſchleiß — III., Stammgaſſe 6. osten Objecte —— BEE e 1809 
Pechotſch Marie — Milch ⸗Verſchlei — XIV., Rudolfsheim, Arnſtein— 14. Gem ⸗Rath Röhrl, betreffend die Errichtung einer die Be⸗ 
gaſſe 16 a. zirkstheile Meidling, Sechshaus, Gumpendorf mit der inneren 
Horak Francisca — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — V., Wolfgang- Si verbindenden Tramwaylinie . x. een ne 1809 
gaſſe g. 15. Gem.-Rath Dr. Hackenberg, betreffend den Vertrag zwiſchen 


( Muſiker — II., Kleine Schiffgaſſe 8. 


Goldner Samue | > 
Papiers, Schreib- und Zeichenrequiſiten— 


Liegenfeld Johanna — 
— V,, Steinbauergaſſe 21. 

Horn Sophie — Pfaidlerin — II., Rothenſterngaſſe 16. 

Prechler Marie — Pfaidlerin — X., Keplerplatz 8. 


Verſchleiß 


Fiala Franz — Porzellanmaler — V., Pilgramgaſſe 20. f 
Deller Otto — Preßhefehandel — 05 Rembrandtſtraße 34. i 1893. 
zwy Moriz — Handel mit chemiſchen roducten — II., Untere Donau— : . 2 
ſtraße 255 Moriz — 9 > Ben 3, Gem.⸗Rath Witze ls erger, betreffend Verleihung der goldenen 
Prolſch Anton — Tischler — XL, Simmering, Dorfgaſſe 84. 5 Salvator⸗Medaille au Johann Schmidt. 1829 
Butſchetty Ferdinand — Veranſtaltung von Geſang⸗ und Muſikproductionen „Gem.⸗Rath Joſef Müller, betreffend Baulinienbeſtimmung im 
in Niederösterreich — V., Untere Bräuhausgaſſe 66. „ Hezuk (Hütlewdorß) 5 ee 8 
Pateisty Franz — Victualienhandel — XVI., Ottakring, Eisnerſtraße 14. 3. Gem Rath Dr. Huber, betreffend Entlohnungs⸗Erhöhung für 
Breſits Thereſia — Marktvictualienhandel — XI., Simmering, Marktplatz. 4 0 00 8 8 ei 10 1 ns a Eten fle 1829 
9 — Wä kerin — IL, Rembrandtſtraße 31. 8 5 De. U ng, betreffend Taggeld-Erhöhung für 
Alt Eftfabeit ä e e | neun Mahnboteeennns. 1829 
8 ® 5. Derſelbe, betreffend zwei Gnadengabe n. 1829 
6. Derſelbe, betreffend Fortbezug von zwei Guadengaben 1829 
Gewerbeanmeldungen vom 18. September 1893. 7. | be, betreffend Nenfionierung des B. Leitner. .. „1829 
Gebhard Johann — Bicker — XII., Unter⸗Meidling, Noſaliagaſſe 3. en e e u 
Schmidt Antonia — Bäckergewerbe — VI, Webgaſſe 6. 9. Gem.⸗Rath Dr. Vogler, betreffend Erziehungsbeitrag .. . 1829 
Vitaſek Adalbert — Baumeister — XIII. Hietzing, Altgaſſe 5. | 10. Derjelbe, betreffend Verleihung der großen goldenen Salvator⸗ 
Glaſer Samuel — Bauholzhandel — Wiener Bahnhöfe, IL, Prater⸗ Medaille au Joſef Scha dek 
ſtraße 23. Der effend Verlei 1 Saldator 
Slama Franz — Bimsſtein⸗Erzeugung — XVII., Dornbach, Schwarzen— 2 9 ß Der eee eee 
berggaſſe 342. 12. Der f eee ee Shen e Saler 
Bilauſchek Johann — Buchbinder — VI., Ufergaſſe 2. 1 1 . 5 N a 
Kampas Eduard — Drechsler — AIV. Rudolfsheim, Goldſchlagſtr. 37. 13. Gem.⸗Rath Dr. 9 ackenberg, betreffend Verleihung des 
at 75 Erzeugung emailierter Flachartikel — XII., Schön— | 4 1 1 an Magd 95 Chwalowsky 1829 
a . ” Dr. 9 0 ea = 
Bogovié Georg —. Friſeur und Raſeur — VII., Burggaſſe 2. 1 5 a 5 . 5 1 N 1 ie u 1829 
Zöhrer Eduard — Gaſtwirt — IV., Schleifmühlgaſſe 16. | 15. Derſelbe, betreffend Penſionierung des F. Lehmann 1829 
Freudenreich Rupert — Gemiſch twarenhandel — V., Hundsthurmer⸗ Stadtrath: : * 
ſtraße 51. (Das Weitere folgt.) Sitzungen des Stadtrathe s. „„ 1829 
— —ũ—dd . ä — — ſ— — Bericht über die Stadtraths⸗Sitzung vom 13. September 1893 .. . 1829 
Inh a ft: a Allgemeine Nachrichten: 
Gemeinderath: nr Approviſionierung: 
Sitzungen des Gemeinderathes . „ 1807 Borſtenviehmarkt vom 19. September 18ghhh9ůu 0. .. 1831 
Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes | Pferdemarkt vom 19. September 18h39 1831 
vom 19. September 1893. Stechviehmarkt vom 21. September 18gm̃vguun /e 1831 
Inhalt: | Sanitätsangelegenheiten: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: Protokoll über die Sitzung der Sanitäts⸗Commiſſion vom 9. Sep⸗ 
1. Beurlaubung der Gem.⸗Räthe Gauguf ch und Mareſch . . 1807 tember 189g9aoAr-ſ nn — „ 1831 
2. Kenntnisnahme des Dankes der Gemeinde Wien für die Anlage Baubewegung: 
des Schönbrunner Vorparkes ſeitens Sr. Majeſtät des Kaiſers . 1807 Geſuche um Baubewilligungen vom 18. bis 21. September 1893. 1832 
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Andreas Hofer-Denkmale ss 1807 Kundmachungen. 
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Beſchluſs⸗Protokoll der vertrauli 


der Gemeinde Wien und der Bauunternehmung Ritſchl 
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Straßen zur Herſtellung einer elektriſchen Bahn von Wien (Prater⸗ 
ſtern) nach Kagran .. 
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